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Dr. Annette Nietfeld  
Geschäftsführerin des  
Forum für Zukunftsenergien

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Mitglieder des Forum für  
Zukunftsenergien, 

vor Ihnen liegt die Festschrift, die wir 
anlässlich des 30-jährigen Bestehens 
des Forum für Zukunftsenergien erstellt 
haben.

Ausgehend vom Gründungsauftrag und den 
Anfängen unserer Tätigkeit haben wir darin 
für Sie nachgezeichnet, wie das Forum für 
Zukunftsenergien seinem Selbstverständnis 
entsprechend über die Jahre hinweg ge-
arbeitet hat, wie es Kommunikation in der 
Energiewirtschaft und -politik organisiert 
hat, wie es sich als branchenneutrale und 
politisch unabhängige Institution zunächst in 
Bonn, dann in Berlin und schließlich auch in 
Brüssel profiliert und seine Daseinsberech-
tigung unter Beweis gestellt hat. Wir zeigen 
Ihnen, welche Arbeitsformate wir etabliert 
haben, welche Schwerpunkte die Ener-
giepolitik auf nationaler, europäischer und 
internationaler Ebene gesetzt hat und wel-
che Themen wie diskutiert wurden.

Auch ist es interessant, vor Augen geführt 
zu bekommen, mit welcher Geschwindigkeit 
sich manchmal eben doch etwas bewegt. 
Denn der erste Eindruck, dass die alten 
Themen die neuen Themen sind, stimmt 
nicht. Natürlich stehen alt bekannte Stich-
worte immer noch auf der Tagesordnung. 
Dennoch hat sich die Welt für die Energie-
wirtschaft in den vergangenen Jahren gleich 

mehrmals verändert. Zu 
denken ist dabei an die Libe-

ralisierung des Strommarktes, 
die Einführung des EEG, den Ausstieg aus 
der Kernenergie, die Schaffung des europä-
ischen Emissionshandelssystems, die Voll-
endung des EU-Energiebinnenmarktes und 
die deutsche Energiewende.

Ich selber begleite diese Entwicklung seit 
den vergangenen fünfzehn Jahren. In die-
ser Zeit habe ich durch meine Aufgabe als 
Geschäftsführerin des Forum für Zukunfts-
energien viel erlebt, viel gesehen und auch 
viel gelernt. Für mich war es deshalb eine 
sehr interessante Zeit. Ich bin mir sicher, 
sehr geehrte Leser, dass es auch für Sie 
von Interesse sein wird, die vergangenen 
30 Jahre Energiewirtschaft und Energiepo-
litik nochmals Revue passieren zu lassen 
und die bisherige Geschichte Ihres Forum 
für Zukunftsenergien in komprimierter Form 
nachzuvollziehen.

Die Erarbeitung dieser Festschrift hat Spaß 
gemacht und war mit viel Arbeit verbun-
den. Die Vorarbeiten hat Gerd D. Lochner 
geleistet. Dafür danke ich ihm an dieser 
Stelle ganz besonders herzlich. Die Publi-
kation der Festschrift wurde möglich durch 
eine Spende unserer Mitgliedsunternehmen 

(50Hertz Transmission GmbH, ARGE Netz 
GmbH & Co. KG, ExxonMobil, GAZPROM 
Germania GmbH sowie Vattenfall Euro-
pe Windkraft GmbH). Auch ihnen gilt mein 
herzlicher Dank.

Mein Dank gilt außerdem den Mitgliedern 
des Vorstandes und den Kuratoren, insbe-
sondere Boris Schucht und Christian Se-
wing. Ohne die vielfältige Unterstützung 
durch die Vorstände, Kuratoren und Mitglie-
der könnte das Forum für Zukunftsenergien 
seine Arbeit nicht leisten. Ich danke auch 
all den Mitgliedsunternehmen und Instituti-
onen, die unsere Aktivitäten unterstützen, 
indem sie bereit sind, ihren Mitarbeitern 
das ehrenamtliche Engagement im Forum 
für Zukunftsenergien zu ermöglichen, und 
jenen, die für uns als Gastgeber fungieren. 
Dies schafft für das Forum für Zukunftsener-
gien eine unabdingbare Basis.

Last but not least danke ich ganz besonders 
herzlich meinen Mitarbeitern für die geleiste-
te Arbeit, ihr Engagement, ihre Zuverlässig-
keit und ihre Loyalität.
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seit nunmehr 30 Jahren stellt das Forum 
für Zukunftsenergien der Energiewirt-
schaft und -politik eine branchenneutrale 
Plattform für die energiepolitische Debatte 
zur Verfügung. Zum Gründungszeitpunkt 
waren weder der Fall der Berliner Mau-
er noch die späteren Entwicklungen in der 
Energiewirtschaft, wie z.B. die Liberalisie-
rung der Märkte, die Energiewende und 
die Klimaschutzdebatte zu erahnen. Der 
Gründerkreis handelte also in weiser Vo-
raussicht als er sich in Zeiten einer relati-
ven Beschaulichkeit für die Schaffung die-
ser Plattform einsetzte. In all den Jahren 
habe ich das Forum für Zukunftsenergien 
als eine Institution, die einer sachorientier-
te Auseinandersetzung eine echte Plattform 
gibt, zu schätzen gelernt. Daher war es mir 
eine besondere Ehre, im Jahre 2016 den 
Vorsitz des Vorstandes des Forum für Zu-
kunftsenergien zu übernehmen. Da meine 
berufliche Zukunft sich mittlerweile aus der 
deutschen Energiewirtschaft nach Eng-
land verlagert hat, ist es für mich an der 
Zeit, den Staffelstab als Vorstandsvorsit-
zender des Forums für Zukunftsenergien 
weiter zu geben. Es freut mich besonders, 
dass mit Hans-Juergen Brick ein sehr er-
fahrener und in der Branche anerkannter 
Energiemanager meine Nachfolge antritt. 
 
 

In meiner Zeit im Forum 
war es mir stets ein An-
liegen, die Umsetzung 
des Gründungsziels wei-
ter zu entwickeln und 
das Forum so zu posi-

tionieren, dass es unter 
Berücksichtigung der sich 

verändernden Rahmenbe-
dingungen erfolgreich ist. Hierbei 

ist wichtig, dass das Forum keine eigenen 
politischen Positionen bezieht, sondern den 
Zukunftsthemen eine neutrale Plattform bie-
tet.  Zukunftsthemen, die wir in der jüngsten 
Vergangenheit behandelt haben waren die 
Digitalisierung der Energiewirtschaft sowie 
die Sektorenkopplung und ihre Bedeutung 
für die Energiewende. Die Kosten und die 
Finanzierung der Energiewende beschäftig-
ten uns ebenso sehr wie die Frage danach, 
ob die Klimaschutzziele 2030 erreichbar 
sind. Alles Themen die derzeit energiepoli-
tisch von besonderer Relevanz sind.

Mein Eindruck ist, dass wir mit unserer Stra-
tegie erfolgreich sind, wie sich auch an der 
wachsenden Anzahl neuer Mitglieder und 
Veranstaltungen gut ablesen lässt. Häufig ist 
es die Politik, die den Takt unserer Arbeit im 
vorparlamentarischen Raum vorgibt. Lässt 
man die Leistungen des Forum für Zukunfts-
energien der letzten 30 Jahre Revue pas-
sieren, stellt man schnell fest, dass sich die 
Taktzahl der wichtigen energiepolitischen 
Entscheidungen deutlich erhöht hat. Abzule-
sen ist dies an einer breiten Themenvielfalt 
und einer zunehmenden Anzahl der Arbeits-

formate des Forum für Zukunftsenergien. 
Bei der Umsetzung unserer Ziele können 
wir uns auf ein motiviertes Team verlassen. 
Angeführt von Dr. Annette Nietfeld als Ge-
schäftsführerin arbeitet es stets kompetent 
und effizient und schafft es so, mit unserem 
geringen Budget die größtmögliche Wirkung 
zu erzielen. 

Letztendlich kann ein Verein nur so gut sein 
wie die Gesamtheit seiner Mitglieder. Ge-
rade eine branchenneutrale Plattform wie 
das Forum, das vom Engagement seiner 
Mitglieder lebt, ist auf diese angewiesen. 
Sie bringen sich vielfältig in unsere Arbeit 
ein mit ihrer Fachkompetenz, ihrem ehren-
amtlichen Engagement sowie ihrem Willen 
zur sachorientierter Diskussion. Es beein-
druckt mich immer wieder, wie viele Ver-
treter unserer Mitglieder sich  engagiert bei 
den Veranstaltungen einbringen und welche 
Qualität die Diskussionen haben. Außerdem 
unterstützen viele von ihnen das Forum für 
Zukunftsenergien auch finanziell über ihren 
Mitgliedsbeitrag hinaus. Dafür danke ich al-
len Mitgliedern an dieser Stelle sehr herz-
lich, denn damit schaffen sie wichtige Vor-
aussetzungen für eine weiterhin erfolgreiche 
Arbeit. Ich wünsche Ihnen nun viel Spaß bei 
der Lektüre unserer Festschrift. Dem Forum 
wünsche ich weiterhin viel Erfolg – das Fo-
rum wird mehr benötigt denn je!

Boris Schucht 
Vorstandsvorsitzender des Forum für Zu-
kunftsenergien e.V.,  
Chief Executive Officer, Urenco Ltd.

Liebe Mitglieder des Forum für  
Zukunftsenergien, liebe Leserinnen 
und Leser, G
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Deutschland und Europa brauchen 
überzeugende Antworten auf eine Be-
drohung, die uns alle betrifft: den Klima-
wandel. Das haben die Wahlen zum Euro-
päischen Parlament Ende Mai eindrucksvoll 
gezeigt. Ob die 16-jährige Umweltaktivistin 
Greta Thunberg und ihre Initiative Fridays 
for Future oder Youtube-Stars wie Rezo und 
LeFloid – die Geduld der jungen Generation 
ist erschöpft. Sie will nicht nur Versprechen 
hören. Sie will sehen, dass wirklich etwas 
passiert.

Zunächst wird ihr jedoch weiterhin Geduld 
abverlangt werden: Deutschland als größte 
Volkswirtschaft der Euro-Zone wird seine 
CO2-Ziele im kommenden Jahr verfehlen. 
Wir werden es nicht schaffen, 40 Prozent 
weniger CO2 auszustoßen als im Jahr 1990. 
Das steht jetzt schon fest. Das ist ein Ver-
säumnis von uns allen. Jetzt geht es darum, 
die längerfristigen Ziele dennoch zu errei-
chen – aber wie? Darauf brauchen wir Ant-
worten und nicht nur Absichtserklärungen. 

Für die Gremien des Forums für Zukunfts-
energien ist es Anspruch und Verpflichtung 
zugleich, an diesen Antworten mitzuarbei-
ten und die Dynamik der kommenden Jahre 
vorausschauend zu begleiten – branchen-
neutral und unabhängig. Die vorliegende 

Festschrift zum 30. Geburtstag des Forums 
belegt, wie diese Verpflichtung in den ver-
gangenen Jahren wahrgenommen wurde. 

Das Kuratorium berät und unterstützt den 
Vorstand bei seiner Arbeit. Die Kuratoren 
verstehen sich als Botschafter des Forums 
für Zukunftsenergien, und sie unterstützen 
es auch durch ihr vielfältiges persönliches 
Engagement. Und wir agieren nicht nur im 
Hintergrund: Mit unserer Schriftenreihe, de-
ren zwölfter Band in diesem Jahr erschie-
nen ist, suchen wir auch die Öffentlichkeit. 
Diese Reihe verdeutlicht alljährlich den be-
sonderen Wert des Forums: Die einzelnen 
Beiträge spiegeln die Bandbreite der ver-
schiedenen Meinungen wider. So bieten sie 
die Chance, sich ein ausgewogenes Bild 
vom Für und Wider bestimmter energiewirt-
schaftlicher und -politischer Entscheidun-
gen zu machen. 

Das Engagement der Deutschen Bank im 
Forum für Zukunftsenergien und seinem 
Kuratorium entspricht ihrem Selbstverständ-
nis, in der Mitte der Gesellschaft zu stehen. 
Es ist unser Ziel, einen positiven Beitrag zu 
leisten – unter anderem durch besonderen 

Fokus auf das Thema Nachhaltigkeit. Dazu 
gehört es, nachhaltiges Wachstum zu unter-
stützen, die Ressourcen wirtschaftlicher zu 
nutzen und eine nachhaltigere Energiever-
sorgung durch unsere Geschäftsaktivitäten 
zu fördern. Damit handeln wir auch im Sinne 
des Forums für Zukunftsenergien, dessen 
Satzungszweck es ist, „sich für Zukunftse-
nergien einschließlich der rationellen und 
sparsamen Energieverwendung einzuset-
zen, um dadurch eine sichere, preisgüns-
tige, ressourcenschonende und umwelt-
freundliche Energieversorgung zu fördern.“

Für mich ist mein Engagement für das Kura-
torium ein besonderes Anliegen. In diesem 
Sinne gratuliere ich dem Forum für Zukunfts-
energien herzlich zu seinem 30-jährigen Be-
stehen und freue mich auf die nächste Etap-
pe unserer Zusammenarbeit. 

Christian Sewing 
Kuratoriumsvorsitzender des Forum für 
Zukunftsenergien e.V. 
Vorstandsvorsitzender, Deutsche Bank AG

Liebe Mitglieder des Forum für  
Zukunftsenergien, liebe Leserinnen 
und Leser, 
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Zum 30-jährigen Bestehen des Fo-
rums für Zukunftsenergien gratuliere 
ich ganz herzlich. Ich freue mich, dass 
das Forum sich in dieser Zeit zu einer 
wichtigen, nicht mehr weg zu denkenden 
Institution entwickelt hat, dank derer aktuel-
le energiepolitische Fragen zwischen Wirt-
schaftsakteuren und politischen Entschei-
dungsträgern intensiv diskutiert werden. 

Das Forum für Zukunftsenergien hat sich be-
reits in seinem Gründungsjahr mit den Fra-
gen zur Gestaltung der zukünftigen Energie-
erzeugung beschäftigt. Diese sind bis heute 
aktuell geblieben. Sie stehen auch im Zen-
trum der Strategie für eine „Energieunion“, 
die die Europäische Kommission im Februar 
2015 verabschiedet und für die ich als Vize-
präsident dieser Institution mich verantwort-
lich gezeichnet habe. Das Ziel der Strategie 
ist, eine ausgewogene und widerstandsfähi-
ge Energiepolitik mit einer zukunftsweisen-
den Klimapolitik auf europäischer Ebene zu 
entwerfen. Jeder Bürger soll an nachhaltige, 
wettbewerbsfähige, sichere und preiswer-
te Energie gelangen. Die Strategie haben 
wir dabei auf fünf Säulen gestellt: Sicher-
stellung der Energieversorgungssicherheit, 
Vollendung des Energie-Binnenmarktes, 
Steigerung der Energieeffizienz, Ausbau 
der Erneuerbaren und Stärkung des For-
schungs- und Innovationssektors. 

Auf dieser Grundlage 
hat die Europäische 
Kommission eine Reihe 
gesetzgeberischer Vor-
schläge auf den Weg ge-

bracht, die alle noch in der 
jetzt ausgelaufenen Legis-

laturperiode durch den Rat und 
das Europäische Parlament verabschiedet 
wurden. Die zentralen Vorhaben wurden in 
dem „Saubere Energie für alle Europäer“ 
- Paket verankert, das im November 2016 
den beiden Gesetzgebungskammern zu-
geleitet wurde. Mit ihm wurde ein moder-
nes Strommarktdesign eingeführt, das den 
Verbraucher in den Mittelpunkt stellt und 
die Marktmechanismen auf die verstärk-
te Einspeisung von erneuerbaren Energi-
en einstellt. Die 2030 Ziele für den Ausbau 
der Erneuerbaren und die Steigerung der 
Energieeffizienz wurden signifikant erhöht. 
Gleichzeitig haben wir die Rahmenbedin-
gungen verbessert, um Forschung und In-
novation im Energie- und Klimabereich zu 
steigern und vermehrt Anreize für Investiti-
onen zu schaffen. Der verpflichtende „gou-
vernance“ Rahmen schließlich stellt sicher, 
dass ein transparenter und kohärenter Pro-
zess besteht, mithilfe dessen alle Mitglied-
staaten über ihre nationalen Klima- und 
Energiepläne zur Erreichung der EU weiten 
Ziele beitragen.

In unserer Arbeit war es uns wichtig, einen 
sektorübergreifenden Ansatz zu wählen, der 
den Herausforderungen der heutigen Zeit 

gerecht wird. Deswegen haben Fragen der 
Transport- und Industriepolitik beispielswei-
se eine wichtige Rolle gespielt, wie auch die 
Frage eines sozialverträglichen Umbaus un-
serer Energieversorgung. Die Zahlen bele-
gen dabei, dass eine nachhaltige Klimapoli-
tik nicht auf Kosten des Wachstums geht. Wir 
haben es geschafft, die CO2 - Emissionen 
in den vergangenen Jahren deutlich zu re-
duzieren, während das Bruttosozialprodukt 
stetig gestiegen ist. Die Energie- und Klima-
wende kann aber nur Erfolg haben, wenn sie 
von der Bevölkerung durchgehend akzep-
tiert, mitgetragen und nicht als Bedrohung 
gesehen wird. Fragen des Strukturwandels, 
insbesondere in den Kohleregionen, waren 
daher für uns von besonderer Relevanz. 

Die „Dekarbonisierung“ unserer Gesellschaft 
bis hin zu einer CO2 neutralen Gesellschaft 
in 2050 wird die energie- und klimapolitische 
Debatte in den nächsten Jahren maßgeblich 
bestimmen. Wir haben mit unserer Vision 
„Sauberer Planet für alle“ von November 
2018 dafür wichtige Denkanstöße geliefert. 
Dafür brauchen wir eine offene Debatte, die 
ohne Scheuklappen erfolgt und alle wichti-
gen Träger der Gesellschaft einbezieht. Das 
Forum für Zukunftsenergien bietet hierfür 
eine wichtige Plattform, die uns hoffentlich 
noch lange für diese und andere wichtigen 
Debatten erhalten bleibt. 

Maroš Šefčovič 
Vizepräsident der Europäischen  
Kommission für die Energie Union

Sehr geehrte Damen und Herren,
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30 Jahre Forum für Zukunftsenergien 
sind ein guter Anlass zum Feiern! Seit 
seinen Anfängen erfüllt das Forum für 
Zukunftsenergien seinen Auftrag mit größ-
ter Selbstverständlichkeit. Es bietet eine un-
abhängige und branchenneutrale Plattform 
für den Austausch über die Energieversor-
gung der Zukunft.

Zu der Zeit, als das Forum gegründet wur-
de, gaben insbesondere die Nachwirkun-
gen des Ölpreisschocks der siebziger Jahre 
oder die Katastrophe von Tschernobyl vor, 
den Blick in die Zukunft zu richten und Al-
ternativen zu diskutieren. Hinzugekommen 
sind die regelmäßigen Veröffentlichungen 
über die Erderwärmung und ihre Folgen. 
Der Extremsommer 2018 und die „Fridays 
for Future“-Bewegung haben die Herausfor-
derungen des Klimawandels jüngst wieder 
in das allgemeine Bewusstsein gerückt.

Ein wesentliches Element, um dem Klima-
wandel zu begegnen, ist die Energiewende. 
Sie ist mittlerweile zur gesamtgesellschaftli-
chen Aufgabe geworden. 

Dementsprechend tauschen 
sich heute nicht mehr nur 

Fachkreise darüber aus, wie wir 
die Energiewende am besten ausgestal-
ten. Themen wie Energiesparen, der wei-
tere Ausbau der erneuerbaren Energien 
oder die Einführung einer С02-Bepreisung 
werden inzwischen auch von vielen Bürge-
rinnen und Bürgern diskutiert, die teilweise 
negative soziale und wirtschaftliche Folgen 
der Energiewende fürchten. Diese Sorgen 
müssen wir ernst nehmen und bei unserem 
Handeln berücksichtigen. Denn ohne die 
erforderliche Akzeptanz, etwa beim Ausbau 
der Stromnetze und der erneuerbaren Ener-
gien, wird die Energiewende nicht gelingen.

Im energiepolitischen Diskurs lässt das Fo-
rum für Zukunftsenergien alle unterschied-
lichen Stimmen zu Wort kommen. Die Be-
gegnungen auf neutralem Terrain ordnen die 
manchmal hitzigen Debatten, eröffnen neue 
Perspektiven und leisten so einen wichti-
gen Beitrag zu der Diskussion, die wir nicht 
nur im politischen Raum, sondern auch mit 
der Wirtschaft und mit den Bürgerinnen und 
Bürgern führen müssen.

Ich danke dem Forum für Zukunftsenergien 
für die Begleitung des energiepolitischen 
Diskurses in der Vergangenheit und freue 
mich schon jetzt auf wertvolle Impulse für 
die vor uns liegenden Entscheidungen.

Peter Altmaier 
Bundesminister für Wirtschaft und Energie

Liebe Mitglieder des Forum für  
Zukunftsenergien, liebe Leserinnen 
und Leser, 
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Wie können wir unsere Häuser kli-
mafreundlich heizen, wie komme ich 
schnell und kostengünstig von A nach B, 
ohne die Umwelt zu belasten, wie stellen wir 
unsere Industrie nachhaltig und zukunftssi-
cher auf? Oder anders gefragt: Wie schüt-
zen wir unser Klima und sichern gleichzeitig 
Freiheit und Wohlstand in unserem Land? 
Um diese Fragen zu beantworten, brauchen 
wir Forschung und Innovation. 

Nur mit Forschung und Innovation wird 
die Energiewende gelingen. Sie ist unser 
wichtigstes politisches Projekt für den Kli-
maschutz. Deswegen fördert mein Haus 
nachhaltige Energielösungen. Um die Ener-
giewende voranzubringen, ist eine syste-
mische Perspektive notwendig. So müssen 
wir nicht nur die Sektoren „Strom, Wärme 
und Mobilität“ verbinden, um ein nachhalti-
ges Energiesystem zu entwickeln, sondern 
auch den Dialog von Vertretern sämtlicher 
Interessensgruppen ermöglichen. Denn nur, 
wenn neue technische Lösungen auch ge-
sellschaftlich diskutiert und akzeptiert wer-
den, werden sie sich durchsetzen. 

Seit nunmehr 30 Jahren ist das 
Forum für Zukunftsenergien e.V. eine 

zentrale Plattform, um Akteure aus Gesell-
schaft, Wirtschaft, Wissenschaft und Politik 
zu energie- sowie forschungspolitischen 
Fragestellungen zusammenzubringen. Ich 
bin dankbar für dieses wichtige Engage-
ment.

Bis zum Jahre 2050 wollen wir auf der Welt 
klimaneutral leben und wirtschaften. Das ist 
ein gesellschaftlicher Kraftakt, der uns nur 
gemeinsam gelingen wird. Vor diesem Hin-
tergrund wünsche ich Ihnen für Ihre weitere 
Arbeit viel Erfolg und gratuliere Ihnen heute 
zum 30-jährigen Bestehen des Forums für 
Zukunftsenergien e.V.!

Anja Karliczek MdB 
Bundesministerin für Bildung und Forschung

Liebe Mitglieder des Forum für  
Zukunftsenergien, liebe Leserinnen 
und Leser, G
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Die Arbeit des Forums für Zukunfts-
energien hat in den vergangenen 30 
Jahren nichts an Aktualität verloren, ganz 
im Gegenteil: Der Einsatz von Öko-Strom, 
Wasserstoff und anderen alternativen Kraft-
stoffen ist heute dringlicher und relevanter 
denn je. 

Ich erinnere mich noch gut daran, wie ich 
im Juni 2008 als Abgeordneter an der ers-
ten Sitzung des Arbeitskreises Energie und 
Verkehr teilgenommen habe. Wir haben uns 
damals unter anderem schon mit der soge-
nannten Sektorkopplung, beschäftigt – zu 
einer Zeit, als kaum jemand etwas mit dem 
Begriff anfangen konnte. Heute ist klar: In 
einem Wirtschaftssystem, das zunehmend 
von erneuerbaren Energien angetrieben 
wird, müssen wir unser Denken in Sektoren 
aufgeben. Deutschland braucht die Vernet-
zung von Strom, Wärme und Verkehr. 

Das gilt insbesondere für die Mobilität. 
Elektrischer Strom ist einer der wichtigsten 
Treibstoffe der Zukunft – ob in Batterien 
gespeichert oder aus Wasserstoff in einer 
Brennstoffzelle erzeugt. Mit der E-Mobilität 
können wir drei wichtige Ziele im Verkehr 
erreichen: Wir reduzieren die CO2-Emissi-
onen und erfüllen somit die Anforderungen 
unseres ambitionierten Klimaschutzplans. 
Wir verringern den Ausstoß von Stickstoff-

dioxid (NOx) und Feinstaub. Und 
wir senken den Verkehrslärm. 

Die Bundesregierung will diese Ziele so 
schnell wie möglich erreichen. Der Bund un-
terstützt die Elektromobilität deshalb bereits 
seit vielen Jahren und tut es auch weiterhin 
mit aller Kraft. Wir errichten Ladesäulen, 
fördern Forschung und Entwicklung, brin-
gen Elektrofahrzeuge vom E-Scooter über 
den E-Bus bis zum E-Sattelschlepper in den 
Verkehr, schaffen steuerliche Anreize und 
beschleunigen den Markthochlauf von Elek-
troautos für jedermann. Um die Klimaziele 
zu erreichen, brauchen wir unter anderem 
bis 2030 sieben bis zehn Millionen Elekt-
ro-Autos auf unseren Straßen.

All das erzeugt einen großen Energiebedarf. 
Erneuerbarer Strom muss verlässlich und 
jederzeit zur Verfügung stehen. Das ist eine 
ganz entscheidende Voraussetzung für die 
Elektrifizierung des Verkehrs und die Ent-
wicklung von strombasierten Kraftstoffen. 
Verkehr ist ohne Ökostrom und die anderen 
Energiebereiche nicht mehr denkbar.

Diese Vernetzung beginnt in den Köpfen. 
Das Forum für Zukunftsenergien und der 

Arbeitskreis Energie & Verkehr haben des-
halb die verschiedenen Akteure aus allen 
Bereichen an einen Tisch gebracht. Ent-
standen ist daraus ein besseres Verständ-
nis für die jeweils andere Energiewelt – und 
außerdem eine gute Zusammenarbeit und 
Partnerschaft. Gelungen daran ist auch, 
dass gleich mit der Gründung des Forums 
der enge Austausch mit den Abgeordneten 
des Deutschen Bundestags etabliert wur-
de. Das Forum für Zukunftsenergien ist ein 
Paradebeispiel einer klugen Denkfabrik und 
einer starken Plattform für den Austausch 
– auch widerstreitender – Interessen. Mein 
Haus wird Ihre Arbeit weiter bestmöglich 
unterstützen. Herzlichen Glückwunsch zum 
Jubiläum! 

Machen Sie weiter so.

Andreas Scheuer MdB

Bundesminister für Verkehr und  
digitale Infrastruktur

Liebe Mitglieder des Forum für  
Zukunftsenergien, liebe Leserinnen 
und Leser, 

9



2. Die Gründung des Forum für Zukunftsenergien e.V.

 Die Idee ...........................................................................................................................................................11 

 Die Gründungsphase .......................................................................................................................................11

 Ein Zeitzeuge im Gespräch - Interview mit Dr. Dr. h.c. Ulf Böge .....................................................................13 

 Ein Zeitzeuge berichtet - Dr. Carsten Kreklau:  
Hatten wir 1989 tatsächlich nichts anderes zu tun, als ein Forum für Zukunftsenergien e. V. zu gründen?  ..16

G
rü

nd
un

g 

10



Hanns-Arnt Vogels 
Vorsitzender der Ge-
schäftsführung der Mes-
serschmitt-Bölkow-Blohm 
GmbH

Zum dreißig Personen umfassenden Grün-
derkreis gehörten neben einer Reihe von 

Einzelpersönlichkeiten Vertreter von In-
stitutionen aus den Bereichen „nukleare 
Energien, „fossile Energien“, „rationelle und 
sparsame Energieverwendung“ sowie „er-
neuerbare Energien“. 

Zum ersten Vorsitzenden des Vorstandes 
wurde Dr. Hanns-Arnt Vogels (Vorsitzen-
der der Geschäftsführung der Messersch-
mitt-Bölkow-Blohm GmbH) und zu seinem 
Stellvertreter Prof. Dr. Carl-Jochen Winter 
(Deutsche Forschungsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt e.V. – DLR) gewählt. Dr. Wolf 
Rasch wurde zum ersten Geschäftsführer 
bestellt. Für die Geschäftsstelle wurden 
Räumlichkeiten in Bonn-Bad Godesberg 
gefunden. 

Das Arbeitsprogramm sah vor, sich dem 
Schwerpunktthema „Energie und Um-
welt“ mit besonderer Konzentration auf die 
CO2-Problematik und die Bereiche „erneu-
erbare Energien“ sowie „rationelle Energie-
verwendung“ zu widmen. Daneben sollten 
aber auch neue, noch nicht im Fokus der 

2. Die Gründung des Forum für 
Zukunftsenergien e.V.

Die Idee

Die Idee zur Gründung des Forum für Zu-
kunftsenergien entstand nach Berichten 
von Zeitzeugen im Umfeld der damaligen 
Forschungsanstalt für Luft- und Raumfahrt 
(DLR) und des Bundeswirtschaftsministeri-
ums. Ihr folgend sollte im Nachgang zur Re-
aktorkatastrophe von Tschernobyl 1986 eine 
branchenunabhängige Plattform geschaffen 
werden, in deren Rahmen energiewirtschaft-
liche Themen und deren Begleitung durch 
die Politik erörtert werden sollten.

Aus Anlass der Gründungsveranstaltung 
des Forum für Zukunftsenergien am 15. Juni 
1989 in Bonn beschrieb der damalige Bun-
deswirtschaftsminister Dr. Helmut Hauss-
mann diese Idee wie folgt: 

„Trotz der gegenwärtigen komfortabel er-
scheinenden Versorgungsanlage sind im 
Energiebereich zumindest langfristig ernste 
Warnzeichen zu sehen. Dies gilt insbeson-
dere im Hinblick auf die Nutzung der Um-
welt, die zu einem entscheidenden limitie-
renden Faktor der Energieversorgung zu 
werden droht. (…) Wir nehmen diese Warn-
zeichen sehr ernst. (…) Hier hilft nur das ge-
meinsame Gespräch zwischen Wirtschaft, 
Wissenschaft, Politik und anderen gesell-
schaftlichen Gruppen. (…) Das Forum für 

Zukunftsenergien, von dem wir uns diese Vi-
sionen erhoffen, hat den umfassenden inter-
disziplinären Ansatz gewählt: Wissenschaft 
und Politik, Verbände und Unternehmen, In-
stitutionen und Einzelpersönlichkeiten wer-
den Aufgaben, Arbeitsweise, Einfluss- und 
Wirkungsmöglichkeiten des Forums bestim-
men. 

Sie werden für den Energiebereich von 
morgen Analysen erstellen, Probleme und 
Lösungsmöglichkeiten aufzeigen, in die Öf-
fentlichkeit hineinwirken und Forderungen 
an die Wissenschaft, die Unternehmen und 
die Parlamente stellen. (…) 

Die Gründer des Forum für Zukunftsener-
gien haben dem Verein unter dem Zukunft-
saspekt ein breites Konzept gegeben. Eine 
Energieversorgung zu fördern, die sicher 
und preisgünstig und zugleich ressourcen-
schonend und umweltfreundlich ist, ist das 
Ziel.“

Die Gründungsphase

Der damalige Bundeswirtschaftsminister Dr. 
Helmut Haussmann unterstützte das Kon-
zept eines Forum für Zukunftsenergien nicht 
nur durch seine Teilnahme an der Grün-
dungsveranstaltung, sondern stellte darüber 
hinaus eine Anstoßfinanzierung von 5 Mio. 
DM aus dem Budget seines Ministeriums 
zur Verfügung. 
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fachlichen Aufmerksamkeit stehende The-
men aufgegriffen werden. 

Stichworte dafür waren etwa Elektromobili-
tät sowie Konzepte für geschlossene Syste-
me und Verfahren geschlossener Kreisläufe 
in der Energiewirtschaft, einschließlich Ver-
fahren zur Kohlevergasung und die Brenn-
stoffzelle.

Auf dieser Grundlage konnte der neuen po-
litischen Situation nach dem Fall der Mauer 
nur wenige Monate nach der Gründung des 
Forum für Zukunftsenergien gezielt Rech-
nung getragen werden. So wurden kurzfris-
tig Aktivitäten in den neuen Bundesländern 

geplant und realisiert, wie z.B. ein Symposi-
um in Leipzig mit 180 Teilnehmern, bei dem 
energiewirtschaftliche Themen, die aus der 
besonderen Situation in den neuen Bundes-
ländern resultierten, auf die Tagesordnung 
gesetzt wurden.

Ein Jahr nach der Gründung des Forum für 
Zukunftsenergien kam erstmals sein Kura-
torium zusammen. Seine konstituierende 

Sitzung fand im Beisein von Minister Dr. 
Helmut Haussmann am 22. November 1990 
statt. Insgesamt wurden vom Vorstand 28 
Persönlichkeiten in das Kuratorium berufen 
und Dr. F. Wilhelm Christians (Vorsitzender 
des Aufsichtsrates der Deutsche Bank AG) 
zu seinem Vorsitzenden gewählt. 

Zu diesem Anlass formulierten die Kurato-
ren eine Verlautbarung über Rolle und Auf-
gaben des Forum für Zukunftsenergien. Da-
rin wird u.a. zum Ausdruck gebracht, dass 
diese Organisation als Mittler einen ener-
giepolitischen Dialog zwischen den zum Teil 
widerstreitenden Meinungen führen, ver-
sachlichen und so zu einem besseren ge-
genseitigen Verständnis und einem breiteren 
energiepolitischen Konsens beitragen solle. 
Außerdem bestand Einigkeit darüber, dass 
die zukünftige Energieversorgung keinen 
Energieträger von vornherein ausklammern 
dürfe und alle Chancen und Möglichkeiten 
der rationellen Energieerzeugung und -ver-
wendung sowie der erneuerbaren Energien 
verbessert werden müssten. Man nahm sich 
daher vor, ein breiteres Einvernehmen in der 
Beurteilung der technischen, ökologischen, 
ökonomischen und gesellschaftlichen Rea-
lisierungschancen der erneuerbaren Energi-
en und der rationellen Energieverwendung 
zu erreichen. Dazu beitragen sollten ge-
meinsame Vorschläge, z.B. für Maßnahmen 
zum Abbau von Hemmnissen, der Anpas-
sung von Gesetzen und Verordnungen, zu 
Fragen der Notwendigkeit und des Umfangs 
ihrer Förderung und Markteinführung, der 
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Dr. F. Wilhelm Christians 
Vorsitzender des  
Aufsichtsrates der  
Deutsche Bank AG

Bewertung externer Kosten und ihrer Inter-
nalisierung sowie zur Frage der Energie-
preisgestaltung.
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Ein Zeitzeuge im Gespräch

Dr. Dr. h.c. Ulf Böge, Präsident des Bun-
deskartellamtes a.D. im Gespräch mit Dr. 
Annette Nietfeld 

Herr Dr. Böge, wohin man auch hört, wer-
den Sie als einer der Väter des Forums 
für Zukunftsenergien genannt. Was hat 
Sie vor 30 Jahren bewogen, die Grün-
dung voranzutreiben?

Dr. Böge: Als zwei Kollegen und ich 1988 
aus der Grundsatzabteilung des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft in die Energie-
abteilung kamen, hatten wir den Eindruck, 

dass die Energiepolitik insgesamt breiter 
aufgestellt sein sollte. Zu dem Zeitpunkt 
wurde die deutsche Steinkohlenförderung 
mit gut fünf Milliarden € subventioniert. Das 
war eine starke Belastung für die deutsche 
Volkswirtschaft insgesamt – das EEG mit 
seinen Subventionen von inzwischen über 
25 Milliarden Euro pro Jahr, also mehr als 
das Fünffache, existierte seinerzeit ja noch 
nicht. Es wurde damals auch intensiv über 
Umwelt- und Klimaschutz diskutiert. Hinzu 
kamen Fragen der ganz erheblichen Impor-
tabhängigkeit Deutschlands auf dem Ener-
giesektor, in erster Linie beim Öl.

Das bedeutete damals, dass sich eine zu-
kunftsfähige Energiepolitik an dem Zieldrei-
eck Energieversorgungssicherheit, Kosten-
günstigkeit bzw. Wettbewerbsfähigkeit und 
Umweltverträglichkeit ausrichten musste. 
Die schwierige Aufgabe bestand darin, ein 
ausgewogenes Verhältnis dieser Ziele zu 
finden und dabei den Erneuerbaren Ener-
gien eine breitere Anwendung zu ermögli-
chen. 

Die Frage der Energieversorgungssicher-
heit und der Wettbewerbsfähigkeit scheint in 
den letzten Jahren allerdings zu sehr ausge-
blendet zu werden.

Welche Rolle hat der Reaktorunfall von 
Tschernobyl gespielt?

Dr. Böge: Der Reaktorunfall in Tschernobyl 
passierte ungefähr drei Jahre vor der Grün-
dung des Forums für Zukunftsenergien. Er 
hat die Bevölkerung erheblich verunsichert. 
Auch unterstrich das Ereignis, dass die 
Politik für eine zukunftsfähige Energiever-
sorgung umdenken und die Weichen neu 
stellen musste. So ist dann auch der Name 
„Forum für Zukunftsenergien“ zustande ge-
kommen. 

Und wie kamen die erneuerbaren Energi-
en ins Spiel?

Dr. Böge: Ich war davon überzeugt, dass 
wir energiepolitisch einen neuen, ganzheitli-
chen Ansatz benötigten. Neben den konven-
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tionellen Energien sollten die erneuerbaren 
Energien unbedingt ein stärkeres Gewicht 
erhalten. Letztere wurden bei den Zielset-
zungen wie Klimaschutz und Importabhän-
gigkeit zwar mitberücksichtigt, aber nicht bei 
den Fragen nach der Wirtschaftlichkeit und 
Kostengünstigkeit. Es galt, die Erneuerba-
ren aus dieser stiefmütterlichen Rolle her-
auszubringen.

Da galt es doch sicherlich, Widerstände 
zu überwinden.

Dr. Böge: Es gab in der Tat nicht nur im Mi-
nisterium Skepsis, doch immerhin bekam 
ich im April 1988 den Auftrag, einen Leitfa-
den zu entwerfen. Am Anfang unserer Über-
legungen und Gespräche standen die Er-
neuerbaren im Vordergrund, aber Schritt für 
Schritt haben wir uns dann auf das Konzept 
eines breit aufgestellten Forums verständigt. 

Welche Idee stand dahinter?

Dr. Böge: Dahinter stand der Gedanke ei-
nes ganzheitlichen Ansatzes für eine neue 
Energiepolitik. Mit dem Forum für Zukunfts-
energien wollten wir Initiativen in der Ener-
giepolitik wecken. Wir wollten den Wettbe-
werb unter den Erneuerbaren initiieren und 
für eine breitere Anwendung auch finanziel-
le Anreize geben. Es sollte aber keine Dau-
ersubventionierung geben, denn Subventio-
nen sind volkswirtschaftlich schädlich, wenn 
sie nicht zeitlich begrenzt und degressiv ge-
staltet sind. 

Wie stand die Fraktion der konventionel-
len Energien Ihren Ideen gegenüber?

Dr. Böge: Es gab natürlich ablehnende Stim-
men. Es gab aber auch viele, die sich be-
wusst waren, dass es ein „Weiter so“ nicht 
geben konnte. Fragen der Energie-Versor-
gungssicherheit, der immer stärker in den 
Vordergrund tretende Umwelt- und Klima-
schutz sowie die Einsicht, dass die Kohle-
subventionen abgebaut werden mussten, 
hatten in der Energiewirtschaft zu einem 

Nachdenken über den künftigen Weg in der 
Energiepolitik geführt. 

Und bei den Erneuerbaren – wie war da 
die Reaktion?

Dr. Böge: Die Branche hatte sich sicherlich 
eine noch gewichtigere Rolle gewünscht. 
Doch diesen Wunsch konnten und wollten 
wir nicht erfüllen – einmal, weil die Erneu-
erbaren damals weder aus wirtschaftlicher 
Sicht noch quantitativ so weit waren, um 
diese Rolle auszufüllen, zum anderen, weil 
es dann zu einer hinderlichen Konfrontation 
mit den Vertretern der Konventionellen und 
damit auch in der Politik gekommen wäre. 
Das widersprach unserem Verständnis ei-
nes umfassenden Ansatzes und einem zü-
gigen Vorankommen.

Hat denn das Forum für Zukunftsener-
gien damals auch gleich einen Auftrag 
mitbekommen, wohin die Arbeit führen 
sollte?
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Dr. Böge: Klar war, dass es einen ganzheitlichen 
Ansatz geben musste, in dem die Erneuerba-
ren in eine neue Rolle hineinwachsen sollten. 
Dagegen sollte nicht etwas formuliert werden, 
was dann in Stein gemeißelt ist. Dazu war viel 
zu viel Bewegung im Markt wie auch bei tech-
nologischen Entwicklungen. Die zukunftsfähige 
Energiepolitik sollte verlässlich sein, aber nicht 
Entwicklungen blockieren.

Herr Dr. Böge, entspricht die heutige Ener-
giepolitik noch Ihren Vorstellungen von ei-
nem ganzheitlichen Ansatz?

Dr. Böge: Nein, das würde ich so nicht sehen. 
Die Energiepolitik ist heute zu einseitig orientiert, 
wenn sie die Versorgungssicherheit und Wettbe-
werbsfähigkeit ausblendet. Diese Ziele existieren 
ja kaum noch als Begriff in der politischen Dis-
kussion. Es ist wie im Sozialbereich: Wir können 
einen umfassenden Umwelt- und Klimaschutz 
nur durchsetzen, wenn die Volkswirtschaft dafür 
das notwendige Wachstum hat, bzw. auf dem 
Weltmarkt wettbewerbsfähig ist. Hinzu kommt, 

dass Investitionen im Energiebereich 
langfristig angelegt sind und es dafür 
dauerhaft verlässlicher Rahmenbedin-
gungen bedarf. Diese Verlässlichkeit 
ist in den letzten Jahren in der Politik 
verloren gegangen – man denke nur 
an das Hüh und Hott in der Kernener-
giepolitik und die Veränderungen von 
politischen Rahmenbedingungen der 
Art, dass heute selbst effiziente Gas-
kraftwerke unwirtschaftlich geworden 
sind, obwohl sie zunächst als uner-
lässlich für den Klimaschutz gepriesen 
und gefördert worden waren. Es gibt zu 
viele politische Interventionen in den 
Markt und zu viele Vorgaben für tech-
nologische Entwicklungen auch bei der 
sog. Elektromobilität. Gut zwei Drittel 
des Energiemarktes sind reguliert. Win-
denergie und Photovoltaik werden über 
den Preis zwangssubventioniert. Das 
hat mit einem marktwirtschaftlichen An-
satz nicht viel zu tun. Und obwohl die 
Bundesregierung sich offiziell für den 

europäischen Binnenmarkt ausspricht, hat 
sie die anderen Mitgliedstaaten mit ihrem Al-
leingang in der Energiepolitik unangenehm 
überrascht.

Hat das Forum für Zukunftsenergien 
diese notwendigen Debatten vorange-
bracht?

Dr. Böge: Das Forum für Zukunftsenergi-
en hat eine sehr gute Arbeit geleistet. Es 
hat viele wichtige energiepolitische Fragen 
aufgegriffen und versucht, ein Gewicht in 
die Politik durch sachliche Arbeit über seine 
Mitglieder einzubringen. Das Forum für Zu-
kunftsenergien wird auch künftig gefordert 
sein, immer wieder auf einen breiten, ganz-
heitlichen Ansatz der Energiepolitik zuguns-
ten einer verlässlichen, umweltfreundlichen 
und wettbewerbsfähigen Energieversor-
gung hinzuwirken.
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Ein Zeitzeuge berichtet:

Hatten wir 1989 tatsächlich nichts ande-
res zu tun, als ein Forum für Zukunftse-
nergien e.V. zu gründen?

Dr. Carsten Kreklau, ehemaliges Mitglied 
der Hauptgeschäftsführung des Bundesver-
bandes der Deutschen Industrie e.V. und 
ehemaliger Vorsitzender der Energiepoliti-
schen Werkstattgespräche des Forum für 
Zukunftsenergien e.V. berichtet:

Die Frage ist berechtigt, denn um uns he-
rum fanden tiefgreifende Umwälzungen 
statt: In Polen gab es seit Jahrzehnten die 
ersten demokratischen Parlamentswahlen. 
Die Grenze von Ungarn nach Österreich 
öffnete sich. Die Sowjetunion verließ mit ih-

ren Truppen Afghanistan. In Peking rollten 
Panzer über den Platz des Himmlischen 
Friedens. In Deutschland fiel die Mauer. In 
nicht vorstellbarer Geschwindigkeit wurde 
das Geschichtsbuch mit Ereignissen ge-
füllt. Unsere Welt war im Umbruch. Risiken 
für unsere friedliche Zukunft in Deutschland 
waren durchaus nicht auszuschließen. An-
gesichts dieser weltweit substantiellen Ver-
änderungen scheint es aus heutiger Sicht 
nicht selbstverständlich, dass sich Politik 
und Wirtschaft in Deutschland so inten-
siv der zukünftigen Energieversorgung zu 
wandten. Aber zu den zentralen innenpoli-
tischen Themen des Jahres 1989 gehörte 
tatsächlich die außerordentlich kontroverse 
Auseinandersetzung um unsere zukünftige 
Energieversorgung.

Es war klar, dass die Klimapolitik zunehmend 
entscheidenden Einfluss auf die Stromver-
sorgung auch unseres Landes ausüben 
würde. Schließlich hatte schon die Brundt-
land-Kommission 1987 mit ihrem Leitbild der 
„Nachhaltigen Entwicklung“ Veränderungen 
auch für die Energieversorgung angemahnt, 
die dann in den Folgejahren über den Um-

weltgipfel in Rio 1992 in eine lange Kette 
von UN-Konferenzen mündete – 2015 wird 
in Paris nun bereits die 21. Weltkonferenz 
zu diesem Thema stattfinden! Die CO2-
freie Kernenergie schien zunächst eine gute 
Grundlage, um dem Anspruch an eine das 
Klima dauerhaft schonende und zugleich 
wirtschaftlich tragfähige Energieversorgung 
zu entsprechen. Die fossilen Energieträger 
kamen langsam unter Druck, und dass un-
sere heimische Kohle für alle Ewigkeit sub-
ventioniert in Deutschland gefördert würde, 
wurde zunehmend angezweifelt.

1989 wurde für die Energiepolitik zu einem 
Schlüsseljahr, in dem sich insbesondere 
die Lage der Kernenergie grundlegend ver-
änderte: Technische und schließlich wirt-
schaftliche Gründe führten in diesem Jahr 
zur Stilllegung des von vielen als sehr aus-
sichtsreich eingeschätzten THTR-300, des 
Kugelhaufenreaktors in Hamm-Uentrop, der 
als „Trumpfkarte für die energiewirtschaftli-
che Zukunft“ angesehen wurde. Im gleichen 
Jahr wurde auch nach jahrelangen Ausein-
andersetzungen ein Schlussstrich unter die 
Wiederaufarbeitung von Kernbrennstäben 
in Deutschland gezogen; der Bau an der 
Wiederaufarbeitungsanlage in Wackers-
dorf wurde eingestellt. Derweil wartete der 
Schnelle Brüter in Kalkar, der bereits 1985 
fertiggestellt worden war, auf seine Inbe-
triebnahme. 

Die Reaktorkatastrophe in Tschernobyl 
1986 machte in den Folgejahren seine Zu-

Dr. Carsten Kreklau
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kunft höchst zweifelhaft; den endgültigen 
Todesstoß erhielt der Schnelle Brüter dann 
1991 auch formell.

Mit diesen wenigen Fakten soll in Erinne-
rung gerufen werden, was Ende der achtzi-
ger Jahre auf der Tagesordnung der Ener-
giepolitik stand. Milliarden waren investiert 
worden, aber die zukünftige Struktur der 
Energieversorgung war nicht klar. Wie soll-
te es weiter gehen? Wie lange stünde die 
Kernenergie in Deutschland überhaupt noch 
zur Verfügung? Würde die Politik eine „Be-
standsgarantie“ für die in Betrieb befind-
lichen Kernkraftwerke geben, und könnte 
man sich auf eine solche Zusage verlas-
sen? Was wäre der Preis, den die Energie-
wirtschaft und damit unsere Volkswirtschaft 
hierfür zu zahlen hätten? Welche Rolle sollte 
zukünftig die Kohle im Energiemix spielen?

Mit Sorge betrachteten darum viele, insbe-
sondere Vertreter der energieintensiven In-
dustrien, die Gespräche zwischen Politik und 
Energiewirtschaft um verbindliche Auflagen 
zur Energieeinsparung und zur Vereinba-
rung von Ökosteuern. Auch Überlegungen 
zur Entwicklung regenerativer Energien und 
ihrer breiten Einführung trugen zur Beruhi-
gung nicht bei. Die unterschiedlichen Ein-
schätzungen gingen je nach Betroffenheit 
quer durch die Wirtschaft und natürlich quer 
durch die politischen Lager. Es war Wahl-
kampf, die Bundestagswahl 1990 stand vor 
der Tür. Die SPD hoffte, Helmut Kohl, den 
späteren „Kanzler der Einheit“, vom Sockel 

stoßen zu können. Da passten auch vielen 
in der SPD die in ihrer „Kommission Fort-
schritt 1990“ auf Initiative von Oskar Lafon-
taine propagierten Ideen für eine zusätzliche 
Ökosteuer nicht so recht ins Wahlkampfkon-
zept. Schließlich gewinnt man mit Steuerer-
höhungen keine Wahl – auch wenn verspro-
chen wurde, das Mehraufkommen über die 
Lohn- und Einkommensteuer den Bürgern 
wieder zurück zu geben.

Vor diesem Hintergrund entsprach die Grün-
dung des Forum für Zukunftsenergien einem 
Wunsch vieler in der Energiepolitik damals 
engagierter Akteure. Die Hoffnung stand 
Pate, eine Plattform, eben ein Forum nutzen 
zu können, in dem die unterschiedlichen Po-
sitionen, Forderungen und Konzepte disku-
tiert werden, ohne dass es sogleich zu Be-
schlüssen oder sonstigen Festlegungen der 
Diskutanten kommen müsste.

Dieser Aufgabe ist das Forum für Zukunftse-
nergien in nun über 25 Jahren nachgekom-
men und gut gerecht geworden - mit vielen, 
teilweise großartigen Veranstaltungen, Be-
gegnungen von Menschen der unterschied-
lichen Lager und Anhängern sehr kontro-
verser Anschauungen. So soll es in einem 
Forum sein. Unbestritten ist, dass es einen 
Bedarf an Information und Austausch auch 
heute noch gibt. Die umfangreiche Agen-
da der nationalen und europäischen Ener-
giepolitik wird dafür sorgen, dass weiter um 
den richtigen Weg zu ringen sein wird. 

Hierfür sei dem Forum für Zukunftsenergien 
auch weiter viel Erfolg gewünscht.
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3.  Die Menschen und Gremien 
im Forum für Zukunftsener-
gien e.V.

Ein Verein lebt in erster Linie von den Men-
schen, die sich in den verschiedenen Gremi-
en engagieren. Im Forum für Zukunftsener-
gien gehören zu diesen Gremien vorrangig 
die Mitgliederversammlung, der Vorstand 
und das Kuratorium. Darüber hinaus werden 
– wie es die Satzung vorgibt - die Geschicke 
von der Geschäftsführerin gesteuert.

Die Mitglieder

Die Zusammensetzung der Mitglieder des 
Forum für Zukunftsenergien ist ohne ver-
gleichbares Vorbild. Zu diesen zählen ne-
ben nahezu allen Bundesländern energie-
wirtschaftlich tätige Unternehmen und ihre 
Verbände entlang der industriellen Wert-
schöpfungskette für die Verbrauchssektoren 
Strom, Wärme und Mobilität: Vertreter der 
Primärenergieträger, einschließlich der er-
neuerbaren Energien, der Anlagenbauer, der 
Anlagen- und Netzbetreiber und der energi-
eintensiven Industrien. Auch sind die gro-
ßen Gewerkschaften IG BCE und ver.di, die 
bedeutenden Forschungseinrichtungen in 
Deutschland und eine Reihe von Dienstleis-
tungsunternehmen, die für die Energiewirt-
schaft tätig sind, wie Banken, Wirtschafts-
kanzleien, Kommunikationsagenturen und 
Consultants, Strombörsen und -händler, Mit-
glied im Forum für Zukunftsenergien. Ferner 

engagiert sich eine Reihe von namhaften 
Einzelpersönlichkeiten aus Politik, Wirt-
schaft und Wissenschaft. Die Mitgliederzahl 
hat sich in den vergangenen dreißig Jahren 
insgesamt positiv entwickelt: Waren es kurz 
nach der Gründung 76, so sind es heute ca. 
240. 

Die interne, ordentliche Mitgliederversamm-
lung findet satzungsgemäß einmal im Jahr 
statt. Stets wird sie um einen öffentlichen 
Teil ergänzt, in dem in der Regel eine pro-
minente Persönlichkeit aus der Politik den 
Festvortrag hält. In diesem Rahmen konn-
ten in der Vergangenheit mehrfach Minister 
aus Landesregierungen begrüßt werden. 

Der Vorstand 

Die personelle Zusammensetzung des Vor-
standes orientiert sich an der Struktur der 
Mitglieder des Forum für Zukunftsenergien. 
Satzungsgemäß hat der Vorstand die Auf-
gabe, sich neben organisatorischen und fi-
nanziellen Entscheidungen mit den von der 
Satzung vorgegebenen Vereinszielen und 
deren Umsetzung zu befassen. 

Im Laufe seiner Aktivitäten während der 
vergangenen dreißig Jahre wurde der Vor-
stand des Forum für Zukunftsenergien von 
insgesamt sechs Vorsitzenden geleitet. Der 
erste Vorstandsvorsitzende Dr. Hanns-Arnt 
Vogels (Vorsitzender der Geschäftsführung 
der Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH) 
engagierte sich in zwei Amtsperioden bis 

zum Jahr 1995. Später übernahm er Auf-
gaben als Kurator und wurde für seine Ver-
dienste um das Forum für Zukunftsenergien 
vom Vorstand zum Ehrenmitglied ernannt. 
Auf Dr. Vogels folgte für fünf Jahre Prof. Dr. 
Dietmar Winje (Vorstandsvorsitzender der 
BEWAG), bevor Prof. Dr. Fritz Vahrenholt 
(Vorstandsvorsitzender der REpower AG) 
den Vorsitz übernahm. Seine Nachfolge trat 
Marianne Haug (Universität Hohenheim) an. 
2007 wurde Prof. Dr. Werner Brinker (Vor-
standsvorsitzender der EWE AG) zum Vor-
sitzenden des Vorstandes gewählt, ein Amt, 
das er bis zum Jahr 2016 innehatte. Dann 
übernahm diese Aufgaben Boris Schucht 
(zunächst Vorsitzender der Geschäftsfüh-
rung bei der 50Hertz Transmission GmbH, 
später Chief Executive Officer bei URENCO 
Limited).

Boris Schucht, Vorstands-
vorsitzender des Forum 
für Zukunftsenergien e.V., 
Chief Executive Officer, 
Urenco Ltd.

Neben dem Vorsitzenden gehören dem Vor-
stand bis zu fünf weitere Mitglieder an. Im 
Laufe der Jahre haben sich 28 Persönlich-
keiten den damit verbundenen Aufgaben 
gewidmet, Sie namentlich an dieser Stelle 
zu erwähnen, würde den Rahmen spren-
gen. Verwiesen sei deshalb auf eine ent-
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sprechende Aufstellung im Anhang zu die-
ser Festschrift. 

Besonders hervorzuheben ist Prof. Dr. Tho-
mas Hartkopf (Mitglied des Vorstandes der 
EnBW Energieversorgung Baden-Württem-
berg AG). Bevor er dem Vorstand von 2005 
bis 2010 angehörte, hatte er bereits mehrere 
Jahre als ehrenamtlicher Vorsitzender den 
Arbeitskreis „Zukunftsenergien“ geleitet. Zu 
erwähnen an dieser Stelle ist auch Ernst 

Schwanhold. Er gehörte dem Vorstand des 
Forum für Zukunftsenergien fünf Jahre an 
als Leiter des Kompetenzzentrums Umwelt, 
Sicherheit und Energie der BASF SE. Zuvor 
hatte er sich in seiner Funktion als nord-
rhein-westfälischer Wirtschaftsminister als 
Kurator engagiert. 

Als Dank für ihr Engagement ernannte der 
Vorstand des Forum für Zukunftsenergi-
en Prof. Dr. Thomas Hartkopf und Ernst 
Schwanhold 2010 zu Ehrenmitgliedern. 
Nach dem Ausscheiden von Prof. Dr. Wer-
ner Brinker und Dr. Peter Blauwhoff aus 
dem Vorstand 2016 wurden auch sie zu Eh-
renmitgliedern ernannt.

Prof. Dr. Werner Brinker, 
ehem. Vorstandsvorsitzen-
der EWE AG, Ehrenmit-
glied und ehem. 
Vorstandsvorsitzender 
des Forum für Zukunftse-

nergien e.V.   
2007 - 2016

Prof. Dr. Brinker hatte den Vorsitz im Vor-
stand von 2007 bis zum Herbst 2016 inne 
und ist bei zweimaliger Wiederwahl damit 
der am längsten amtierende Vorstandsvor-
sitzende in der nunmehr dreißigjährigen Ge-
schichte des Forum für Zukunftsenergien. 
Sein Engagement für diese Institution reicht 
jedoch noch weiter in die Vergangenheit 
zurück. So engagierte er sich bereits zum 
Beginn der 90er Jahre, also kurz nach der 
Gründung des Forum für Zukunftsenergien, 

auf Veranlassung seines damaligen Chefs 
Dr. Hans-Dieter Harig in verschiedenen 
Arbeitskreisen des Forum und verlor auch 
während seines weiteren Berufslebens das 
Forum für Zukunftsenergien nie aus den Au-
gen. 

Dr. Blauwhoff, Vorsitzender der Geschäfts-
führung, Deutsche Shell Holding GmbH, 
gehörte zunächst ab 2008 dem Kuratorium 
des Forum für Zukunftsenergien an und er-
klärte sich im Jahr 2012 bereit, für die Wahl 
zum Mitglied des Vorstandes des Forum für 
Zukunftsenergien zu kandidieren. Seit sei-
ner Wahl fungierte er als stellvertretender 
Vorstandsvorsitzender. Verknüpft war diese 
Aufgabe mit der Eigenschaft als Vertreter 
im Vorstand für mehrere Branchen in der 
energiewirtschaftlichen Wertschöpfungs-
kette: Die Primärenergieträger Öl und Gas, 
die energieintensiven Industrien sowie die 
Bereiche Mobilität und Wärme. Damit stellte 
er sich in eine lang währende Tradition des 
Mitgliedsunternehmens Shell, denn aus die-
sem Hause stammten bereits seit der Grün-
dung des Forum für Zukunftsenergien eine 

                                                       Die sichere, nachhal-
tige und preiswerte 

Energieversorgung 
bleibt für die Wirt-
schaft Deutschlands 
als wettbewerbsfähi-

ger Standort eine der 
zentralen Herausforde-

rung für die Zukunft. Dabei müssen alle 
Sektoren den jeweils möglichen Beitrag 
leisten. Die richtige Balance zwischen den 
jeweiligen Zielpunkten zu finden, ist Auf-
gabe von Politik und Gesellschaft. Hierzu 
hat das Forum Zukunftsenergien mit den 
vielen Veranstaltungen großartige inhaltli-
che Beiträge geleistet. Angesichts der nicht 
immer rationalen Abwägungsprozesse wird 
weiteres Engagement noch viele Jahre not-
wendig sein. Dazu wünsche ich viele 
ernsthafte Mitstreiter.

Ernst Schwanhold 
Staatsminister a. D. 
Ehrenmitglied und ehem. Mitglied des Vorstan-
des, Forum für Zukunftsenergien e.V.

Dr. Peter Blauwhoff, ehem. 
Vorsitzender der Geschäfts-

führung, Deutsche Shell 
Holding GmbH, Ehrenmit-
glied und ehem. Mitglied 
des Vorstandes des Forum 
für Zukunftsenergien e.V. 

 2012 - 2016
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Reihe namhafter Kuratoren und Vorstands-
mitglieder. 

Heute gehören zum Vorstand des Forum 
für Zukunftsenergien als Vorsitzender Boris 
Schucht (Chief Executive Officer bei UREN-
CO Limited), als stellvertretender Vorsitzen-
der Joachim Rumstadt (Vorsitzender der 
Geschäftsführung der STEAG GmbH) und 
als Mitglieder Dr. Martin Iffert (Präsident der 
WirtschaftsVereinigung Metalle e.V.), Tors-
ten Schein (Vorsitzender der Geschäftsfüh-
rung der DB Energie GmbH) und Prof. Dr. 
Ulrich Wagner (Lehrstuhl für Energiewirt-
schaft und Anwendungstechnik an der TU 
München).

Das Kuratorium und dessen jährliches 
Energieforum 

Laut Satzung des Forum für Zukunftsenergi-
en ist es Aufgabe des Kuratoriums, den Vor-
stand zu beraten und Impulse für seine Ar-
beit zu geben. Das vielfältige Engagement 
der Kuratoren kommt durch ihr persönliches 
Mitwirken im Rahmen der verschiedenen 
Arbeitsformate sowie die finanzielle Unter-
stützung und Förderung zum Ausdruck. Die 
Kuratoren bringen ihr berufliches Netzwerk 
in das Forum für Zukunftsenergien mit ein 
und leisten darüber hinaus inhaltliche Bei-
träge für die nun schon seit zwölf Jahren er-
scheinende Schriftenreihe des Kuratoriums 
des Forum für Zukunftsenergien.

Das Kuratorium des Forum für Zukunftse-
nergien wurde seit seiner Konstituierung im 
Jahre 1990 stets von einem Vertreter der 
Deutsche Bank AG als Vorsitzender gelei-
tet. Als der erste Kuratoriumsvorsitzende 
Dr. F. Wilhelm Christians (Vorsitzender des 
Aufsichtsrates der Deutsche Bank AG) in 
dieses Amt gewählt wurde, entsprach er da-
mit dem allgemeinen Wunsch, das Gremium 
von einem exponierten Vertreter der deut-
schen Wirtschaft moderieren zu lassen. Ihm 
folgte Dr. Rolf Breuer (Vorsitzender des Vor-
standes der Deutsche Bank AG) und im Jahr 
2003 Dr. Tessen von Heydebreck (Mitglied 
des Vorstandes der Deutsche Bank AG), der 
das Kuratorium des Forum für Zukunftse-
nergien bis in das Jahr 2017, also insgesamt 
vierzehn Jahre, erfolgreich begleitete. Seine 

Nachfolge trat Christian Sewing (Vorsitzen-
der des Vorstandes der Deutsche Bank AG) 
an.

Dr. Tessen von Heydebreck, 
ehem. Mitglied des Vorstan-

des, Deutsche Bank AG, 
ehemaliger Vorsitzender 
des Kuratoriums Forum 
für Zukunftsenergien e.V.

2003 - 2016

Das Kuratorium besteht insgesamt aus bis 
zu vierzig Persönlichkeiten, deren Amtszeit 
vier Jahre beträgt und verlängert werden 
kann. Entsprechend haben im Laufe der 
vergangenen dreißig Jahre zahlreiche Per-
sönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft, Wis-
senschaft und gesellschaftlichen Gruppen 
dem Kuratorium angehört. Im Anhang die-
ser Festschrift finden Sie eine Aufstellung 
mit ihren Namen. 
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                                                       Das Forum für Zu-
kunftsenergien leistet 

mit seinen Veranstal-
tungen einen wesent-
lichen Beitrag für eine 
sachlichere Debatte 

über die Energie- und 
Kli- mapolitik. Wichtig ist, dass 
die Diskussion aus den verschiedenen, 
sämtlich berechtigten Perspektiven geführt 
und nicht moralisiert wird. Das Forum ist 
hier ein wichtiger Solitär, den ich ger-
ne pflege.

Joachim Rumstadt
Vorsitzender der Geschäftsführung STEAG GmbH
Stellvertretender Vorstandsvorsitzender,  
Forum für Zukunftsenergien e.V.

21



Das „Energieforum“

Dahinter verbirgt sich eine um die Teilnah-
me der Öffentlichkeit erweiterte Veranstal-
tung des Kuratoriums, bei der vorrangig 
aktuelle nationale sowie internationale The-
menstellungen aus Energiewirtschaft und 
Energiepolitik erörtert werden. 

In den vergangenen dreißig Jahren stan-
den dabei im Wesentlichen drei Themen-
felder im Mittelpunkt: Zum einen waren es 
wichtige Fragestellungen rund um die Stro-

merzeugung, die Stromverteilung und die 
Strommärkte, und zum anderen war es die 
Verknüpfung von Energie mit Mobilität und 
schließlich das Thema „Klimaschutz“

Der Impuls für die Beratung dieser Themen 
ging in aller Regel von den Entscheidun-
gen der nationalen und / oder europäischen 
Energie- und Umweltpolitiken und ihren 
weitreichenden Konsequenzen für einzelne 
Wirtschaftszweige, aber auch die Volkswirt-
schaft insgesamt, aus: Sei es, dass die Art 
der Stromerzeugung aufgrund verschiede-
ner politischer Entwicklungen, wie z.B. die 
Berücksichtigung der CO2-Emissionen, 
oder einer Veränderung der Risikobereit-
schaft der Gesellschaft generell in Frage 
gestellt wurde (Kernenergie ja oder nein, 
fossile Energieträger ja oder nein, erneuer-
bare Energien ja oder nein), sei es, dass die 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für 
die Stromerzeugung und -verteilung, eben-
falls bedingt durch geänderte politische Vor-
gaben, modifiziert werden sollten. Die Stich-
worte an dieser Stelle lauteten beispielhaft: 
Europäischer Binnenmarkt, Wettbewerb der 
Strommärkte, Unbundling, Preisbildungs-
mechanismen und die insgesamt damit ein-
hergehenden Folgen für den Wirtschafts-
standort Deutschland. Im Kern drehte es 
sich stets um das „magische Dreieck“ von 
Versorgungssicherheit, Wettbewerbsfähig-
keit und Umweltverträglichkeit. An dieser 
Debatte, an diesem Ringen um den richtigen 
Pfad beteiligten sich zahlreiche hochrangige 

Experten mit Bewertungen und Vorschlägen 
zum weiteren Vorgehen. 

Diesem Umstand Rechnung tragend, fand 
im Jahr 2011 das „Energieforum“ zum The-
ma „Akzeptanz von Großprojekten und Inf-
rastruktureinrichtungen – Wie kann sie ver-
bessert werden?“ statt. Den Anlass bildete 
das Neubauvorhaben des Bahnhofs „Stutt-
gart 21“, die dagegen gerichteten, wütenden 
Proteste von Teilen der Bevölkerung und die 
sich durchsetzende Befürchtung, dass eine 
solche Verhaltensweise Schule machen 
und z.B. den im Kontext mit der verstärkten 
Nutzung der erneuerbaren Energien erfor-
derlichen Netzausbau behindern könnte. 
Wenige Tage vor dem Termin dieses „Ener-
gieforum 2011“ hatte sich in Fukushima die 
Reaktorkatastrophe ereignet und die Bun-
desregierung als Konsequenz den Ausstieg 
aus der Kernenergie beschlossen. 

Alle folgenden „Energieforen“ standen dem-
entsprechend im Zeichen der Energiewen-
de und befassten sich mit der Frage, wie 
diese erfolgreich umgesetzt werden kön-
ne, und zwar unter Berücksichtigung des 
Anspruchs, ein verlässlicher Partner auch 
der europäischen Energiepolitik zu sein. 
Die neuen Möglichkeiten, die sich durch die 
Digitalisierung ergeben sowie die Idee, die 
Verbrauchssektoren mittels der vorhande-
nen, unterschiedlichen Netzinfrastrukturen 
(Strom-, Gas-, und Wärmenetze) miteinan-
der zu koppeln und dabei Wasserstoff als 
das Transformationsmedium zu nutzen, 
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Das Forum für Zu-

kunftsenergien hat 
sich als branchen-
neutrale Institution 
der Energiewirtschaft 

einen Namen gemacht 
und ist seit 30 Jahren ein 

wichtiger Kommunikator bei energiepoli-
tischen Themen und Entwicklungen. Die 
Energiewende stellt Deutschland vor große 
Herausforderungen und wird vielfach von 
Skeptikern kritisch beäugt. Für das Gelin-
gen der Energiewende braucht es Akzep-
tanz und Kommunikatoren, die diesen Pro-
zess wohlwollend begleiten. Hier baue ich 
sehr auf das Forum für Zukunftsenergien.

Olaf Lies
Minister für Umwelt, Energie, Bauen und Klima-
schutz des Landes Niedersachsen 
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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bestimmten die politischen Debatten im 
Zeitraum von 2015 bis 2019, aber auch die 
verschiedener „Energieforen“ in dieser Zeit. 
Dabei spielten die technischen Möglichkei-
ten weitgehend eine nachrangige Rolle. 
Vielmehr konzentrierten sich die Debatten 
vor allem um die Ausgestaltung der regula-
torischen Rahmenbedingungen sowie um 
die daraus folgenden Geschäftsmodelle, 
aber auch um die Aspekte der Kosten der 
Energiewende und ihre Finanzierung. 

Unabhängig davon war festzustellen, dass 
sich sowohl Politik als auch alle betroffenen 
Stakeholder angesichts der nicht zu errei-
chenden C02 – Minderungsziele für 2020 
intensiv mit der Frage beschäftigten, wie 
realistisch es sei, die Minderungsziele für 
2030 zu erreichen. Unter diesem Aspekt 
stand das „Energieforum“ im Jubiläumsjahr 
2019 unter der aktuellen Überschrift: „Kli-
maschutzpolitische Ziele 2030 – Sind sie 
erreichbar?“ 

Als prominente Vortragende im Rahmen 
des „Energieforums“ konnten in den ver-
gangenen dreißig Jahren u.a. begrüßt wer-
den: Thomas Bareiß, MdB (Parlamentari-
scher Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft und Energie), Sven Becker 
(Sprecher der Geschäftsführung der Trianel 
GmbH), Uwe Beckmeyer, MdB (Parlamen-
tarischer Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Wirtschaft und Energie), Prof. Dr. 
Marc O. Bettzüge (Direktor und Vorsitzender 
der Geschäftsleitung des Energiewirtschaft-

lichen Instituts an der Universität zu Köln 
(EWI)), Dr. Leonhard Birnbaum (Mitglied 
des Vorstandes der RWE AG), Dr. Fritz 
Brickwedde, (Präsident des Bundesverban-
des der Erneuerbare Energie e.V.), Prof. 
Dr. Werner Brinker (Vorstandsvorsitzender 
der EWE AG), Dr. Joachim Damasky (Ge-
schäftsführer des VDA Verbandes der Au-
tomobilindustrie e.V.), Stefan Dohler (Vor-

standsvorsitzender der EWE AG), Andreas 
Feicht (Staatssekretär im Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Energie), Axel 
Gedaschko (Präsident des GdW Bundes-
verbandes deutscher Wohnungs- und Im-
mobilienunternehmen e.V.), Michael Hager 

(Kabinettschef von EU-Kommissar Günther 
Oettinger), Prof. Dr. Hans-Martin Henning 
(Institutsleiter des Fraunhofer-Instituts für 
Solare Energiesysteme ISE), Jochen Ho-
mann (Präsident der Bundesnetzagentur), 
Stephan Kapferer (Staatssekretär im Bun-
desministerium für Wirtschaft und Technolo-
gie), Hans Jürgen Kerkhoff (Präsident und 
Hauptgeschäftsführer der Wirtschaftsver-
einigung Stahl), Hans-Georg Krabbe (Vor-
sitzender des Vorstandes, ABB AG), Prof. 
Dr. Markus Kramer (President, Regional 
Division Europe der BASF SE),Oliver Kri-
scher, MdB (Stellvertretender Fraktionsvor-
sitzender Bündnis 90/Die Grünen), Dr. Ingo 
Luge (Vorsitzender der Geschäftsführung 
der E.ON Deutschland), Dr. Felix Matthes 
(Forschungskoordinator für Energie- und 
Klimapolitik am Öko-Institut), Dr. Klaus-Die-
ter Maubach (Mitglied des Vorstandes der 
E.ON Energie AG), Dr. Angela Merkel (Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit), Laurenz Meyer, MdB 
(Wirtschaftspolitischer Sprecher der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion), Dr. Klaus Schä-
fer, Mitglied des Vorstandes der Covestro 
AG), Dr. Kurt-Christian Scheel (Geschäfts-
führer des VDA Verbandes der Automobilin-
dustrie e.V.), Prof. Dr. Christoph M. Schmidt 
(Vorsitzender des Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung), Dr. Joachim Schneider 
(Mitglied des Vorstandes der ABB AG), Dr. 
Thomas Schott (Geschäftsführender Vor-
stand, Zentrum für Sonnenenergie- und 
Wasserstoff-Forschung Baden-Württem-
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                                                    Das Forum für Zu-
kunftsenergien belebt 

seit nunmehr 30 Jah-
ren den energiepoliti-
schen Diskurs. Stets 
beweisen die Veran-

staltungen und Berichte 
des Forums ein Gespür für die 
richtigen Fragen und den mutigen Blick 
nach vorn – unschätzbar, angesichts der 
vor uns liegenden Herausforderungen. Im 
Ringen um die besten Lösungen wird es 
sicher auch in Zukunft seinem Namen 
alle Ehre machen.

Andreas Feicht
Staatssekretär im Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie 
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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berg), Gerhard Schröder (Niedersäch-
sischer Ministerpräsident), Rita Schwar-
zelühr-Sutter, MdB, (Parlamentarische 
Staatssekretärin bei der Bundesminis-
terin für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit), Dr. Johannes Teys-
sen (Vorstandsvorsitzender der E.ON 
SE), Dr. Karl-Peter Thelen (Mitglied der 
Geschäftsleitung der ENGIE Deutsch-
land AG), Jürgen Trittin (Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit), Prof. Dr. Eberhard Umbach 
(Präsident des Karlsruher Instituts für 
Technologie), Prof. Dr. Carl Christian von 
Weizsäcker (Senior Research Fellow, 
Max-Planck-Institut zur Erforschung von 
Gemeinschaftsgütern), Margit Wallström 
(EU-Kommissarin für Umwelt), Matthias 
Wissmann (Bundesminister für Verkehr), 
Dr. Hans-Jürgen Witschke (Vorsitzender 
der Geschäftsführung der DB Energie 
GmbH) und Dr. Hans-Josef Zimmer (Mit-
glied des Vorstandes der EnBW Energie 
Baden-Württemberg AG).
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Die Mitarbeiter 

Das kleine Team in der Geschäftsstelle des 
Forum für Zukunftsenergien umfasst neben 
der Geschäftsführerin drei festangestellte 
Mitarbeiter. 

Kristian Fetz ist seit dem 1. 
August 2017 in seiner 

Funktion als Referent 
Mitarbeiter des Forum 
für Zukunftsenergien. 
Seine Aufgaben be-
stehen darin, die ener-

giepolitischen Diskussio-
nen zu beobachten, sie unter 

dem Aspekt ihrer Relevanz für die Arbeit des 
Forum für Zukunftsenergien zu bewerten 
und in Abstimmung mit der Geschäftsführe-
rin Themenstellungen für die verschiedenen 
Arbeitsformate zu entwickeln und zu reali-
sieren. Er bereitet die Moderationen für die 
einzelnen Veranstaltungen vor und verfasst 
in deren Nachgang die Pressemitteilungen. 
Ferner betreut er das Layout sämtlicher 
Drucksachen, den Internetauftritt, den Twit-
ter Kanal und den Newsletter.

Andrea Struck gehört dem 
Team seit dem 1. De-
zember 2006 an. Sie 
ist in Abstimmung mit 
der Geschäftsführerin 
für die Finanzbuch-

haltung verantwortlich, 
ferner für die Haushalts-

planung, den Jahresabschluss, die Kon-
toführung, die Projektkalkulationen und 
-abrechnungen, den Kontakt zu den Steu-
erbehörden, der Bank und den Sozialver-
sicherungsinstitutionen. Schließlich über-
wacht sie den Eingang der Mitgliedsbeiträge 
und bereitet die buchhalterisch relevanten 
Unterlagen für die Vorstandssitzungen vor. 

Johanna Katrin Wilke leitet 
das Büro seit 2004. Sie 
sorgt für den organisa-
torischen Ablauf in der 
Geschäftsstelle, berei-
tet die wöchentlichen 

Bürobesprechungen vor, 
plant alle Termine in Berlin 

und in Brüssel sowie darüber hinaus. Sie 
betreut das Mitgliederwesen und das Kura-
torium, sie organisiert die Vorstandssitzun-
gen und ist Ansprechpartnerin für alle ein-
gehenden Anrufe, die Mitglieder und Gäste. 
Darüber hinaus bereitet sie in enger Abstim-
mung mit der Geschäftsführerin das jährli-
che Arbeitsprogramm, die Vorlagen für die 
Vorstandssitzungen sowie die Redemanu-
skripte für den Vorsitzenden des Vorstandes 
vor.
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Die Geschäftsführung

Der erste Geschäftsfüh-
rer des Forum für Zu-
kunftsenergien war Dr. 
Wolf Rasch. Mit dem 
Umzug des Vereins 
von Bonn nach Ber-

lin gab es auch einen 
Wechsel in der Geschäfts-

führung. Seit dem 1. Juni 2004 ist nunmehr 
Dr.-Ing. Annette Nietfeld Geschäftsführerin 
des Forum für Zukunftsenergien und der 
vereinseigenen EFO Energie Forum GmbH. 
Sie ist verantwortlich für eine zukunftsorien-
tierte Weiterentwicklung der Aktivitäten des 
Forum für Zukunftsenergien und für eine 
Profilierung des Vereins im Berliner Politik-
geschehen.
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4.  Die Arbeitsformate,  
ihre Entwicklung und  
ihre Ehrenamtlichen

Wie erweckt man eine branchenneutrale 
Plattform zum Leben? Indem man zusam-
menkommt, miteinander diskutiert und 
Netzwerke knüpft. Das Forum für Zukunfts-
energien hat im Laufe seines 30-jährigen 
Bestehens dafür verschiedene Arbeitsfor-
mate entwickelt. Neben der Mitgliederver-
sammlung als Beschlussgremium gehörten 
anfänglich das „Energieforum“ und mehrere 
Arbeitskreise dazu. Weitere Arbeitsformate 
kamen im Laufe der Zeit hinzu.

Der Arbeitskreis „Zukunftsenergien“

Der Arbeitskreis „Zukunftsenergien“ wurde 
1997 etabliert. In seinem Rahmen sollten 
die interdisziplinären und interessenüber-
greifenden Fragen der Energiewirtschaft 
und -politik erörtert werden - und zwar un-
ter Wahrung der Unabhängigkeit und des 
spezifischen Charakters des Forum für Zu-
kunftsenergien. Die erste Sitzung fand am 5. 
Juni 1997 in Berlin zum Thema „Beschäfti-
gungseffekte durch eine verstärkte Nutzung 
erneuerbarer Energien“ statt.

Die Mitglieder des Forum für Zukunftsenergi-
en waren aufgefordert, sich auszutauschen 
und an der Konkretisierung von Lösungsan-
sätzen mitzuarbeiten. Ferner sollten zu den 
Sitzungen die fachlich zuständigen Vertreter 
der Fraktionen im Deutschen Bundestag 
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ehinzu gebeten werden, um die Möglichkeit 

zu schaffen, Anregungen und gewonnene 

Positionen zu Sachfragen den politischen 
Entscheidungsträgern unmittelbar zu ver-
mitteln, aber auch deren Meinungsstand 
kennenzulernen. 

Der Ansatz, politische Vertreter einzubin-
den, wurde bis heute beibehalten und hat 
sich bewährt. So fanden bislang 74 Sitzun-
gen des Arbeitskreises „Zukunftsenergien“ 
zu den unterschiedlichsten Themen statt, 
zunächst unter dem ehrenamtlichen Vorsitz 
von Prof. Dr. Thomas Hartkopf, dem späte-
ren stellvertretenden Vorsitzenden des Vor-

standes des Forum für Zukunftsenergien. 
Im Jahr 2003 übernahm diese Position Dr. 
Frank-Michael Baumann (Geschäftsführer 
der EnergieAgentur.NRW). Nach dem Um-
zug des Forum für Zukunftsenergien von 
Bonn nach Berlin fungierte zunächst die 
Friedrich-Ebert-Stiftung als Gastgeber für 
die Sitzungen des Arbeitskreises „Zukunfts-
energien“, später die Konrad-Adenauer-Stif-
tung und nun seit mehreren Jahren die 
Deutsche Bank AG. 

Das dem Arbeitskreis „Zukunftsenergien“ 
zugrundeliegende Konzept einer Aufteilung 
des Sitzungsablaufes in einen fachlichen 
und politischen Teil stieß im Kreis der Mit-
glieder und Gäste auf großes Interesse und 
führte außerdem zu einer positiven Reso-
nanz bei der Politik. Dieser Erfolg veranlass-
te den Vorstand zu der Entscheidung, die-
sen Ablauf auch bei der Konzeption weiterer 
Arbeitsformate anzuwenden. Dies geschah 
dann bei der Einsetzung des Arbeitskrei-
ses „Energie & Verkehr“ und des „European 
Energy Colloquium“.

Der Arbeitskreis „Energie & Verkehr“ 

Im Rahmen des Arbeitskreises „Energie & 
Verkehr“ erhalten die relevanten Branchen-
akteure, wie etwa Vertreter der Automobil(-
zuliefer)industrie, der Mineralölindustrie, der 
Anlagenhersteller und der Logistikunterneh-
men, für wichtige Themen der Verkehrspo-
litik, soweit sie einen Bezug zum Thema 
„Energie“ aufweisen, eine Diskussionsplatt-

                                                       
Das Forum Zukunfts-

energien war für uns in 
den vergangenen Jah-
ren wichtiger Impuls-
geber bei den energie- 

und klimapolitischen 
Diskussionen. Das konnte 

das Forum deshalb sein, weil es gelungen 
ist, unterschiedliche Positionen in offenen 
und fairen Diskussionen zusammenzufüh-
ren und dabei immer den Dreiklang von 
umwelt- und klimapolitisch Notwendigem, 
wirtschaftlich Vernünftigem und sozialer 
Fairness zu wahren - weiter so!

Marie-Luise Dött, MdB - CDU
Umweltpolitische Sprecherin der  
CDU/CSU-Bundestagsfraktion
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form. Jede Sitzung wird mit einer themati-
schen Einleitung von einem Vertreter des 
Bundesverkehrsministeriums eröffnet, der 
sich Impulsreferate aus den Reihen der 

betroffenen Stakeholder anschließen. Den 
zweiten Teil bildet eine Podiumsdiskussion 
mit Mitgliedern der Fraktionen des Deut-
schen Bundestages. In der Regel werden 
dazu die verkehrspolitischen Sprecher die-
ser Fraktionen eingeladen. 

Seit seiner Gründung wurde dieses Arbeits-
format in Kooperation mit dem Bundesver-
kehrsministerium realisiert. Den ehrenamt-
lichen Vorsitz übernahm zunächst MDir 
Wolfgang Hahn (Leiter der Grundsatzabtei-
lung, Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung) und anschließend 
bis zum Frühjahr 2014 Dirk Inger (Unter-
abteilungsleiter „Klima- und Umweltschutz-
politik“, Bundesministerium für Verkehr und 
Infrastruktur). Ihm folgte Birgitta Worringen 
(Unterabteilungsleiterin „Umwelt und Ver-
kehr“, Bundesministerium für Verkehr und 
Infrastruktur), und seit dem Frühjahr 2018 

hat diese Funktion MR Helge Pols (Leiter 
Stabsstelle „Klimafreundliche Mobilität“, 
Bundesministerium für Verkehr und Infra-
struktur) inne. Ebenfalls von Beginn an ist 
Gastgeber für die Sitzungen die Robert 
Bosch GmbH.

Der Arbeitskreis „Energie & Verkehr“ trifft 
ebenso wie der Arbeitskreis „Zukunftsener-
gien“ möglichst vier Mal im Jahr zusammen. 
Seine erste Sitzung fand am 18. Juni 2008 
statt und war dem Thema „Strategien zur 
CO2-Reduzierung für Pkw“ gewidmet. 

Das „European Energy Colloquium“

Dem Forum für Zukunftsenergien war es 
seit seiner Gründung ein besonderes Anlie-
gen, sich der Energiewirtschaft und Ener-
giepolitik nicht nur mit Blick auf die Situation 
in Deutschland zu widmen. Vielmehr war 
man sich seit jeher der Notwendigkeit be-
wusst, über den „nationalen Tellerrand“ hi-
naus schauen zu müssen. Die zunehmende 
Beeinflussung der nationalen Energiepolitik 
durch supranationale Organisationen, wie 
die Europäische Union oder die IEA, und 
die wachsende Bedeutung internationaler 
Technologieentwicklungen für deutsche Ak-
teure bestätigten die Berechtigung dieser 
Ansicht. So stand z.B. das „Energieforum 
2001“ unter der Überschrift “Global versus 
lokal – Energiewirtschaft im Spannungsfeld 
von Globalisierung und Dezentralisierung“. 
Aufgrund dieser zunehmend internationalen 
Schwerpunkte lag es nah, diesen Anforde-

                                                       Der Verkehrssektor 
wird in den kommen-

den Jahren erhebliche 
Veränderungsprozes-
se erleben. Die Dis-
kussionen im Forum 

Zukunftsenergien be-
leuchten die vor uns lie-

genden Herausforderungen, z.B. zum 
Klimaschutz im Verkehr, aus Sicht aller 
relevanten Akteure und tragen damit zu ei-
ner zielgerichteten Gestaltung der Zukunft 
bei. In zehn der 30 Jahre konnte ich mei-
nen Standpunkt bei Ihren Veranstaltungen 
immer wieder einbringen und dabei auch 
viele neue Einsichten gewinnen. Herzlichen 
Glückwunsch und weiterhin viel Erfolg!

Steffen Bilger, MdB - CDU
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur

                                                        
Das Forum Zu-

kunftsenergien agiert 
als technologieof-
fene Plattform an 
der Schnittstelle 
zur Politik. Damit ist 

es prädestiniert, die 
vielfältigen Herausforde-

rungen der aktuellen Energiepolitik dis-
kursiv zu begleiten. Wir brauchen heute 
mehr offenen Austausch und weniger 
Denkverbote, um die Zukunft zu gestal-
ten. Diese Offenheit und Diversität, auch 
in der Mitgliedschaft, macht für mich den 
Reiz des Forums aus und begründet 
mein Engagement.

Dr. Uwe Lauber
Vorsitzender des Vorstandes, 
MAN Energy Solutions SE
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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rungen mit einem weiteren Arbeitsformat 
gerecht zu werden.

Im September 2010 startete das Forum für 
Zukunftsenergien mit dem „European Ener-

gy Colloquium (EEC)“ seine Aktivitäten in 
Brüssel. Mit diesem Arbeitsformat wird das 
Ziel verfolgt, über ein möglichst aktuelles 
Thema der europäischen Energiepolitik im 
Vorfeld der politischen Entscheidungen zu 
diskutieren und die Interessen der deut-
schen energiewirtschaftlichen Akteure den 
deutschen Vertretern im Europäischen Par-
lament zu vermitteln. 

Dabei ist der Themenfächer weitgehend ab-
hängig von der Agenda der europäischen 
Energiepolitik. Den üblichen Ausgangspunkt 

eines jedes Treffens des EEC bildet der Ent-
wurf einer EU-Vorlage mit Bezug zur Ener-
gie- und Umweltpolitik. Den Inhalt und die 
mit dem Dokument verfolgte Absicht stellt 
der ehrenamtliche Vorsitzende oder ein an-
derer Vertreter der EU-Kommission jeweils 
kurz vor. Dem folgen i.d.R. zwei Stellung-
nahmen von Vertretern der deutschen Wirt-
schaft. Anschließend findet eine Podiums-
diskussion zum betreffenden Thema unter 
Beteiligung von deutschen Abgeordneten 
des Europäischen Parlaments statt. Die Mo-
deration übernimmt die Geschäftsführerin 
des Forum für Zukunftsenergien Dr. Annette 
Nietfeld. 

Bis in das Jahr 2013 hatte Prof. Dr. Micha-
el Köhler (Kabinettschef von EU-Kommis-
sar Günther Oettinger) den ehrenamtlichen 
Vorsitz des „European Energy Colloquium“ 
inne. Nach der Übernahme neuer Aufga-
ben innerhalb der EU-Kommission trat sein 
Nachfolger im Amt des Kabinettschefs, Mi-
chael Hager, auch dessen Nachfolge als 
Vorsitzender des EEC an. Nach den Wah-
len zum europäischen Parlament im Herbst 
2014 wurde Maroš Šefčovič zu einem der 
Vizepräsidenten der Europäischen Kommis-
sion ernannt. In dieser Funktion übernahm 
er die Verantwortung für die Europäische 
Energieunion, und sein stellvertretender Ka-
binettschef Dr. Bernd Biervert erklärte sich 
bereit, den ehrenamtlichen Vorsitz des „Eu-
ropean Energy Colloquium“ zu übernehmen. 

Dieses Arbeitsformat findet seit seiner Grün-
dung in der Vertretung des Landes Rhein-
land-Pfalz in Brüssel statt. 

Inzwischen ist das „European Energy Collo-
quium in Brüssel gut etabliert. Die im Rah-
men der Zusammenkünfte gewonnenen 
Erkenntnisse und Beratungsergebnisse un-
terstützen die Mitglieder und andere Akteure 
in Brüssel bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben. Zusätzlich kommen die geknüpften 
persönlichen und fachlichen Kontakte zur 
EU-Kommission und den Mitgliedern des 
Europäischen Parlaments den Aktivitäten 
des Forum für Zukunftsenergien auch in 
Berlin zu gute. So gelang es bereits mehr-
fach, sowohl Vertreter der EU-Kommission 
als auch Mitglieder des Europäischen Parla-

                                                        
Ich kenne das Forum 

für Zukunftsenergi-
en als kompetentes 
Diskussionsforum und 
schätze es sehr als 

offene und undogmati-
sche Austauschplattform 

um auf die wichtigen energiepoliti-
schen Fragen der Zukunft verantwortungs-
volle Antworten zu finden. Die Verbindung 
aus Wissenschaft, Wirtschaft und Politik 
ist für die Brüsseler Arbeit eine gewinn-
bringende Symbiose.“

Dennis Radtke, MdEP – CDU/EVP
Sprecher für Energiepolitik der CDU-Bundestags-
fraktion

                                                        
Das Forum Zu-

kunftsenergien hat 
die Relevanz der 
europäischen Ebene 
für eine sichere und 

nachhaltige Energie-
versorgung erkannt. Mit 

zahlreichen interessanten Veranstaltung 
in Brüssel hat es in den vergangenen 
Jahren einen wichtigen Beitrag zur De-
batte über die europäische Energie-
wende geleistet.

Rebecca Harms – Bündnis 90/Die Grünen
Mitglied des Europäischen Parlaments in der 
Grünen/EFA Fraktion 2004-2019

29



ments als Vortragende für Veranstaltungen 
des Forum für Zukunftsenergien in Berlin 
zu gewinnen. Beispielsweise erläuterte Dr. 
Oliver Koch, Stellv. Referatsleiter Großhan-
delsmärkte, Strom und Gas, GD Energie der 
Europäischen Kommission, die durch das 
Legislativpaket „Saubere Energie für alle 
Europäer“ angestrebte Kompetenzverschie-
bung von den nationalen Netzbetreibern zur 
europäischen Regulierungsbehörde ACER 
sowohl beim EEC als auch im Rahmen der 
„Berlin Lectures on Energie“ in Berlin. 

Der „Internationale Energiedialog“

Im Jahr 2005 beschloss der Vorstand des 
Forum für Zukunftsenergien, die Veranstal-
tungsreihe „Internationaler Energiedialog“ 
ins Leben zu rufen und damit unseren Mit-
gliedern die Möglichkeit zu geben, nationale 
energiepolitische und -wirtschaftliche Ent-
wicklungen im globalen Kontext widerzu-
spiegeln. Zur Premiere am 22. November 
2005 in Berlin konnte der damalige Direktor 
der Internationalen Energieagentur, Clau-
de Mandil, begrüßt werden. Angesichts des 
kurz zuvor von seiner Behörde vorgestellten 
„World Energy Outlook“ mahnte er dabei 
eine Reduzierung der globalen Energie-
nachfrage und eine Stärkung der Nachhal-
tigkeit an. 

Internationale Energiepolitik ist stets zu-
gleich auch geostrategische Politik. Der 
Kauf und Verkauf von energetischen Roh-
stoffen kann Länder und Regionen stabili-

sieren oder destabilisieren, wird als Mach-
tinstrument der Regierenden verschiedener 
Nationen eingesetzt und bestimmt natürlich 
neuere, technische Entwicklungen - Stich-
worte an dieser Stelle lauten „Fracking“, 
„kurzzeitiger Verfall des Erdölpreises“ und 
„LNG-Exporte aus den USA“. Genau diese 
Sachverhalte tauchen bei der Themenset-
zung für den „Internationalen Energiedialog“ 
an maßgebender Stelle auf. Erinnert sei 
aber auch an den Konflikt zwischen. Russ-
land und der Ukraine, der u.a. dazu führ-
te, dass die Europäische Kommission eine 
„europäische Energieunion“ in Leben rief, 
um damit der Versorgungssicherheit zu-
sätzliche Aufmerksamkeit zu widmen. Das 
Stichwort „Versorgungssicherheit mit Erdöl 
und Erdgas“ stand des Öfteren auf der Ta-

gesordnung des IED, mehrfach in Koope-
ration mit der Stiftung „Wissenschaft und 
Politik“. Stets ging es dabei um Antworten 
auf die spannende Frage, wie sich Europa 
strategisch gegenüber Russland und den 
USA positionieren soll, um einerseits große 
Abhängigkeiten zu vermeiden und anderer-
seits nach der Maxime „Wandel durch Han-
del“ verfahren zu können. 

Internationale Energiepolitik ist stets zu-
gleich auch Klimaschutzpolitik. Folglich 
bildete ebenso diese zweite gedankliche 
Verknüpfung einen Auslöser für die The-
mensetzung. So diskutierten wir z. B. die 
Frage, ob es mit Blick auf die weltweiten Kli-

                                                   
Seit fünf Jahren 

engagiere ich mich 
im Forum für Zu-
kunftsenergien, weil 

es einen wichtigen 
Beitrag zur Energiewen-

de leistet. Es steht für eine 
vertiefte und systematische Diskussion 
aller Energien dank der breiten Basis und 
Kompetenz der Teilnehmer. In Zukunft 
sollte sich das Forum vor allem auf 
Mobilität und Wärme fokussieren.

Dr. Uwe Franke
Präsident, Weltenergierat-Deutschland e.V.
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.

                                                        
Meine Glückwünsche 

zum 30. Jubiläum! Das 
Forum für Zukunftse-
nergie bietet eine Platt-
form, auf der Akteure 

mit unterschiedlichsten 
Blickwinkeln auf das 

Thema Energie zusammenkommen. 
Gerade in unseren Zeiten ist dieser Brü-
ckenschlag zwischen auseinanderdriften-
den Diskussionskreisen mit je ihrer eigenen 
Wahrnehmung der Wirklichkeit ein großes 
Pfund. Schon viele wertvolle Diskussionen 
habe ich hier erlebt.

Dr. Ingrid Nestle, MdB – Bündnis 90/Die Grünen
Sprecherin für Energiewirtschaft der Bundestags-
fraktion von Bündnis 90/Die Grünen
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maschutzziele wirklich hilfreich ist, seitens 
der Bundesregierung Exportkredithilfen für 
hochmoderne Kohlekraftwerke und für sau-
bere Kraftwerkstechnologien zu streichen 
angesichts der Tatsache, dass Länder wie 
China und Indien dann keinen Zugang zu 
den effizientesten Technologien hätten und 
deshalb eher Anlagen mit niedrigen Wir-
kungsgraden und somit hohen CO2-Emissi-
onen errichteten. 

Die Erwartungen der energieintensiven In-
dustrien an die Klimaschutzkonferenz in 
Paris im Dezember 2016 wurden ebenso 
thematisiert wie die Problemstellung, die 
europäische Energieversorgungssicherheit 
nach dem Ausstieg Deutschlands aus der 
Kernenergie ab dem Jahr 2023 und der 
Kohleverstromung zu gewährleisten. 

Inzwischen fand der „Internationale Ener-
giedialog“ annähernd vierzig Mal statt, und 
namhafte Mitwirkende konnten begrüßt wer-
den, darunter Thomas Bareiß (Parlamenta-
rischer Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft und Energie), Dr. Karl-Peter 
Horstmann (Vorsitzender Finanzmarktaus-
schuss, EFET - European Federation of 
Energy Traders), Nancy Mahieu (Director 
General Energy, Federal Public Service for 
Economy), Prof. Dr. Friedbert Pflüger (Exe-
cutive Director am EUCERS Institute, King´s 
College London), Prof. Dr. Andreas Pinkwart 
(Minister für Wirtschaft, Innovation, Digi-
talisierung und Energie des Landes Nord-
rhein-Westfalen), Dr. Kirsten Westphal (Se-

nior Associate, Stiftung Wissenschaft und 
Politik), Burkhard Reuss (Direktor Kommu-
nikation und Public Affairs, Total Deutsch-
land GmbH), und S.E. Baron Willem van de 
Voorde (Botschafter des Königreichs Belgi-
en in Berlin). 

Die „Berlin Lectures on Energy“ 

Die „Berlin Lectures on Energy“ werden 
vom Forum für Zukunftsenergien in Koope-
ration mit der Bucerius Law School und Dr. 
Werner Schnappauf, Chairman, Circle on 
Energy Law and Policy der Bucerius Law 
School, seit 2016 realisiert. In diesem Rah-
men finden Gespräche über Konsequenzen 
politischer Entscheidungen für die Rechts-
gestaltung sowie Rechtsanwendung in der 
Energiewirtschaft statt. Der Teilnehmerkreis 
besteht in erster Linie aus Mitarbeitern der 
Rechtsabteilungen von Unternehmen der 
Energiewirtschaft sowie von Kanzleien mit 
dem Schwerpunkt Energierecht. In zweiter 
Linie richtet sich das Format an Unterneh-
mens-Mitarbeiter mit Zuständigkeiten für 
Politikkontakte, Kommunikation und Unter-
nehmensentwicklung. Die Premiere fand am 
14. Januar 2016 statt mit einer Diskussion 
über die Frage, welche rechtlichen Konse-
quenzen die Bundesrepublik Deutschland 
aus den Klimaschutzvereinbarungen von 
Paris zu ziehen hat. Überlegungen zur 
rechtlichen Verbindlichkeit der Klimaschutz-
ziele auf globaler, europäischer und natio-
naler Ebene beschäftigen uns auch im Mai 
2017. Dabei kam Prof. Dr. Johannes Saurer, 

Juristische Fakultät, Universität Tübingen, 
zu dem Schluss, dass das Klimaschutz-
regime insgesamt ein differenziertes Ver-
bindlichkeitsregime bilde mit „harten“ und 
„weichen“ Zielen, das auf allen Ebenen zum 
Tragen komme. Veränderungen im Grad der 
Verbindlichkeit seien im internationalen und 
europäischen Recht allerdings abhängig 
von einer Konsensbildung unter komplexen 
Bedingungen. Im Übrigen fehle eine gericht-
liche Instanz zur Kontrolle des Vollzugs des 
Übereinkommens. Auf europäischer Ebene 
sei das Zwei–Grad-Ziel primärrechtlich ver-
ankert über die durchsetzungsstarke, supra-
nationale Rechtsprechungsstruktur der EU 
im Hintergrund. 

                                                        
Hochaktuelle Themen, 
detailliert aufbereitet 
und aus verschiedenen 
Blickwinkeln betrachtet 
– die Veranstaltungen 

des Forums für Zukunfts-
energien gehören für mich 

zu den Highlights im politischen Berlin. Ich 
gratuliere zum Jubiläum und hoffe dass das 
Forum die Klima- und Energiepolitik auch 
in Zukunft mit konstruktiv-kritischen 
Beiträgen bereichert.

Dr. Lukas Köhler, MdB – FDP
Sprecher für Klimapolitik der  
FDP-Bundestagsfraktion
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Um den gesellschaftlichen Konsens in für 
die Gesellschaft sehr wichtigen, jedoch kon-
trovers diskutierten Entscheidungsfeldern 
zu erlangen, hat die Bundesregierung in 
der jüngsten Vergangenheit sich mehrmals 
dazu entschlossen, Kommissionen einzu-
setzen und diese mit Vertretern der unter-
schiedlichen gesellschaftlichen Gruppen zu 
besetzen. Zu den für die Energiewirtschaft 
bedeutsamen Kommissionen sind zu rech-
nen die Kommission „zur Überprüfung der 
Finanzierung des Kernenergieausstiegs“ so-
wie die Kommission „ Wachstum, Struktur-
wandel und Beschäftigung“. Die Empfehlun-
gen der KFK-Kommission wurden fast eins 
zu eins mit dem „Gesetz zur Neuordnung 
der Verantwortung in der kerntechnischen 
Entsorgung“ umgesetzt. Dieses Ergebnis 
und auch die Forderung der Mitglieder der 
WSB-Kommission, ihre Empfehlungen eins 
zu eins umzusetzen, ließen uns im Rahmen 
der Lectures wiederholt darüber diskutie-
ren, ob ein solches Verfahren verfassungs-
rechtlichen Grundsätzen entspricht. Solche 
zunächst vorhandenen Zweifel konnte der 
jeweilige Sachverständige im Verlauf der 
Diskussionen allerdings ausräumen.

Die von der Politik getroffene Entscheidung 
einer Beendigung der Kohleverstromung bot 
uns darüber hinaus Anlass, weitere damit im 
Zusammenhang stehende Rechtsfragen zu 
analysieren. So wurde darüber diskutiert, in-
wieweit mit dieser Entscheidung Eigentums-
rechte eingeschränkt werden mit einer da-
raus resultierenden Entschädigungspflicht. 

Nach der Vorlage des Abschlussberichts der 
WSB-Kommission drängten sich dann Über-
legungen nach einem nunmehr zu schaffen-
den rechtlichen Regelwerk zur Bewältigung 
des Strukturwandels in den betroffenen Re-
gionen auf. Dabei wurde etwa vorgeschla-
gen, eine „Rundum-Reform“ des gesamten 
Energie- und Klimaschutzrechts anzustre-
ben mit Rahmenvorgaben in einem „Bun-
des-Klimaschutzgesetz“. Andere Stimmen 
verlangten eine gesetzliche Verankerung 
des Kohleausstiegs im Energiewirtschafts-
gesetz mit dem Ziel, das Vertrauen von Wirt-
schaft und Bevölkerung in die Handlungsbe-
reitschaft der Politik zu stärken. 

Weitere entscheidende Impulse zur The-
mensetzung resultierten aus den Aktivitäten 
der EU – Kommission. Das von ihr vorge-
legte sogenannte „Winterpaket“ bot Anlass 
zur Sorge, dass nationale Kompetenzen auf 
die Ebene der EU verlagert werden würden, 
auch wenn die Entwicklung eines europäi-
schen Energierechts angesichts der damit 
erreichbaren Optimierung im Energiesektor 
positiv bewertet werde. Ferner gab es kriti-
sche Anmerkungen zu Details, etwa mit der 
Forderung nach einer stärkeren Berücksich-
tigung der Marktprinzipien, des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit und des Subsidiari-
tätsprinzips und nach längeren zeitlichen 
Abschnitten zwischen den einzelnen Novel-
lierungsschritten. 

Auch die Klage der EU-Kommission gegen 
die Bundesrepublik Deutschland im Zusam-

menhang mit der geforderten politischen 
Unabhängigkeit der Bundesnetzagentur be-
schäftigte uns, ebenso die Bewertung der 
Notwendigkeit, die Public-Sector-Informa-
tion-Richtlinie der EU-Kommission in nati-
onales Recht umzusetzen. Dabei steht im 
Hintergrund, insbesondere bei den kommu-
nalen Unternehmen, die Befürchtung, dass 
sie über eine Novellierung der Public-Sec-
tor-Information-Richtlinie zukünftig verpflich-
tet werden könnten, die im Rahmen ihrer 
Aufgabenerfüllung entstandenen Daten an 
private Unternehmen weiterzugeben. 
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Der „Fortschrittskongress“

                                                        
Das Forum Zukunfts-

energien e.V. steht für 
die politisch unabhän-
gige und branchen-
neutrale Vernetzung 

unterschiedlichster Ak-
teure im Themenfeld rund 

um Energiepolitik, Energiewirtschaft und 
Energietechnik von morgen. Es ist Impuls-
geber für Innovationen und Technologien 
im vorparlamentarischen Raum in Deutsch-
land, die gleichermaßen wirtschaftlich und 
nachhaltig sind.

Prof. Dr.-Ing. Holger Hanselka 
Präsident, Karlsruher Institut für Technologie und 
Vizepräsident, Forschungsbereich Energie der 
Helmholtz-Gemeinschaft 
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.

Ziel unseres alljährlich stattfindenden „Fort-
schrittskongresses“ ist es, innovative Ent-
wicklungen in den Bereichen Industrie und 
Energiewirtschaft aufzuzeigen und über die 
Frage zu diskutieren, wie ein optimales Zu-
sammenwirken der unterschiedlichen Ak-
teure, hier Politik und Unternehmen, ausse-
hen sollte.

 Warum sehen wir das als erforderlich an? 
Die Energiewende zur Erreichung der Kli-
maziele hat einerseits einen Transforma-
tionsprozess ins Leben gerufen, der sich 
nicht nur auf die Art der Energieerzeugung 
beschränkt, sondern auch Veränderungen 

in der gesamten Energiewirtschaft sowie 
weiterer Industriebranchen und ihrer Sys-
teme und Prozesse bedingt. Andererseits 
verbinden damit etliche Vertreter der Politik 
und der Bevölkerung das Ziel, bestimmte 

Technologiepfade vorzugeben und große 
volkswirtschaftliche Entwicklungen lang-
fristig steuern zu können. Dabei zeigt doch 
jede Erfahrung, dass solche Erwartungen 
unrealistisch sind. Fortschritt durch techno-
logische Entwicklungen kann von der Politik 
nicht einfach bestellt werden. Der Alche-
mist, der von seinem Fürsten aufgefordert 
worden war, mittels chemischer Prozesse 
Gold herzustellen, erfand im Ergebnis „nur“ 
das Rezept zur Herstellung von Porzellan. 

Und umgekehrt hat die Politik die Erfindung 
der Dampfmaschine nicht in Auftrag gege-
ben. Trotzdem fand dies statt und führte zu 
großen volkswirtschaftlichen Umbrüchen in 
ganz Europa und darüber hinaus sowie zu 
großen sozialen Verwerfungen. 

Die daraus resultierende Frage nach den 
optimalen Rahmenbedingungen für Inno-
vationen lässt sich auch ansatzweise nur 
dann beantworten, wenn wir uns vor Augen 
führen, was den Kern von Innovationen aus-
macht. 

1. Innovationen werden zur Lösung von 
Problemen in der Wirklichkeit entwi-
ckelt. Sie brauchen daher eine realis-
tische Grundlage und die Aussicht auf 
reale Erträge - in Deutschland und auf 
dem Weltmarkt. Innovationen brauchen 
dazu Verlässlichkeit, nicht durch die 
Vorgabe langfristiger, unkonditionierter, 
politischer Ziele, sondern in der Sicher-
heit vor politischen Eingriffen. Innova-
tionen benötigen dafür keinen techno-
logischen oder regional geschützten 
Raum oder Wunschszenarien, sondern 
die klare Ausrichtung auf den interna-
tionalen Wettbewerb, heute und in der 
Zukunft.

2. Ein innovationsorientiertes, wettbe-
werbliches Umfeld basiert auf Regeln. 
Regulatorische Rahmenbedingungen 
müssen also klug entwickelt werden 
und neue technische Optionen einbe-

Eine Plattform für 
konstruktive und 

kontroverse Diskussio-
nen, die zukunftsfähige 
Lösungen aufzeigen 

und die den Systemge-
danken pflegen. Das ist 

das ‚Forum für Zukunftsenergien‘. Und als 
solches wird es in Zeiten der Disruption 
auch gebraucht, vor allem wenn es um 
die Energiewende geht. Wir stehen in der 
Verantwortung, dass die Stimme unseres 
Forums auch in Zukunft gehört wird.

Hans-Georg Krabbe
Vorstandsvorsitzender, ABB AG
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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ziehen, ohne Schlupflöcher oder indi-
rekte Dauersubventionen zu schaffen. 
Wettbewerb braucht Offenheit für al-
ternative Lösungen, also Technolo-
gieoffenheit sowie Freiheitsgrade bei 
den Schnittstellen zwischen Branchen 
und Technologien. Schließlich braucht 
Wettbewerb dieselben Regeln für alle 
Wettbewerbs-Teilnehmer, sowohl auf 
der Seite der Bereitstellung von Ener-
gie als auch beim Verbrauch. Stärke 
im internationalen Wettbewerb braucht 
Sensibilität für relative Kosten und ein 
investitionsfreundliches Umfeld. 

3.  Ein innovations- und investitionsfreund-
liches Umfeld braucht ein Bekenntnis 
zum Wirtschafts- und Industriestandort 
Deutschland, zum produktiven Einsatz 
der Fähigkeiten und Kenntnisse der 
Menschen. Investitionsfreundlichkeit 
schlägt einen großen, verbindenden 
Bogen von den steuerlichen bis hin zu 
technologischen Rahmenbedingungen, 
von Ausbildung, Zulassen von Kreativi-
tät bis hin zum Umweltrecht.

Vor diesem Hintergrund startete das Forum 
für Zukunftsenergien im Jahr 2011 das Ar-
beitsformat eines jährlich stattfindenden 
Fortschrittskongresses. In diesem Rahmen 
werden aktuelle Beispiele für das erfolgrei-
che Zusammenwirken von Forschung einer-
seits und praktischer Anwendung aus den 
Bereichen der technischen Wissenschaften 

und angrenzender Gebiete mit Relevanz für 
die Entwicklung der Energiewirtschaft ande-
rerseits präsentiert.

In der Regel wird für eine Veranstaltung ein 
Themenschwerpunkt ausgewählt, der je-
weils aus zwei unterschiedlichen Blickwin-
keln heraus in Form eines Blocks betrachtet 
wird. Beide Präsentationen sollen die Inno-
vationskraft der einzelnen Sparten abbilden 
und dienen zugleich als Ausgangspunkt für 
eine anschließende Podiumsdiskussion. 
Hierzu sind auch Vertreter der Politik einge-
laden. Im Mittelpunkt soll dabei die Erörte-
rung der Frage stehen, inwieweit politische 
Vorgaben für die Entwicklung und Marktein-
führung bestimmter Technologien notwen-
dig und hilfreich sind oder eher unterbleiben 
sollten.

Die die Forschungsaktivitäten und Entwick-
lungen für die Energiewirtschaft präsentie-
renden Beispiele decken ein breites Spek-
trum mit unterschiedlichen Schwerpunkten 
ab. Zu den häufig wiederkehrenden Themen 
gehört die Befassung mit den zunehmenden 
Möglichkeiten für die Stromnetze auf der 
ÜNB- und VNB-Ebene. Neue Materialien 
optimieren inzwischen den Betrieb dieser 
Netze, über die Digitalisierung gelingt es, 
dezentrale und volatile Einspeisungen zu 
bewerkstelligen und dezentrale EEG-Anla-
gen in die Systemdienstleistungen zu integ-
rieren. „ENKO – das Konzept zur verbesser-
ten Integration von Grünstrom ins Netz“ und 
die „WindNODE Flexibilitätsplattform zur 

effizienten und koordinierten Netzengpass-
bewirtschaftung“, Projekte, die 2018 präsen-
tiert wurden, seien beispielhaft erwähnt. 

Seit seiner Gründung hat sich das Forum 
für Zukunftsenergien intensiv mit den Po-
tentialen von Wasserstoff befasst. Daher 
verwundert es nicht, dass dies – gerade an-
gesichts der aktuellen Debatten rund um die 
Potentiale der Power-to-X - Technologien 
– immer wieder auch im Rahmen des Fort-
schrittskongresses geschieht. Erwähnt sei-
en die Projekte „Moderne Wasserstoffinfra-
struktur: Hypos – Hydrogen Power Storage 
& Solutions East Germany: Die modellhafte 
Verbindung der Chemiestoffstromnetze, der 
Erdgasnetze und der elektrischen Netze 
mittels grünem Wasserstoff und innovative 
Verfahren zur Wasserstofferzeugung aus 
biobasierten Einsatzstoffen“ und „Moderne 
Speicherentwicklungen: Wie das Zusam-
menspiel von Versorger und Anwender/Kun-
den gestaltet werden kann am Beispiel der 
Power-to-Gas-Anlage in Falkenhagen“. 

Schließlich sei ein dritter, wiederkehrender 
Schwerpunkt benannt: Die Quartiersent-
wicklung mit all den Herausforderungen an 
Energieeffizienz, Mobilität und moderne Inf-
rastrukturen.
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Hintergrundformate

Die beiden Arbeitskreise des Forum für 
Zukunftsenergien, ebenso das „Europe-
an Energy Colloquium“, der „Internationale 
Energiedialog“ und die anderen zahlreichen, 
von ihm organisierten Konferenzen sind öf-
fentliche Veranstaltungen, zu denen neben 
den Mitgliedern Vertreter der Politik, der Ad-
ministration, der Presse, der Unternehmen 
und der Botschaften eingeladen werden. 
Daneben werden Veranstaltungen in Form 
von Hintergrundgesprächen angeboten. 
Besonders hervorzuheben sind in diesem 
Zusammenhang die „Akademien“ und die 
„Energiepolitischen Werkstattgespräche“. 

Die „Akademien“ 

Die „Akademien“ sind eine Seminarreihe 
des Forum für Zukunftsenergien. Sie findet 
seit 2010 einmal jährlich in Berlin und Brüs-
sel statt und richtet sich an die Mitarbeiter 
der Fraktionen und der Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages sowie die Mitar-
beiter der Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments. 

Ausgangspunkt war die Überlegung, dass 
die anzusprechenden Mitarbeiter häufig in 
ihrer Ausbildung oder bisherigen Berufstä-
tigkeit weitgehend keine energiewirtschaftli-
chen oder –energietechnischen Kenntnisse 
erworben haben, sie solche aber bei der 
Vorbereitung politischer Entscheidungen 
benötigen. Hierzu soll ein entsprechendes 

Basiswissen vermittelt werden, ohne dabei 
politische Botschaften zu transportieren. 

Die „Energiepolitischen Werkstatt-
gespräche“

Trotz unterschiedlichster Gesprächskreise 
und zahlreicher öffentlicher Podien gibt es 
nur selten Gelegenheiten für offene Gesprä-
che zwischen Vertretern der klassischen 
Industrien und Vertretern der Erneuerba-
re-Energien-Branche sowie Vertretern der 
NGOs. Häufig bleiben diese Gruppierungen 
jeweils unter sich. Wird dieses Kommunika-
tionsmuster einmal durchbrochen, entsteht 
in den meisten Fällen kein wirklicher, von 
gegenseitigem Vertrauen getragener Dia-
log, und ebenso selten wird der Gesprächs-

faden anschließend weiter fortgeführt. Damit 
bleiben wichtige Chancen zur Entwicklung 
eines gegenseitigen Verständnisses unge-
nutzt, schlimmstenfalls sogar entscheiden-
de Schritte zur Weiterentwicklung der Ge-
sellschaft gehemmt. 

Der Vorstand des Forum für Zukunftsener-
gien sah eine entscheidende Ursache dafür 
in dem Fehlen eines entsprechenden orga-
nisatorischen Rahmens und vielfach in der 
mangelnden Bereitschaft der Akteure, ohne 
eine Unterstützung von außen auf andere 
Akteursgruppen zuzugehen. Deshalb be-
schloss er die Etablierung der „Energiepo-
litischen Werkstattgespräche“. Diese Ge-
sprächsrunden besitzen den Charakter von 
Hintergrundgesprächen und zeichnen sich 
durch eine kontinuierliche, damit Vertrauen 
aufbauende und fördernde Zusammenarbeit 
aus. Die Bereitschaft, diese Rahmenbedin-
gungen zu erfüllen, bildet die entscheidende 
Voraussetzung für den Erfolg der Gesprä-
che. 

Die „Energiewirtschaftlichen Werkstattge-
spräche“ finden seit ihrem Beginn im Jahr 
2011 mehrfach im Jahr statt. Jedes Treffen 
ist einem energiepolitischen Thema gewid-
met, zu dem die Teilnehmer im Vorfeld The-
sen erarbeiten und präsentieren können. 
Die Moderation der Gesprächsrunden hatte 
zunächst Dr. Carsten Kreklau inne. Nach-
dem er diese ehrenamtlich übernommene 
Aufgabe zum Beginn des Jahres 2014 be-
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In Brüssel ist das Fo-

rum für Zukunftsener-
gien Plattform unserer 
Zukunftsdebatten. 
Ob Elektromobilität 

oder Versorgungssi-
cherheit – das Forum 

baut Brücken, fördert in hochkarätigen 
Foren den Wissens- und Ideenaustausch. 
Die Hintergrundseminare für Mitarbeiter 
sind ein großer Gewinn. Nun warten die 
Herausforderungen der Sektorverstromung 
und der CO2 freien Wirtschaft. Ich freu 
mich auf den weiteren Austausch!

Dr. Markus Pieper, MdEP - CDU/EVP
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endete, hat Carl Graf von Hohenthal seine 
Nachfolge angetreten. 

Die Ehrenamtlichen

Das Forum für Zukunftsenergien ist auf das 
Engagement von ehrenamtlichen Unterstüt-
zern angewiesen. Besonders intensiv entwi-
ckelt hat sich die Zusammenarbeit mit den 
ehrenamtlichen Vorsitzenden im Rahmen 
der verschiedenen Arbeitsformate. 

Einer von ihnen ist Dr. Frank-Michael Bau-
mann (Geschäftsführer der EnergieAgen-
tur.NRW), der seit siebzehn Jahren als eh-
renamtlicher Vorsitzender den Arbeitskreis 
„Zukunftsenergien“ leitet. Dr. Bernd Biervert 
(stellvertretender Kabinettschef des Vize-
präsidenten der Europäischen Kommission 
für die Energie Union, Maroš Šefčovič) leitet 
das „European Energy Colloquium“ in Brüs-
sel auf ehrenamtlicher Basis und Dr. Werner 
Schnappauf (Staatsminister a.D. Rechtsan-
walt GvW Graf von Westphalen, Chairman 
des Circle on Energy Law and Policy der 
Bucerius Law School) moderiert die „Berlin 
Lectures on Energy“. 

Der ehrenamtliche Vorsitzende des Ar-
beitskreises „Zukunftsenergien“  
Dr. Frank-Michael Baumann, 
Geschäftsführer der EnergieAgentur 
NRW, berichtet:

Das Forum für Zukunftsenergien ist als 
branchenneutrale und parteipolitisch unab-
hängige Institution der Energiewirtschaft im 
vorparlamentarischen Raum in Deutschland 
zu einer Institution geworden, die aus der 
energiepolitischen Debatte nicht mehr weg-
zudenken ist. Das Forum bietet auch mit 
seinem Arbeitskreis Zukunftsenergien eine 
Dialogplattform, die mit sachlichen Informa-
tionen, lebendigen Diskussionen und um-
fassender Themenvielfalt die Debatten um 
die Energiewende in Deutschland begleitet 
und bereichert.

Der energiepolitische Dialog ist insbeson-
dere seit der Diskussion zur Energiewende 
und Fragen ihrer Akzeptanz mehr als not-
wendig: Seien es teils gegensätzliche poli-
tische Meinungsfelder mit unterschiedlichen 
Sichtweisen, Informationen an die Öffent-
lichkeit in unterschiedlichen Qualitäten oder 
die Spezifik der einzelnen Themenfelder.

Ich freue mich, schon seit vielen Jahren den 
Arbeitskreis Zukunftsenergien als ehren-
amtlicher Vorsitzender leiten zu dürfen. Als 
Geschäftsführer der EnergieAgentur.NRW 
sind mir viele Themen des Arbeitskreises 
natürlich vertraut. Dennoch kommen immer 
wieder neue Aspekte zu den jeweiligen The-
men dazu. Das Engagement im Arbeitskreis 
bereichert auch meine Arbeit. Denn das 
langjährig bewährte und etablierte Format 
des Arbeitskreises bietet mit seinen Veran-
staltungen eine fachlich fundierte Auseinan-
dersetzung zu aktuellen Fragen der Ener-
giepolitik, der Energietechnologien und der 
Energiewirtschaft. Die Sitzungen finden im 
Vorfeld parlamentarischer Entscheidungen 
statt. Deshalb folgt der fachlichen Darstel-
lung eines bestimmten Themas von ver-
schiedenen Seiten, immer eine Diskussion 
mit den für das Thema zuständigen Abge-
ordneten der Bundestagsfraktionen. Die 
Diskussionen werden stets praxisorientiert 
und mit Blick auf politische, administrative 
und wirtschaftliche Entscheidungsprozes-
se geführt. Somit übt der Arbeitskreis Zu-
kunftsenergien konkrete Beraterfunktionen 
für Politik und Wirtschaft aus. Vor allem 
im persönlichen Gespräch fließen bei den 
Sitzungen immer wieder facettenreiche 
Themenschwerpunkte in den Meinungsbil-
dungsprozess ein. Und auch für die Zukunft 
mangelt es nicht an Themen. Um nur einige 
zu nennen, als da wären: Europäische Ener-
giepolitik, Umsetzung der Empfehlungen der 
Kommission für Wachstum, Strukturwandel 
und Beschäftigung, Energieeffizienz bei Ge-
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bäuden und Quartieren, Herausforderungen 
der Energiewende wie Sektorenkopplung, 
Finanzierung der Energiewende, Möglich-
keiten und Grenzen der Digitalisierung. Und 
nicht zuletzt das wachsende weltweite Inte-
resse am Klimaschutz und seiner konkreten 
Umsetzung, das möglicherweise politische 
Konsequenzen haben wird.

Durch die Themensetzungen des Arbeits-
kreises entstehen häufig entscheidende Im-
pulse für die Beratung aktueller energiepoli-
tischer Fragestellungen. 

Es bleibt für den Arbeitskreis noch viel zu 
tun. 

Glück auf !

Dr. Bernd Biervert, stellvertretender Ka-
binettschef von Maroš Šefčovič, Vizeprä-
sident der Europäischen Kommission für 
die Energie Union, ehrenamtlicher Vorsit-
zender des „European Energy Colloqui-
um“ im Gespräch mit Dr. Annette Nietfeld

Herr Dr. Biervert, Sie sind nach den 
Herren Prof. Dr. Michael Köhler und  

Michael Hager, der dritte ehrenamtliche 
Vorsitzende des „European Energy Col-
loquium“ aus den Reihen der Europäi-
schen Kommission. Was hat Sie bei der 
„Staffelübergabe“ dazu bewogen, diese 
Kooperation fortzuführen und welchen 
Gewinn hat die Kommission aus der ge-
meinsamen Arbeit mit dem Forum für Zu-
kunftsenergien ziehen können?

Dr. Biervert: Ich habe die Staffel Ende 2014 
auf Empfehlung und Anraten von Prof. Dr. 
Michael Köhler und Michael Hager über-
nommen. Beide haben gerne in ehrenamt-
licher Funktion mit dem Forum für Zukunfts-
energien über Jahre zusammengearbeitet, 
weil das Forum eine ideale Plattform dar-
stellt, aktuelle, relevante energiepolitische 
Themen in Brüssel zwischen Wirtschaftsak-
teuren, Vertretern der Zivilgesellschaft und 
politischen Entscheidungsträgern zu disku-
tieren. Das habe ich genauso während der 
fünf Jahre als ehrenamtlicher Vorsitzender 
empfunden. Dabei habe ich es sehr ge-
schätzt, dass das Forum hochaktuelle The-
men auf die Tagesordnung brachte, die wir 
in der Kommission gerade vorbereiteten 
oder soeben dem Rat und Parlament zur 
Verhandlung zugeleitet hatten. Die Diskus-
sion mit den Teilnehmern des Forums war 
ein ausgezeichneter „Temperaturmesser“, 
um die Aufnahme der Vorschläge zu testen, 
aber auch wichtige Anregungen einschliess-
lich konstruktiver Kritik zu erhalten.

Ein besonderes Merkmal des „European 

Energy Colloquium“ ist es, dass ein Ver-
treter der Europäischen Kommission den 
ehrenamtlichen Vorsitz innehat. Beein-
flusst dies die Debatten beim „European 
Energy Colloquium“?

Dr. Biervert: Ich denke schon. Bei jedem 
Themenblock hatte ich immer die Gelegen-
heit, in die Problematik einzuführen und so 
natürlich auch die Sichtweise der Europäi-
schen Kommission anzubringen, die dann in 
die Diskussion mit eingeflossen ist. Während 
der traditionell regen Podiumsdiskussion 
war die Europäische Kommission natürlich 
auch häufig „gefragt“, Stellung zu beziehen, 
das sah man ja schon alleine an der Anzahl 
der Fragen, die an mich gerichtet wurden 

Herr Biervert, wie sehen Sie grundsätz-
lich die Zusammenarbeit zwischen den 
EU-Institutionen bezüglich der Energie- 
und Klimaschutzpolitik? Ist sie koope-
rativ – spielt man sich gegebenenfalls 
sogar die „Bälle“ zu, oder versuchen die 
Institutionen bis zuletzt ihre Positionen 
zu „verteidigen“?

Dr. Biervert: Ich beurteile die vergangenen 
fünf Jahre der abgelaufenen Legislaturperi-
ode grundsätzlich sehr positiv, was die in-
ter-institutionelle Zusammenarbeit angeht. 
Es ist dabei ganz normal, dass Rat und 
Parlament zu Beginn der Verhandlungen 
mit unterschiedlichen Positionen auftreten. 
Ich finde es auch legitim, wenn in den Be-
ratungen auf Ratsseite etwa mitgliedsstaat-
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liche Positionen, teilweise auch Partikularin-
teressen aufgetischt wurden, während das 
Parlament, vereinfacht gesprochen, sehr 
stark auf das EU Gemeinschaftsinteresse 
gedrängt hat. Das liegt sozusagen „in der 
Natur“ der beiden Gesetzgebungsorgane. 
Entscheidend war aber, das beide Instituti-
onen den Willen zum Kompromiss deutlich 
gezeigt und auch gelebt haben, ohne dass 
dabei die Grundideen und -prinzipien un-
serer Vorschläge verwässert wurden. Alle 
Beteiligten haben die Notwendigkeit erkannt 
und unterschriebenen, dass wir eine tiefgrei-
fende Energie- und Klimawende auf europä-
ischer Ebene brauchen. Ich hoffe, das wird 
auch für die Zukunft so sein. 

Brüssel wird oft nachgesagt, nach Was-
hington die Hochburg für Lobbyisten 
und Interessenvertreter zu sein. Dement-
sprechend gibt es unzählige politische 
Veranstaltungen von verschiedensten 
Stakeholdern. Welchen Stellenwert be-
sitzt dazwischen das EEC als eine Ver-
anstaltung des branchenübergreifenden 
und politisch unabhängigen Forum für 
Zukunftsenergien in Brüssel? Welchen 
Stellenwert hat die Arbeit der Interessen-
vertreter im Allgemeinen für die Arbeit im 
Europäischen Parlament, in der Europäi-
schen Kommission und im Rat?

Dr. Biervert: Es ist vollkommen normal, dass 
sich angesichts der vielzähligen Kompeten-
zen, die die EU innehält und die sich stark 
auf weite Bereiche unserer Gesellschaft und 

Wirtschaft auswirken, viele Interessenver-
treter in Brüssel aufhalten. Ich würde deren 
Arbeit grundsätzlich auch als sehr nützlich 
und förderlich für die Arbeit der Institutio-
nen bewerten. Wir haben es schliesslich mit 
hochkomplexen Sachbereichen zu tun, für 
die die Eingaben aus den Interessenverbän-
den letztlich der Qualität des „Endproduktes“ 
helfen können. Entscheidend ist aber, dass 
die Institutionen weiter ihre Unabhängigkeit 
behalten und strikte Regeln beim Umgang 
mit Interessenvertretern einhalten. Das Fo-
rum für Zukunftsenergien nimmt in Brüssel 
eine ganz besondere Stellung ein. Es ver-
tritt ja nicht partikulare Interessen einzelner 
Wirtschaftszweige, sondern bietet vor allem 
eine Plattform an, wichtige energierelevante 
Themen unter Einbeziehung vieler Akteure 
zu diskutieren. Das ermöglicht einen offe-
nen und konstruktiven Austausch mit hoher 
Debattenkultur.

Das letzte große energiepolitische Pro-
jekt auf europäischer Ebene war das 
Winterpaket „Saubere Energie für alle 
Europäer“. Welches Fazit zieht die Euro-
päische Kommission nach den vergan-
genen 5 Jahren? Was denken Sie, muss 
in der nächsten Legislaturperiode auf eu-
ropäischer Ebene angepackt werden und 
welche Auswirkungen hat der Ausgang 
der Wahlen zum Europäischen Parlament 
für die nächsten 5 Jahre bezüglich der 
Energie- und Klimaschutzpolitik?

Dr. Biervert: Ich denke, man kann eine über-
aus positive Bilanz der letzen 5 Jahre zie-
hen. Der Bereich der „Energieunion“ zählte 
ja in der Europäischen Kommission unter 
Leitung von Präsident Jean-Claude Juncker 
zu einer der Topprioritäten. Wir haben in 
unserer Strategie vom Februar 2015 einen 
ganz detaillierten Aktionsplan aufgezeigt, 
was wir in den kommenden Jahren auf den 
Weg bringen wollen. Bei aller Bescheiden-
heit darf man, denke ich, mit Fug und Recht 
sagen, dass wir alle Vorhaben umsetzen 
konnten. Zuvörderst natürlich das Paket, 
das Sie erwähnt haben und das eine zentra-
le Rolle in der Energieunionsstrategie spielt. 
Wir haben damit einen modernen, klaren 
Rahmen für eine europäische Klima- und 
Energiewende vereinbart. Diese geht weit 
über die klassischen Bereiche hinaus und 
bezieht andere wichtige Sektoren ein, den-
ken Sie z.B. an den Verkehrsbereich oder 
die Forschungspolitik. 

Die Fragen der Energie- und Klimapolitik 
werden auch in der nächsten Legislaturpe-
riode eine zentrale Rolle spielen, davon bin 
ich fest überzeugt. Die designierte EU-Kom-
missionspräsidentin Ursula von der Leyen 
hat den „European Green Deal“ ganz oben 
auf ihre Prioritätenliste in ihren politischen 
Richtlinien gestellt. Dabei wird die gröss-
te Herausforderung sicherlich sein, unsere 
Gesellschaften bis 2050 vollständig zu de-
karboniseren, wobei nicht nur regulatorische 
Fragen, sondern auch steuer- und preispo-
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litische Instrumente eine Rolle spielen wer-
den. 

Was den Ausgang der EP Wahlen angeht, 
denke ich, dass es noch etwas verfrüht ist, 
hier bereits Prognosen aufzustellen. Den-
noch bin ich überzeugt, dass energie- und 
klimapolitische Fragen eine zentrale Rolle 
spielen werden, das sah man ja bereits bei 
den Anhörungen von Frau von der Leyen. 

Vielen Dank für das Gespräch!

Die „Berlin Lectures on Energy“ ein  
Bericht des Moderators Dr. Werner 
Schnappauf, Chairman des Circle on 
Energy Law and Policy der Bucerius Law 
School und Moderator der “Berlin Lectu-
res on Energy”

Dr. Werner Schnappauf 

Herzlichen Glückwunsch zum 30-jährigen 
Jubiläum des Forums für Zukunftsenergien. 
Es spricht für Weitsicht und Zukunftsorien-
tierung, dass für dieses heute in aller Mun-
de seiende Zukunftsthema bereits vor drei 
Jahrzehnten eine Plattform gegründet wur-

de. Heute ist das Forum Zukunftsenergien 
aus dem politischen Berlin nicht mehr weg-
zudenken.

Auch die Bucerius Law School in Hamburg 
hat sich seit einigen Jahren das Thema des 
Energierechts auf ihre Fahnen geschrieben. 
Als einzige private Juristenhochschule stellt 
die Bucerius Law School besonders hohe 
Anforderungen sowohl an ihre Studenten 
als auch an das Lehrpersonal und die Inhal-
te. Von Anbeginn an begleite und unterstüt-
ze ich diese Entwicklung als Chairman des 
Circle on Energy Law and Policy. Neben dem 
jährlichen Energietag in Hamburg und zahl-
reichen Veranstaltungen in Deutschlands 
Tor zur Welt hat sich die Hochschule auch 
entschlossen, im Zentrum der deutschen 
Politik „Berlin Lectures“ durchzuführen. Auf 
diesem Feld kooperieren wir mit dem Forum 
Zukunftsenergien. 

Entstanden ist eine Diskussionsplattform, 
die Politik, Wirtschaft und Recht zusam-
menführt. Gerade mit Blick auf die Energie-
wende in Deutschland, aber auch in ganz 
Europa und erst recht mit Blick auf den Kli-
mawandel und die Umsetzung des Pariser 
Klimaabkommens besteht ein immenser Be-
darf, die Transformation von Wirtschaft und 
Gesellschaft rechtlich neu zu regeln. Ziel der 
Zusammenarbeit der Bucerius Law School 
mit dem Forum Zukunftsenergien ist es 
deshalb, einen inhaltlichen Beitrag zu leis-
ten, dass diese historische Transformation 
bestmöglich gelingt. Gemeinsam wollen wir 
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politische Zielsetzungen in effektives recht-
liches Gestalten umsetzen helfen. Die Re-
sonanz auf die Berlin Lectures von Bucerius 
Law School und Forum Zukunftsenergien 
geben diesem Konzept Recht.

Für die Zukunft stehen bereits jetzt zahlrei-
che weitere große Themen auf der Agenda. 
Von der Umsetzung des Kohleausstiegs bis 
zum Klimaschutzgesetz, von der Einführung 
der Elektromobilität bis zu neuen Technolo-
gien wie Wasserstoff, von den Sektoren In-
dustrie und Verkehr bis zu Gebäuden und 
Landwirtschaft besteht Regelungsbedarf. 
Durch Kompetenz und Dialog wollen wir 
dazu beitragen, dass Wirtschaft und Um-
welt, Energie und Klima im Sinne des Leitbil-
des der Nachhaltigkeit miteinander versöhnt 
werden und dafür rechtlich bestmögliche 
Grundlagen geschaffen werden.

Allen früher Verantwortlichen sowie dem 
aktuellen Vorstand mit Boris Schucht an 
der Spitze, dem Kuratoriumsvorsitzenden 
Christian Sewing und seinem Team sowie 
vor allem auch der Geschäftsführung mit 
Annette Nietfeld zolle ich größten Respekt 
und wünsche weiterhin viele, viele erfolgrei-
che Veranstaltungen.
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5.  Die Internationale  
Klimaschutzpolitik in den  
Anfangsjahren

Das Ziel einer weltweiten CO2-Reduktion 
zur Begrenzung der globalen Erwärmung 
rückte durch die Konferenz der Vereinten 
Nationen über Umwelt und Entwicklung in 
Rio de Janeiro im Juni 1992 in den Fokus. 
Vorstellungen über die detaillierte Ausge-
staltung eines globalen CO2-Minderungs-
regimes wurden im Rahmen einer Reihe 
weiterer Vertragsstaatenkonferenzen defi-
niert. Dabei ist die 3. Vertragsstaatenkonfe-
renz der Klimarahmenkonvention in Kyoto 
1997 (COP 3) besonders hervorzuheben, in 
deren Rahmen das sogenannte "Kyoto-Pro-
tokoll" verabschiedet wurde. Mit diesem 
Protokoll verpflichtete sich die Europäische 
Union mit ihren damals 15 Mitgliedstaaten 
(EU-15), u.a. ihre CO2-Emissionen im Zeit-
raum von 2008 bis 2012 um mindestens 
8 Prozent unter das Niveau von 1990 zu 
senken. Die Reduktionsziele für die einzel-
nen Mitgliedstaaten wurden unterschied-
lich definiert. So sollte Deutschland seine 
Emissionen um 21 Prozent, Großbritannien 
um 12,5 Prozent und Frankreich um +/-0 
Prozent verringern. Für die Steuerung 
dieses Vorhabens waren drei Instrumente 
vorgesehen. 

Das wichtigste Instrument in dieser Reihe 
bildet der Emissionshandel. Entsprechend 
des jeweils national definierten Emissions-
reduktionsziels werden den einzelnen Län-

dern Emissionsrechte zugeteilt, mittels de-
rer die Akteure in den jeweiligen Ländern 
wirtschaften können, indem sie Emissionen 
durch geeignete Maßnahmen reduzieren 
und ihre Rechte verkaufen oder indem sie 
entsprechende Rechte von anderen Emit-
tenten hinzukaufen. In die Praxis wurde 
dieses Konzept durch die EU-Emissions-
handels-Richtlinie vom Oktober 2003 um-
gesetzt. Sie verpflichtet die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union, bis zum 31. März 
2004 nationale Zuteilungspläne zu veröf-
fentlichen, aus denen hervorgeht, wie viele 
Emissionszertifikate der jeweilige Mitglied-
staat für den festgelegten Handelszeitraum 
den Emittenten insgesamt zuteilen will (das 
„Cap“) und nach welchen Regeln dies ge-
schehen soll. 

Der erste Nationale Allokationsplan für die 
Bundesrepublik Deutschland für die erste 
Handelsperiode von 2005 bis 2007 (NAP I) 
wurde am 31. März 2004 im Rahmen des 
Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes 
vom Bundeskabinett beschlossen, der zwei-
te am 28. Juni 2006 für den Zeitraum von 
2008 bis 2012 und der EU-Kommission vor-
gelegt. Die wesentlichen Inhalte wurden in 
ein entsprechendes Zuteilungsgesetz (ZuG) 
übernommen, das im August 2004 in Kraft 
trat. Darin werden die zuteilungsfähige Ge-
samtmenge an CO2-Emissionsberechtigun-
gen definiert und allgemein die deutschen 
Emissionsziele für die Sektoren Industrie, 
Energiewirtschaft, Verkehr, Privathaushalte 
sowie Gewerbe, Handel und Dienstleistun-

gen festgelegt. Die emissionshandelspflich-
tigen Unternehmen fallen fast ausschließlich 
in die Sektoren Industrie und Energiewirt-
schaft. 

Das Forum für Zukunftsenergien begleitete 
den Prozess der Einführung des Emissi-
onshandelssystems von Beginn an sowohl 
in der Mitgliederversammlung als auch in 
seinen unterschiedlichen Arbeitsformaten, 
etwa beim „Internationalen Energiedialog“. 
In ihrer Sitzung im Juli 2003 z.B. berieten die 
Teilnehmer des Arbeitskreises „Zukunftse-
nergien“ anhand der tags zuvor vom Europä-
ischen Parlament getroffenen Entscheidung 
zur Einführung eines Emissionshandelssys-
tems und der Überlegungen zu einem nati-
onalen Allokationsplan über „Chancen und 
Risiken des CO2-Emissionshandels für die 
deutsche Wirtschaft“. Gleichermaßen stand 
die Debatte über den Nationalen Allokati-
onsplan für die zweite Emissionshandelspe-
riode von 2008 bis 2012 auf der Tagesord-
nung des Arbeitskreises „Zukunftsenergien“. 

Als besondere Highlights sind die Diskussi-
onen über Maßnahmen zum Klimaschutz im 
Forum für Zukunftsenergien beim „Energie-
forum 2004“ und beim „Energieforum 2009“ 
zu nennen. Die Veranstaltung im Jahr 2004 
fand kurz vor der Präsentation des Nationa-
len Allokationsplanes zum CO2-Emisions-
handel durch die Bundesregierung in Brüs-
sel statt. Die Position der Bundesregierung 
dazu trug der Bundesminister für Umwelt, 
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Naturschutz und Reaktorsicherheit Jürgen 
Trittin vor. 

Das „Energieforum 2009“ stand unter dem 
Leitthema „Kosten des Klimaschutzes“. Prof. 
Dr. Marc O. Bettzüge (Geschäftsführender 
Direktor und Vorsitzender der Geschäftsfüh-
rung, Energiewirtschaftliches Institut an der 
Universität zu Köln) sprach sich in seinem 
Vortrag gegen eine Fokussierung auf nati-
onale Minderungsziele aus, da damit keine 
globale CO2-Reduzierung erreicht werde. 
Ferner kritisierte er die Politik dafür, dass sie 
suggeriere, ein globales Klimaabkommen 
sei ohne Transfer eigener finanzieller Mittel 
der Industrieländer in die Entwicklungslän-
der umsetzbar. Eine Rettung des Klimas 
ohne deutliche Preiserhöhungen und Ein-
kommensverluste sei vielmehr unrealistisch. 

An die UN-Klimakonferenz in Kopenhagen 
im Dezember 2009 richteten sich große Er-
wartungen. Deshalb entschloss sich das Fo-
rum für Zukunftsenergien, diese Konferenz 
mit zwei eigenen Veranstaltungen in Berlin 
zu begleiten. Bei der ersten Zusammen-
kunft, die kurz vor der UN-Klimakonferenz 
in Kopenhagen terminiert war, informierten 
sich die Teilnehmer am 16. November 2009 
über die inhaltliche Vorbereitung seitens der 
Bundesregierung, das Vorgehen bezüglich 
der Zieldefinition sowie über zu erwartende 
Ergebnisse in Kopenhagen.

Im zweiten Teil der Veranstaltungsreihe im 
Nachgang zu der UN-Klimakonferenz in Ko-
penhagen versuchten die Teilnehmer am 
1. Februar 2010 eine Antwort auf die Fra-
ge zu finden, wie die Verhandlungsergeb-
nisse vom Dezember 2009 zu bewerten 
und welche Schlussfolgerungen aus ihnen 
zu ziehen seien. Staatsekretär Jochen Ho-
mann (Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie) bezeichnete das Verhand-
lungsergebnis als insgesamt enttäuschend. 
Dafür verantwortlich sei, dass die ange-
strebten Emissionsminderungsziele der 
Europäischen Union und Deutschlands am-
bitionierter gewesen seien als die anderer 
Staaten. MinDirig Franzjosef Schafhausen 
(Unterabteilungsleiter, Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit) befasste sich insbesondere kritisch mit 
den Verhandlungsbedingungen vor Ort. 

Bei der Debatte über die Ausgestaltung des 
Emissionshandelssystems spielte eine be-
sondere Rolle die zutreffende Entscheidung, 
ob die CO2-Zertifikate den betreffenden Un-
ternehmen kostenlos zugeteilt oder im Rah-
men einer Auktion versteigert werden soll-
ten. Dieses Thema bewegte die politischen 
Entscheidungsträger in ganz außerordentli-
chem Maße, hatte die kostenlose Zuteilung 
in der ersten Handelsperiode doch zu ver-
meintlichen Kostenvorteilen zugunsten der 
Stromwirtschaft geführt – ein Umstand, der 
bei anderen Betroffenen Begehrlichkeiten 
weckte. Matthias Machnig (Staatssekretär 
im Bundesministerium für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit) sprach sich 
anlässlich einer Veranstaltung des Forum für 
Zukunftsenergien am 12. November 2008 
daher für eine hundertprozentige Auktionie-
rung der Zertifikate für die Stromerzeugung 
und zugunsten von Ausnahmen für solche 
energieintensiven Unternehmen aus, die im 
internationalen Wettbewerb stehen. 
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6.  Die europäische  
Energiepolitik bis 2014

Von den selbstgesetzten Schwerpunkten in 
der Arbeit des Forum für Zukunftsenergien 
einmal abgesehen, gingen die wesentlichen 
Anstöße zu einer Befassung mit supranatio-
nalen Themen von der Europäischen Union 
aus. Diese Vorgaben wurden sowohl über 
die Veranstaltung nationaler Konferenzen 
als auch im Rahmen des in Brüssel im Jahr 
2010 institutionalisierten „European Energy 
Colloquium“ aufgegriffen.

Liberalisierter Binnenmarkt - von der al-
ten zur neuen Welt

Die europäische Energiepolitik nahm we-
sentlichen Einfluss auf die nationalen Ener-
giepolitiken insbesondere über das vor-
gegebene Ziel einer Liberalisierung der 
Energiemärkte. Die Strom- und Gasversor-
gung sollten nicht mehr wie bisher als natür-
liche Monopole eingestuft werden, die auch 
in einer Marktwirtschaft als gerechtfertigt 
gelten, sondern entsprechend den Spiel-
regeln des freien Wettbewerbs organisiert 
werden, und zwar bezogen auf die Segmen-
te Erzeugung, Handel und Vertrieb. Konsu-
mentensouveränität und die technologische 
Entwicklungsdynamik sollten fortan den 
Pfad der Entwicklung bestimmen. 

Die Wertschöpfungsstufen Transport und 
Verteilung sollten aufgrund ihres unverän-
derbaren Status als natürliche Monopole da-

von ausgenommen und weiterhin reguliert 
bleiben. Von diesem Vorgehen erhoffte man 
sich für den Verbraucher Effizienzgewinne 
und wirtschaftliche Vorteile.

Die rechtlichen Grundlagen für die Libera-
lisierung lieferte 1996 die erste EU-Richtli-
nie zur Elektrizitätsmarktliberalisierung und 
1998 die erste EU-Richtlinie zur Gasmarkt-
liberalisierung. 1998 wurde der deutsche 
Strommarkt liberalisiert, d.h. die EU-Richtli-
nie zum Elektrizitätsbinnenmarkt wurde mit 
der Novellierung des Energiewirtschaftsge-
setzes in diesem Jahr in nationales Recht 

umgesetzt. 2003 folgte die Revision der 
EU-Richtlinien zur Liberalisierung der Ener-
giemärkte und im Jahr 2004 die Liberalisie-
rung des deutschen Gasmarktes. Ein Jahr 
später wurde mit dem erneut novellierten 
Energiewirtschaftsgesetz die EU-Richtlinie 
zum Elektrizitäts- und Gasbinnenmarkt von 
2003 in nationales Recht umgesetzt, und 
schließlich 2009 das „Dritte Energiepaket 
der Europäischen Union“ mit dem Ziel ei-
ner weiteren Liberalisierung der Strom- und 
Gasmärkte und einer zusätzlichen Stärkung 
der Verbraucherrechte beschlossen. Insge-
samt verbargen sich hinter diesen Gesetz-
gebungsschritten drei Stufen zur Liberali-
sierung der Energiemärkte. Zunächst war 
Dritten der diskriminierungsfreie Zugang 
zu den Übertragungs- und Verteilnetzen 
zu gewähren. Sodann wurden die Netznut-
zungsentgelte und die Netzanschlussbe-
dingungen reguliert. Schließlich kam es zur 
Entflechtung der bis dahin vertikal integrier-
ten Stromversorgungsunternehmen, d.h. sie 
mussten ihre Netzgesellschaften veräußern, 
um Dritten die Teilnahme an einem diskrimi-
nierungsfreien Wettbewerb zu ermöglichen.

Diese Entwicklung bedeutete für die deut-
sche Energiewirtschaft einen Umbruch 
bislang ungekannten Ausmaßes. Die Er-
zeugung wurde von ihrem Vertriebsweg ge-
trennt, Geld musste im Wettbewerb verdient 
werden, Unternehmen fusionierten und 
agierten als gewinnorientierte Unterneh-
men, neue Spieler, wie die Strombörsen, 
Händler und eine Regulierungsbehörde, 

                                                       
Durch Liberalisie-

rung, Europäisierung, 
Kernenergieausstieg 
oder EE-Ausbau hat 
die Energiewelt tief 

greifende Umwälzun-
gen erfahren. Kohleaus-

stieg, Elektromobilität, Digitalisierung und 
Automatisierung stellen enorme zusätzliche 
Herausforderungen dar. Gerade in derart 
turbulenten Zeiten übernimmt das Forum 
für Zukunftsenergien eine äußerst wichtige 
Mittlerfunktion zwischen Politik, Industrie 
und Wissenschaft.

Prof. Dr. Marc O. Bettzüge
Direktor und Vorsitzender der Geschäftsleitung, 
Energiewirtschaftliches Institut an der Universität 
zu Köln 
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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kamen hinzu. Insofern war es nicht überra-
schend, dass diese Entwicklung die Akteu-
re der Energiewirtschaft über einen langen 
Zeitraum auf das Intensivste beschäftigte. 
Das Forum für Zukunftsenergien begleitete 
diesen Prozess engagiert. 

Angesichts des Inkrafttretens des neuge-
fassten Energiewirtschaftsgesetzes stand 
am 14. Januar 1998 in Berlin das Thema 
„Wettbewerb der Energiewirtschaft im Kon-
flikt mit Umwelt- und Klimaschutz?“ bei der 
Sitzung des Kuratoriums in Verbindung mit 
dem „Energieforum 1998“ im Mittelpunkt der 
Beratungen. 

Bei der Internationalen Fachmesse für Um-
welttechnik und Energie 1999 in Leipzig, 
als beim Generalthema „Energie“ der libe-
ralisierte Energiemarkt und seine Auswir-
kungen auf die Wirtschaft im Vordergrund 
der Debatte standen, hatte das Forum für 
Zukunftsenergien die Federführung bei der 
Programmgestaltung. 

In seiner Sitzung am 20. Februar 2002 wid-
mete sich der Arbeitskreis „Zukunftsenergi-
en“ im Rahmen einer Diskussion über den 
Ersten Bericht der Enquête-Kommission 
des Deutschen Bundestages „Nachhaltige 
Energieversorgung unter den Bedingungen 
der Globalisierung und der Liberalisierung“ 
den sich daraus ergebenden energiepoliti-
schen Optionen. Die Sitzung am 1. Dezem-
ber 2004 galt dem Thema „Grenzenloser 
Stromhandel?“ und beleuchtete das Span-

nungsfeld von gewünschter grenzüber-
schreitender Wettbewerbsfreiheit einerseits 
und den faktischen Beschränkungen des 
Marktes durch bestehende Engpässe an 
den Grenzen der nationalen Netze und die 
starke Wettbewerbsposition der großen 
Netzbetreiber andererseits. Aus Anlass der 
bevorstehenden Novellierung des Energie-
wirtschaftsgesetzes befasste sich der Ar-
beitskreis „Zukunftsenergien“ mit den sich 
für die Energieunternehmen daraus erge-
benden Folgen im Allgemeinen und mit der 
Gasmarktregulierung im Besonderen. 

Beim „Internationalen Energiedialog“ am 
17. Mai 2010 stellte Dr. Christian Schnel-
ler (Leiter Recht und Politik, TenneT TSO 
GmbH) unter der Überschrift „Energy wi-
thout Borders – Towards one European 
Electricity Market“ die Ziele und Strategien 
seines Unternehmens zur Schaffung eines 
europäischen Strombinnenmarktes vor. Als 
erster grenzüberschreitend tätiger Über-
tragungsnetzbetreiber weltweit sehe man 
sich in der Verpflichtung, die europäische 
Marktintegration voranzutreiben und hoffe, 
dass dies durch das Dritte Energiepaket 
der Europäischen Union nunmehr entspre-
chend geschehe. Die Ausführungen von Dr. 
Schneller wurden in einem anschließenden 
Gespräch mit Johannes Kindler (Vizepräsi-
dent der Bundesnetzagentur für Elektrizität, 
Gas, Telekomunikation, Post und Eisenbah-
nen) vertieft.

Europäische Strategie für nachhaltige, 
wettbewerbsfähige und sichere Energie

Im März 2006 legte die EU-Kommission das 
Grünbuch „Eine europäische Strategie für 
nachhaltige, wettbewerbsfähige und siche-
re Energie“ vor, in dem die drei Hauptziele 
Nachhaltigkeit, Wettbewerbsfähigkeit und 
Versorgungssicherheit definiert werden. 
Dieses Grünbuch wurde einem Konsultati-
onsprozess unterzogen und kurz vor dessen 
Abschluss anlässlich einer Konferenz des 
Forum für Zukunftsenergien am 6. Septem-
ber 2006 einer Reihe namhafter Vertreter 
aus Energiepolitik und -wirtschaft präsen-
tiert und mit ihnen diskutiert. 

Während unter der Moderation von Dr. Rolf 
Linkohr (Sonderberater des EU-Energie-
kommissars) der Vertreter des Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Technologie PStS 
Hartmut Schauerte insbesondere die vorge-
sehene Verlagerung der nationalen Zustän-
digkeit für diesen Politikbereich ebenso wie 
gelenkte Anstrengungen zur Steigerung der 
Energieeffizienz ablehnte und sich für einen 
wirtschaftlich effizienten Ausbau der erneu-
erbaren Energien sowie eine abgestimmte 
Forschungspolitik aussprach, verteidigte Dr. 
Derek M. Taylor (Berater der Generaldirek-
tion Energie und Verkehr der EU-Kommis-
sion) die inhaltlichen Vorschläge des Grün-
buches, ebenso als Vertreter der finnischen 
Ratspräsidentschaft der Leiter der Abteilung 
Energie im finnischen Ministerium für Han-
del und Industrie Taisto Turunen. Dr. Werner 
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Brinker (Vorstandsvorsitzender der EWE 
AG und des Forum für Zukunftsenergien) 
sprach sich für die Verankerung der Siche-
rung eines vielfältigen Energiemix und einer 
langfristigen Planungssicherheit aus. Dr. 
Wolfgang Gerhardt (Leiter Verbands- und 
Regierungsbeziehungen, BASF AG) be-
fürwortete europäische und nationale Rah-
menbedingungen für die Energieversorgung 
und eine Unterstützung bei der Entwicklung 
und der Umsetzung innovativer Technologi-
en. Harald Noske (Technischer Vorstand der 
Stadtwerke Hannover AG) empfahl u.a. den 
Verzicht auf weitere Regulierung, zusätzli-
che Behörden und Regelwerke.

Die Europäische Energiepolitik von 2010 
bis 2014

Im Nachgang zu den Wahlen zum Europäi-
schen Parlament im Juni 2009 wurde Gün-
ther Oettinger zum EU-Energiekommissar 
berufen. Mit Beginn der Arbeit der EU-Kom-
mission startete mit dem „European Energy 
Colloquium (EEC)“ auch das Forum für Zu-
kunftsenergien seine Aktivitäten in Brüssel. 
Für dessen ehrenamtlichen Vorsitz konnten 

der Kabinettschef von EU-Kommissar Gün-
ther Oettinger, Prof. Dr. Michael Köhler, und 
später auch sein Nachfolger im Amt, Michael 
Hager, gewonnen werden. Damit konnten in 
der Folgezeit alle relevanten Vorhaben der 
EU-Kommission stets zeitnah im EEC und 
auch bei Veranstaltungen des Forum für Zu-
kunftsenergien in Berlin diskutiert werden. 

Im Rahmen des „Internationalen Energie-
dialoges“ stellte Prof. Dr. Köhler im Januar 
2011 die aktuelle Energiepolitik der Euro-
päischen Union vor und skizzierte in einem 
Ausblick weitere Initiativen des Jahres 2011. 
Experten und Abgeordnete des Europäi-
schen Parlaments diskutierten anschließend 
über den Ausbau der Energieinfrastrukturen 
in Europa vor dem Hintergrund des von der 
EU-Kommission angekündigten Energieinf-
rastrukturpaketes. 

In engem zeitlichem Zusammenhang mit 
der Veröffentlichung der europäischen Ener-
giestrategie 2011 - 2020 durch die EU-Kom-
mission diskutierte das „European Energy 
Colloquium“ im November 2010 Anforde-
rungen und Erwartungen an diese Strate-
gie. Im März 2011 wurde der EU-Energie-
effizienzplan vorgestellt, und im Juni 2011 
stand die europäische Verkehrspolitik im 
Mittelpunkt, die als Gemeinschaftsaufgabe 
verschiedener Generaldirektionen erstmalig 
mit dem Anspruch verknüpft war, Ziele für 
die verkehrspolitische Entwicklung Europas 
bis zum Jahr 2050 zu formulieren. Im Sep-
tember 2011 berieten die Veranstaltungsteil-

nehmer über das Strategiepapier der 
EU-Kommission zur zukünftigen externen 
Energiepolitik und im November 2011 über 
das kurz zuvor vorgelegte Infrastrukturpa-
ket und insbesondere die darin enthaltenen 
Vorschläge zur Finanzierung der geplanten 
Infrastrukturmaßnahmen. 

Am 7. März 2012 stand beim „European 
Energy Colloquium“ die „Energy Roadmap 
2050“ auf der Tagesordnung. Mit dem The-
ma „ Erneuerbare Energien – Ist ein ein-
heitlicher Fördermechanismus notwendig 
und möglich?“ befasste man sich am 26. 
Juni 2012. Angesichts des Vorschlages der 
EU-Kommission, Emissionsrechte temporär 
zu verknappen, um einem weiteren Preis-
verfall der Zertifikate entgegenzuwirken, 
nahm man sich am 18. September 2012 der 
Problematik einer zukünftigen Ausgestal-
tung des Emissionshandelsrechtes an. Am 
5. Dezember 2012 erörterte das „European 
Energy Colloquium“ den Inhalt einer EU-Mit-
teilung zum aktuellen Stand der Umsetzung 
des Dritten Energiebinnenmarktpaketes. 

Am Vorabend der Veröffentlichung des 
Grünbuchs der EU-Kommission über die 
„Energie- und Klimapolitik 2030“ diskutier-
ten die Teilnehmer des “European Energy 
Colloquium“ am 26. März 2013 über dessen 
Inhalt und am 10. Juli 2013 im Vorfeld ei-
ner entsprechenden Mitteilung der EU-Kom-
mission über die mögliche Ausgestaltung 
von Kapazitätsmechanismen für Elektrizi-
tätsmärkte. Der ehrenamtliche Vorsitzende 
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des EEC Michael Hager begründete die 
Notwendigkeit für diese Vorgehensweise 
mit dem Hinweis, damit unkoordinierte na-
tionale Kapazitätsmechanismen und folglich 
marktverzerrende Auswirkungen solcher 
Maßnahmen zu verhindern. Im Rahmen der 
Sitzung des „European Energy Colloquium“ 
am 25. September 2013 ging es um die Fra-
ge, wie europäisch die Energiepolitik der 
neuen Bundesregierung sein sollte, um sich 
kurz vor der Veröffentlichung der Mitteilung 
der EU-Kommission zur „Energie- und Kli-
mapolitik 2030“ am 4. Dezember 2013 mit 
diesem Thema zu befassen. 

In der Phase des Konsultationsprozesses 
zum im Dezember 2013 von der EU-Kom-
mission veröffentlichten Entwurf der Beihil-
feleitlinien für Energie und Umweltschutz 
befasste sich das „European Energy Col-
loquium“ am 29. Januar 2014 mit diesen 
Vorschlägen, wobei insbesondere die Aus-
wirkungen der zukünftig vorgesehenen Re-
gelungen auf die energieintensiven Indust-
rien bewertet wurden. Die Zusammenkunft 
am 8. April 2014 war gewidmet dem von der 
EU-Kommission im Frühjahr 2014 eingelei-
teten Konsultationsverfahren, bei dem unter 
dem Stichwort „Retail Energy Market“ die 
Einstellung der verschiedenen Stakeholder 
zur allgemeinen Funktionsweise des End-
kundenmarktes, zur Marktbeteiligung der 
Verbraucher sowie zur zukünftigen Aufga-
benverteilung unter den verschiedenen Ak-
teuren ermittelt werden sollte.

7.  Die nationale Energie- und 
Klimaschutzpolitik bis 2014

Als das Forum für Zukunftsenergien vor 
dreißig Jahren gegründet wurde, geschah 
dies unter dem Eindruck, dass sich an der 
Art und Weise der Nutzung von Energie in 
den Sektoren Strom, Wärme und Mobilität 
– das Forum hat diese Verbrauchssektoren 
schon von Beginn an zusammengedacht - 
etwas ändern müsse. 

Dieser Eindruck bezog sich sowohl auf die 
Erzeugung von Strom und seine Verwen-
dung als auch auf die Frage der Versor-
gungssicherheit. Die Unsicherheit in Bezug 

auf die Verfügbarkeit der Ressourcen hatte 
ihre Ursache in den sogenannten Ölpreis-
schocks der siebziger Jahre. Die Zweifel an 
der Art und Weise der Stromerzeugung wa-
ren durch die Antiatomkraftbewegung und 
die Katastrophe von Tschernobyl sowie die 
beginnende Klimaschutzdebatte maßgelb-
lich bestimmt von den Ergebnissen der Kon-
ferenz der Vereinten Nationen über Umwelt 
und Entwicklung in Rio de Janeiro im Juni 
1992 genährt worden. Ab dem Jahr 1998 
trieb die Europäische Union die Liberalisie-
rung der Energiemärkte voran und leitete 
damit das Ende der alten Welt der Strom-
wirtschaft ein. 

In dieser Situation wurde dem Forum für 
Zukunftsenergien seitens des für diese The-
men federführenden Bundeswirtschaftsmi-
nisteriums die Aufgabe übertragen, als bran-
chenneutrale und unabhängige Plattform die 
Diskussion über die Frage zu befördern, wie 
die Energieversorgung der Zukunft gestaltet 
werden solle. Diese Frage war weder da-
mals noch ist sie heute banal. Alle Beteilig-
ten mussten sich von Anfang an des Risikos 
bewusst sein, das es bedeutete, ein über 
Jahrzehnte gewachsenes System in seiner 
Zukunftsfähigkeit anzuzweifeln, ohne auf ei-
ner in der Praxis bereits bewährten Alterna-
tive aufbauen zu können. Hinzu kam, dass 
die Bundesrepublik Deutschland diesem 
System weitestgehend ihren Wohlstand ver-
dankte und dieser natürlich auf keinen Fall 
gefährdet werden durfte. Schließlich ging es 
darum, auch die notwendige Unterstützung 

                                                       
Das Verdienst des 
Forums ist es, über 
viele Jahre die unter-
schiedlichsten Po-
sitionen miteinander 

in den Dialog gebracht 
zu haben. Dieser Dialog ist in 
Zeiten einer quasi-religiösen Klimadebatte 
wertvoller als je zuvor. 30 Jahre nach dem 
Mauerfall gilt es, nicht nur für eine saubere 
Umwelt und eine sichere und bezahlbare 
Energie zu kämpfen - sondern auch für 
die Wahrung der Meinungsfreiheit.

Prof. Dr. Martin Neumann, MdB - FDP
Sprecher für Energiepolitik 
der FDP-Bundestagsfraktion
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in den dafür zuständigen politischen Gremi-
en zu gewinnen, denn jeder noch so über-
zeugende Plan hätte ohne Mehrheiten nicht 
funktioniert. 

Diesen energiepolitischen Konsensgesprä-
chen war die Sitzung des Kuratoriums des 
Forum für Zukunftsenergien am 26. Januar 
1995 gewidmet, als der Niedersächsische 
Ministerpräsident Gerhard Schröder zum 
Thema „Energiepolitik im Widerstreit der In-
teressen“ vortrug. Er betonte die Bedeutung 
und Notwendigkeit, in allen wichtigen politi-
schen Fragen zu einem Konsens zu gelan-
gen, wie auch die Fähigkeit, über die Inhalte 
eines Konsenses zu streiten. Dabei gelte, 
dass derjenige, der in Fragen der praktischen 
Energiepolitik das Block- und Blockadeden-
ken nicht überwinde, letztlich politikunfähig 
und nicht qualifiziert sei, die Zukunft zu ge-
stalten. Ohne einen parteiübergreifenden 
und gesellschaftlich akzeptierten Konsens 
könne es keine vernünftige, zukunftsorien-
tierte Energiepolitik geben. 

Im Rahmen des „Energieforum 2000“ for-
derte Dr. Werner Müller, Bundesminister für 
Wirtschaft und Technologie, ein Ende des 
Konflikts bei der Nutzung der Kernenergie 
und sprach sich für mehr Marktwirtschaft in 
der Energiewirtschaft und die Fortsetzung 
einer nationalen Energiepolitik aus. Dauer-
subventionen, sowohl für die erneuerbaren 
Energien als auch für die Steinkohle, lehnte 
er strikt ab. 

Dr. Werner Müller, Bundesminister für Wirt-
schaft und Technologie, war es dann auch, 
der bei der Auftaktveranstaltung am 23. Juni 
1999 zusammen mit dem Forum für Zu-
kunftsenergien den Energiedialog 2000 ins 
Leben rief. Ziel des Energiedialoges sollte 
es sein, bei den Beteiligten aus Wirtschaft 
und Politik eine Verständigung auf gemein-
same Thesen und Leitlinien einer langfristi-
gen nationalen Energiepolitik zu erreichen. 
Bei der Abschlussveranstaltung am 5. Juni 
2000 betonte der Vorsitzende des Kurato-
riums des Forum für Zukunftsenergien Dr. 
Rolf E. Breuer, dass es durch den Energiedi-
alog gelungen sei, die Rationalität der Ener-
giepolitik zu erhöhen. Wenige Tage später 

kam es zwischen der Bundesregierung und 
den kernkraftwerksbetreibenden Unterneh-
men zu der Vereinbarung, die Stromerzeu-
gung aus Kernenergie geordnet zu beenden 
und die künftige Nutzung der vorhandenen 
Kernkraftwerke zu befristen.

Am 7. Juli 2002 legte die Enquete-Kom-
mission des Deutschen Bundestages 
„Nachhaltige Energieversorgung unter den 
Bedingungen der Globalisierung und der 
Liberalisierung“ ihren Abschlussbericht vor. 
Einige Monate zuvor, im Februar 2002, hatte 
sich der Arbeitskreis „Zukunftsenergien“ mit 
dem Zwischenbericht der Enquete-Kommis-
sion beschäftigt. 

Kaum im Amt, nahm die erste von Bundes-
kanzlerin Merkel geführte Bundesregierung 
(2005 bis 2009) mit den verschiedenen 
Stakeholdern Energiegipfel-Gespräche auf. 
Das „Energieforum“ am 4. April 2006 fand 
daher zum Thema „Neue Weichenstellun-
gen für die nationale Energiepolitik im inter-
nationalen Kontext“ statt. Matthias Machnig 
(Staatssekretär im Bundesministerium für 
Umwelt Naturschutz und Reaktorsicherheit) 
berichtete als Teilnehmer des Energiegipfels 
über die dort vorgetragenen Positionen und 
Strategien. 

Auch das „Energieforum 2007“ widmete 
sich im Vorfeld des dritten Energiegipfels 
der Bundesregierung den Anforderungen 
an ein neues Energiekonzept. Eine Reihe 
namhafter Vertreter aus Energiepolitik und 

                                                       Seit 30 Jahren bietet 
das Forum Zukunfts-

energien Raum für eine 
fundierte Diskussion 
über die Trends und 
Top-Themen in der 

Energiewirtschaft und 
–politik. Auf dem Weg 

in die neue Energiewelt bringt 
das Forum Akteure aus Politik, Wirtschaft, 
Verbänden und Wissenschaft zusammen 
und wirkt als wichtiger Impulsgeber für den 
treibhausgasneutralen, umweltverträglichen 
Industriestandort Deutschland 2050.

Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB - SPD
Parlamentarische Staatssekretärin bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz  
und nukleare Sicherheit
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-wirtschaft, unter ihnen Laurenz Meyer, MdB 
(Wirtschaftspolitischer Sprecher der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion), Dr. Klaus-Die-
ter Maubach (Mitglied des Vorstandes der 
E.ON Energie AG), Dr. Joachim Schneider 
(Mitglied des Vorstandes der ABB AG) und 
Dr. Thomas Schott (Geschäftsführender 
Vorstand, Zentrum für Sonnenenergie- und 
Wasserstoff-Forschung Baden-Württem-
berg) nahmen mit Redebeiträgen an dieser 
Veranstaltung teil. 

Im Dezember 2007 beschloss das Bundes-
kabinett ein erstes Maßnahmenpaket des 
Integrierten Energie- und Klimaprogramms 
(IEKP) mit insgesamt 29 Eckpunkten, die in 

14 Gesetzen und Verordnungen umgesetzt 
wurden und insbesondere die erneuerbaren 
Energien und die Energieeffizienz betrafen. 
Damit setzte die Bundesregierung auf nati-
onaler Ebene die Rahmenentscheidungen 
um, die unter deutscher Ratspräsidentschaft 
auf europäischer Ebene zuvor getroffen 
worden waren. 

Ein zweites Paket mit weiteren Maßnahmen 
verabschiedete das Bundeskabinett am 18. 
Juni 2008. Wenige Tage später analysierten 
die Sitzungsteilnehmer des Arbeitskreises 
„Zukunftsenergien“ die Beschlüsse im Ein-
zelnen und überprüften sie auf ihre prakti-
schen Auswirkungen.

In ihrem Koalitionsvertrag hatte die zwei-
te Regierung Merkel im Oktober 2009 ver-
einbart, im Laufe des folgenden Jahres ein 
Energiekonzept vorzulegen mit Leitlinien für 
eine saubere, zuverlässige und bezahlbare 
Energieversorgung bis 2050. Eine Arbeits-
gemeinschaft unter Beteiligung des Ener-
giewirtschaftlichen Instituts an der Universi-
tät zu Köln erhielt daraufhin den Auftrag, als 
Grundlage für ein Konzept vier unterschiedli-
che Zielszenarien zur künftigen Energiever-
sorgung Deutschlands zu erarbeiten. Das 
„Energieforum“ im März 2010 beschäftigte 
sich deshalb mit der Frage, ob ein radika-
ler Systemwandel in der Energieversorgung 
notwendig und technisch realisierbar, wann 
ein angemessener Zeitpunkt dafür gegeben 
und wie er mit internationalen und europäi-
schen Aspekten in Einklang zu bringen wäre. 

Thomas Bareiß, MdB (Energiepolitischer 
Koordinator der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion) sprach sich bei dieser Veranstal-
tung für eine kontinuierliche Entwicklung in 
der Energiewirtschaft aus und bezeichne-
te das Ziel der Bundesregierung, die Stro-
merzeugung in Deutschland bis 2050 wei-
testgehend auf die Nutzung erneuerbarer 
Energien umzustellen, als sehr ambitioniert. 
Ferner unterstützte er die These, dass auch 
in Zukunft auf Kohle und Kernenergie in der 
Stromerzeugung nicht verzichtet werden 
könne, forderte in diesem Zusammenhang 
die dringend gebotene Versachlichung der 
Diskussion über die CCS-Technologie. Eine 
Steigerung der Energieeffizienz sah er eher 
über Anreize als erreichbar an statt über 
Zwangsmaßnahmen. 

Am 28. September 2010 verabschiedete 
die Bundesregierung das „Energiekonzept 
2010“. Große Aufmerksamkeit und heftige 
Debatten löste der Umstand aus, dass damit 
die im Jahr 2000 von der Regierung Schrö-
der mit den Kernkraftwerksbetreibern getrof-
fene Vereinbarung bezüglich des Kernener-
gieausstiegs bis 2022 modifiziert wurde und 
die sieben vor 1980 in Betrieb gegangenen 
Anlagen eine Zusage für acht weitere Be-
triebsjahre, die übrigen zehn Kernkraftwer-
ke eine Zusage für weitere vierzehn Jahre 
Laufzeit erhielten. Demnach wäre die letzte 
Anlage nicht vor 2036 vom Netz gegangen. 
Diese Festlegung geänderter Laufzeiten 
wurde begründet mit den großen Anstren-
gungen und der dafür erforderlichen Zeit, 

                                                
Das Forum für 
Zukunftsenergien 
begeistert seit 30 
Jahren durch den 

interdisziplinären Aus-
tausch und das Zusam-

menspiel aus Wissenschaft, 
Wirtschaft, Politik und Gesellschaft. Der 
Anspruch des Forums ist angesichts der 
Herausforderungen der Energiewirtschaft 
zwischen Versorgungssicherheit, Wirt-
schaftlichkeit und Umweltschutz 
aktueller denn je.

Sven Becker
Sprecher der Geschäftsführung, Trianel GmbH
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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die der Umstieg auf erneuerbare Energien 
verlange. Die Bundeskanzlerin stufte die 
Kernenergie ausdrücklich als erforderliche 
Brückentechnologie ein.

Zeitgleich zu den Vorbereitungen für die 
Ausarbeitung des „Energiekonzeptes 2010“ 
hatte sich der Arbeitskreis „Zukunftsenergi-
en“ mit den dazu bekanntgewordenen po-
litischen Vorstellungen befasst und im Ap-

ril 2010 die Thematik unter der Überschrift 
„Kohle, Kernenergie, erneuerbare Energien 
– gemeinsam für das Ziel der nachhaltigen 
Energieversorgung?“ erörtert. 

Das „Energiekonzept 2010“ löste aber auch 
unabhängig von der darin getroffenen Ent-
scheidung über die Laufzeiten der Kernkraft-
werke zahlreiche Kontroversen und Streit-
fragen aus. Die integrierte Gesamtstrategie 
mit den weitreichenden Festlegungen des 
Ausbaus der erneuerbaren Energien und der 
Stromnetze, der Steigerung der Energieeffi-
zienz und des Baus neuer Speicher wurde 
von manchen Stakeholdern als ein Umbau-
plan für die deutsche Wirtschaft bewertet, 
der allerdings weiterhin eine Reihe von ent-
scheidenden Fragen unbeantwortet lasse. 
Die definierten CO2-Reduktionsziele wur-
den als extrem ehrgeizig bewertet. In zwei 
Veranstaltungen des Forum für Zukunfts-
energien wurde deshalb darüber nachge-
dacht, über welche Lösungsvorschläge zur 
Erreichung der CO2-Emissionsreduktions-
ziele die Industrie verfüge und welche Rah-
menbedingungen für deren Umsetzung er-
forderlich wären. Des Weiteren wurde über 
den Beitrag der energieintensiven Industrien 
zur Wertschöpfung in Deutschland diskutiert 
sowie über deren Erwartungen, die an die 
Umsetzung des Energiekonzeptes geknüpft 
waren. 

Im Zusammenhang mit der kritischen Be-
gleitung des „Energiekonzeptes 2010“ 
wandte sich das Forum für Zukunftsenergi-

en ferner dem notwendigen Stellenwert von 
Öl und Gas im Energiemix der Zukunft zu, 
aber auch der Realisierungschance der Zie-
le der Bundesregierung bezüglich des an-
gestrebten Ausbaus der Übertragungsnetze 
und der Erreichbarkeit der Energieeffizienz-
vorgaben.

Als Konsequenz aus der Reaktorkatastro-
phe in Fukushima beschloss das Bundes-
kabinett im März 2011 - das neue Energie-
konzept war gerade sechs Monate alt - das 
endgültige Aus für acht Kernkraftwerke und 
den stufenweisen Ausstieg aus der Kerne-

                                                        
Seit nunmehr 30 Jah-

ren ist das Forum für 
Zukunftsenergien ein 
treuer Wegbegleiter für 

Politik, Wirtschaft, Wis-
senschaft und Verwaltung 

und ist zum festen Bestandteil 
der energiepolitischen Szene geworden. 
Ob der Umbau der Energieversorgung oder 
die Europäisierung der Energie- und Kli-
mapolitik - die energiepolitischen Heraus-
forderungen für Deutschland und Europa 
sind groß. Mit seinen pointierten Debatten 
und tiefgründigen Veranstaltungen trägt 
das Forum als Vermittler und Impulsgeber 
dazu bei, auf diese komplexen Fragen von 
heute nachhaltige Lösungen für morgen zu 
finden. Zum 30-jährigen Jubiläum gratuliere 
ich herzlich!

Dr. Joachim Pfeiffer, MdB - CDU
Wirtschafts- und energiepolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion

 

Neun Jahre, nachdem 
die Enquete-Kommis-
sion des Deutschen 
Bundestages „Zukünf-

tige Kernenergiepolitik“ 
darlegte, dass sich die 

deutsche Energiewirtschaft der Zukunft mit, 
aber zur Überraschung vieler auch ohne 
Kernenergie entwickeln lässt, wurde das 
Forum gegründet. Wir haben uns einge-
bracht, als erst die Kernenergie, dann die 
Kohle in die Defensive geriet. Ich wünsche 
dem Forum, dass es den Weg zu einer 
nachhaltigen Energieversorgung weiterhin 
konstruktiv begleiten kann.

Frank Bsirske
Vorsitzender, Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft - ver.di - e.V., 
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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nergie bis 2022. Das „Energiekonzept 2010“ 
verlor damit eine wesentliche Grundlage, 
und die Kernkraftgegner hatten ihr Ziel er-
reicht. Und es folgte die Energiewende!

Zahlreiche Veranstaltungen des Forum für 
Zukunftsenergien in der Folgezeit waren 
der Umsetzung der Energiewende und den 
daraus resultierenden Schritten gewidmet. 
So stand die Sitzung des Arbeitskreises 
„Zukunftsenergien“ im Juni 2011 unter dem 
Thema „Vom Ethikrat zum Energiekonsens 
- Chancen eines parteiübergreifenden Ener-
giekonzeptes?“ und verfolgte das Ziel her-
auszufinden, ob mit dieser Energiewende 
und der damit verbundenen kompletten Um-
gestaltung der deutschen Energieversor-
gung nunmehr ein Energiekonzept gefunden 
sei, das - weil auf einem parteienübergrei-
fenden Konsens fußend - die erforderliche 
langfristige Perspektive und damit auch die 
nötige Planungssicherheit biete. 

Anlässlich des „Energieforums 2012“ kons-
tatierte Jochen Homann (Präsident der Bun-
desnetzagentur und Kurator des Forum für 
Zukunftsenergien), die Energiewende wer-
de mittlerweile von der Bevölkerung wahr-
genommen als Generationenprojekt und 
nicht als ein bloßer Beschluss zum Ausstieg 
aus der Kernenergie. Einfache Gesetzesän-
derungen zum Erreichen des Ziels seien je-
doch nicht ausreichend, ebenso wenig ein 
zentrales Projektmanagement. Angemessen 
sei allein ein Monitoring der Energiewende, 
dem sich die Bundesnetzagentur annehmen 

werde. Als Nadelöhr der Energiewende iden-
tifizierte Homann den Netzausbau auf der 
Übertragungs- und Verteilnetzebene, dem 
man mit dem Netzentwicklungsplan entge-
gen wirke. Damit solle bei den Betroffenen 
die notwendige Akzeptanz geschaffen, aber 
auch eine Beschleunigung der Genehmi-
gungsverfahren erreicht werden. Es bleibe 
aber in der Verantwortung der Netzbetrei-
ber, für den raschen Bau der Netze und die 
dafür nötige Finanzierung Sorge zu tragen. 

Mit der Energiewende und dem damit eng 
verbundenen Ausbau der erneuerbaren 
Energien einher geht die Notwendigkeit, der 
Flexibilisierung des Strommarktes mehr Auf-
merksamkeit zu widmen und sicherzustel-
len, dass die Versorgungssicherheit trotz der 
schwankenden Produktion der Sonnen- und 
Windkraftwerke durch den Einsatz konven-
tioneller Kraftwerke weiter aufrechterhalten 
bleibt und gleichzeitig deren zurückgehende 
Wirtschaftlichkeit einen Ausgleich erfährt. 
Das Stichwort lautet „Strommarktdesign“. 
Wie mit diesen Anforderungen umgegangen 
werden sollte, wurde in verschiedenen Ar-
beitsformaten des Forum für Zukunftsener-
gien in Berlin und Brüssel mehrfach disku-
tiert, beispielsweise im November 2012 und 
Januar 2013 beim Arbeitskreis „Zukunftse-
nergien“ unter der Überschrift „Strommarkt-
design 2050 – Wie könnte es aussehen?“. 

Erneuerbare Energien und Speicher

Um die angestrebte CO2-Emissionsredukti-
on als Maßnahme zum Schutz des Klimas 
zu erreichen, richteten sich große Erwar-
tungen u.a. auf eine verstärkte Nutzung er-
neuerbarer Energien. Folglich bildeten die 
entsprechenden Analysen der Chancen, die 
man durch den Einsatz der erneuerbaren 
Energien sowie die Förderung der rationel-
len Energieverwendung zu erreichen hoffte, 
von vornherein ein wichtiges Aufgabenfeld 
für das Forum für Zukunftsenergien.

So wurden bereits im Jahr 1991 zur Förde-
rung der Markteinführung der erneuerbaren 
Energien Broschüren und Leitfäden erar-
beitet, wie z. B. die Broschüre „Erneuerba-

                                                        
Immer wieder De-

batten um die vielen 
Aspekte der Ener-
giewende führen und 
dabei Kontroversen 

nicht scheuen - das ist 
für mich das Markenzeichen 
des Forums Zukunftsenergie. Mit 
Ihren Diskussionsrunden und Informati-
onsangeboten leisten Sie einen wertvollen 
Beitrag für die politische Auseinanderset-
zung um Klimaschutz und Energie-
wirtschaft. Herzlichen Glückwunsch!

Dr. Julia Verlinden, MdB – Bündnis 90/Die Grünen
Sprecherin für Energiepolitik der Bundestags-
fraktion von Bündnis 90/Die Grünen
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re Energien – Ein Leitfaden für Städte und 
Gemeinden“, ein „Computergestütztes Lern- 
und Informations-System zur Beratung, 
Schulung und Information“ und die Neuauf-
lage der „Förderfibel Energie – Öffentliche 
Finanzhilfen für den Einsatz erneuerbarer 
Energiequellen und die rationelle Energie-
verwendung“. Ferner konnten zahlreiche 
Veranstaltungen, wie etwa 1991 das Sym-
posium „Stadt und Energie“ in Weimar, und 
Lehrgänge erfolgreich organisiert werden.

Das 1998 von der EU-Kommission vorge-
legte Weißbuch „Zukunft der erneuerbaren 
Energien“ nahm das Forum für Zukunfts-
energien zum Anlass, sich mit der Frage 
auseinanderzusetzen, wie das Ziel eines 
zukünftigen 50-prozentigen Anteils von er-
neuerbaren Energien am Weltenergiebedarf 
erreicht werden könne. 

Im weiteren zeitlichen Verlauf rückte die Be-
schäftigung mit den erneuerbaren Energi-
en immer stärker in den Vordergrund. Alle 
Aspekte ihres Einsatzes sollten abgedeckt 
werden. So befasste man sich speziell mit 
den einzelnen erneuerbaren Energiequel-
len, z. B. 1999 mit dem speziellen Beitrag 
der Bioenergie unter der Überschrift „Die 
Bedeutung der Bioenergie im zukünftigen 
Energieträgermix“. Am 6. Mai 1998 wurde 
das Thema „Finanzierung“ im Mittelpunkt 
eines Experten-Seminars „Kommerziell und 
professionell - Finanzierung von Solaranla-
gen in Deutschland“ in Gelsenkirchen disku-
tiert. 

Auch die Frage, mittels welcher neuen 
Technologien eine wirtschaftliche Nutzung 
der erneuerbaren Energien unterstützt 
werden könne, wurde mehrfach erörtert. 
Beispielhaft erwähnt sei eine von der Eu-
ropäischen Kommission geförderte Veran-
staltung im Rahmen der Hannover Messe 
2006 in Kooperation mit dem Bundesver-
band Kraft-Wärme-Kopplung zum Thema 
„Hocheffizienter Einsatz von Biomasse in 
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen“. Aus-
gangspunkt für die Diskussion bildete ein 
Überblick über den Einsatz von Biomasse 
in KWK-Anlagen sowie Erfahrungsberich-
te zu verschiedenen Projekten, bei denen 
KWK-Anlagen mit Holzhackschnitzeln, 
Schweinemist, Pflanzenöl oder auf der Ba-
sis von Wirbelschicht-Holzvergasung befeu-

ert werden. Weitgehender Konsens herrsch-
te damals darüber, dass eine energetische 
Biomassenutzung überwiegend nicht wirt-
schaftlich sei. 

Als im März 2007 im Rahmen der G8/
EU-Ratspräsidentschaft Deutschlands der 
Beschluss gefasst wurde, auf europäischer 
Ebene bis 2020 den Anteil der erneuerbaren 
Energien am Endenergieverbrauch auf 20 
Prozent zu erhöhen, war man sich im Fo-
rum für Zukunftsenergien darin einig, dass 
ein solches Ziel nur mittels entsprechender 
Speichertechnologien erreicht werden kön-
ne und organisierte im Juli 2007 eine Kon-
ferenz unter der Überschrift „20 Prozent 
erneuerbare Energien – moderne Speicher-
technologien als Voraussetzung?“. Das Be-
sondere an dieser Veranstaltung war, dass 
sowohl die Aspekte der mobilen als auch der 
stationären Speicherung aufgegriffen wur-
den. Während von den Vertretern der Au-
tomobilindustrie die je nach Unternehmen 
unterschiedlichen Schwerpunkte bei der 
Entwicklung von Wasserstoffspeichern, aber 
auch die Entwicklung biogener Kraftstoffe 
und elektrischer Energiespeicher beschrie-
ben wurde, stellten die Vertreter der Strom-
wirtschaft und der Industrie Überlegungen 
vor, neben dem Netz und einem Ausbau des 
Hochspannungsnetzes zusätzliche Ener-
giespeichersysteme vorzusehen, wie z. B. 
adiabate Druckluftspeicherkraftwerke sowie 
Brennstoffzellen im portablen Bereich, Erd-
gasspeicherung und farbstoffbasierte Solar-
zellensysteme. 

                                                       Das Forum für 
Zukunftsenergien 
e.V. erlebe ich als 
engagierten Beglei-
ter der Energiepolitik. 

Mit seinen attraktiven 
Gesprächsformaten ist 

das Forum eine wichtige Plattform des 
Austausches für unterschiedliche Akteure 
im Bereich Energiepolitik in der Bundes-
hauptstadt.

Bernd Westphal, MdB – SPD
Sprecher der Arbeitsgruppe Wirtschaft und Ener-
gie der SPD-Bundestagsfraktion
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Im Jahr 2014 stand das Thema „Speicher-
technologien“ beim Forum für Zukunfts-
energien erneut auf der Tagesordnung. 
Im Rahmen einer Konferenz am 12. März 
2014 wurden aktuelle Entwicklungen und 
Anwendungen aus dem Bereich der moder-
nen Speichersysteme präsentiert und hin-
sichtlich ihres Beitrages zur erfolgreichen 
Umsetzung der Energiewende bewertet. 
Die Forderung an die Politik lautete, die 
entsprechenden rechtlichen und auch wirt-
schaftlichen Voraussetzungen zu schaffen, 
um Speichersysteme von ungerechtfertig-
ten finanziellen Belastungen zu befreien. 
Gleichzeitig sei zu berücksichtigen, die bei 
Errichtung und Betrieb der Speicher entste-
henden Kosten möglichst auf alle Verbrau-
chergruppen umzulegen. 

Das Stichwort „Kosten“ im Zusammenhang 
mit der Nutzung erneuerbarer Energien als 
Energieträger bildete gleichfalls einen we-
sentlichen Bestandteil der energiewirtschaft-
lichen Diskussion, seit die Bundesregierung 
1990 ihr erstes CO2-Minderungsprogramm 
mit einer Definition von Minderungszielen 
und dafür notwendigen Rahmenbedingun-
gen beschloss. Diese fanden im gleichen 
Jahr ihre Umsetzung im Stromeinspeisungs-
gesetz mit der normierten Verpflichtung der 
Energieversorger, aus erneuerbaren Energi-
en erzeugten Strom zu bestimmten Vergü-
tungen aufzunehmen. Im Jahr 2000 wurde 
in der politischen Diskussion dann deutlich, 
dass die erneuerbaren Energien zu einem 
vermehrten Einsatz in der Stromerzeugung 

zusätzlich eine Anschubfinanzierung benö-
tigten oder vorübergehend subventioniert 
werden müssten, dies aber marktkonform, 
also im Wettbewerb, zu geschehen habe. 
Im Rahmen des „Energieforum 2000“ un-
terstrich der damalige Bundesminister für 
Wirtschaft und Technologie Dr. Werner Mül-
ler zwar, dass es Dauersubventionen weder 
für die erneuerbaren Energien noch für die 
Steinkohle geben dürfe. In welcher Form 
eine marktkonforme Integration der erneu-
erbaren Energien geschehen solle, blieb al-
lerdings angesichts des vielfältig strukturier-
ten Marktes unklar. Schlussendlich bestand 
weitgehend Einigkeit darüber, dass sich die 
Nutzung der erneuerbaren Energien mittel- 

bis langfristig nicht zu einer dauersubventio-
nierten Technologie entwickeln dürfe.

Konkretisiert hatte sich diese Entscheidung 
im Erneuerbare-Energien-Gesetz von 2000, 
das das Stromeinspeisungsgesetz von 1990 
ablöste und seitdem mehrfach novelliert 
wurde, nachdem die jährliche Fördersum-
me für die erneuerbaren Energien einen 
Umfang von rd. 23 Milliarden Euro erreicht 
hatte. 

Stets begleitete das Forum für Zukunftsener-
gien die entsprechende, engagiert geführte 
Debatte. Dabei war das Konzept der Ver-
anstaltungen darauf ausgerichtet, nicht nur 
die Empfänger der Einspeisevergütung zu 
Wort kommen zu lassen, sondern auch die-
jenigen, die diese Vergütung aufzubringen 
haben, also Industrien, Gewerbe und Pri-
vatverbraucher. Im März 2014 jedoch waren 
ausschließlich Vertreter der erneuerbaren 
Energien eingeladen und gebeten, ihrerseits 
Vorschläge zur zukünftigen Ausgestaltung 
der Förderung der erneuerbaren Energien 
zu unterbreiten. So kamen Vertreter der Be-
treiber von Onshore-Windenergie-Anlagen, 
von Offshore-Windenergie-Anlagen, der 
Solarbranche und der Bioenergiebranche 
zu Wort und warben jeweils für ihren Stand-
punkt, wobei gravierende Bedenken gegen 
den vorliegenden EEG-Gesetzentwurf ins-
besondere von der Bioenergiebranche gel-
tend gemacht wurden.

                                                        
Das Forum für Zu-

kunftsenergien leis-
tet einen wertvollen 
Beitrag zum Austausch 
zwischen Politik, Wis-

senschaft, Gesellschaft 
und Wirtschaft. Seine 

Impulse zeichnen sich durch Expertise 
und Furchtlosigkeit gegenüber komplexen 
Fragen aus - immer auf hohem Niveau. 
Diese Eigenschaften werden dringend ge-
braucht, um weiter den Herausforderungen 
in Sachen Energiewende gerecht zu 
werden.

Judith Skudelny, MdB
Umweltpolitische Sprecherin der  
FDP-Bundestagsfraktion
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Mit der EEG-Novelle von 2014 wurde das 
Ziel verfolgt, den Anteil der erneuerbaren 
Energien am Stromverbrauch bis zum Jahr 
2025 auf 40 bis 45 Prozent, bis zum Jahr 
2035 auf 55 bis 60 Prozent und bis 2050 
auf mindestens 80 Prozent zu steigern. Als 
Instrumente wurden technologiespezifische 
Ausbaupfade mit jährlichen Zubauzielen 
festgelegt sowie die sukzessive Einführung 
der verpflichtenden Direktvermarktung, um 
die Marktintegration der erneuerbaren Ener-
gien zu verbessern. Zur Steigerung deren 
Kosteneffizienz wurde vorgeschrieben, ab 
dem Jahr 2017 die Förderhöhe über tech-
nologiespezifische Ausschreibungen wett-
bewerblich zu ermitteln. Bezüglich der Ei-
genstromversorgung wurden alle Beteiligten 
verpflichtet, einen Beitrag zu den Ausbau-
kosten der erneuerbaren Energien zu leis-
ten, die Besondere Ausgleichsregelung für 
stromintensive Unternehmen wurde an das 
geltende EU-Recht angepasst.

Energieeffizienz und Energieeinsparung

Eine Beschäftigung mit Anwendungsmög-
lichkeiten für Techniken zur rationellen 
Energieverwendung, die in den Gründungs-
statuten des Forum für Zukunftsenergien 
ausdrücklich gefordert wird, erfolgte etwa 
anlässlich der Hannover Messe 1995, als 
das Forum für Zukunftsenergien die inhaltli-
che Konzeption und Gestaltung des Messe-
standes des Bundeswirtschaftsministeriums 
zum Thema „Energiesparen lebt vom Mit-
machen“ übernahm. In Kooperation mit der 

Hamburgische Elektrizitätswerke AG fand 
im November 1997 in Hamburg das 7. In-
ternationale Energieforum „Intelligente Part-
nerschaften für Bauen und Modernisieren“ 
statt, bei dem anhand von ausgewählten 
Beispielen Möglichkeiten diskutiert wurden, 
wie bei neuen Gebäuden, aber auch bei Sa-
nierungsmaßnahmen im Gebäudebestand 
sich Lösungen zur Energieeinsparung rea-
lisieren lassen. 

Mit dem Thema „Die Energieeinsparver-
ordnung und ihre Auswirkungen auf den 
Energiesektor“ befassten sich die Sit-
zungsteilnehmer des Arbeitskreises „Zu-
kunftsenergien“ in ihrer Sitzung am 7. März 

2001. Vonseiten des Vertreters des feder-
führenden Bundeswirtschaftsministeriums 
wurde die mit dieser Verordnung erreichba-
re energetische Optimierung im Neu- und 
Altbau unterstrichen. 

Geeignete Möglichkeiten der Finanzierung 
von Effizienzsteigerungsmaßnahmen wur-
den mehrfach intensiv erörtert. Das bereits 
1984 in diesem Zusammenhang in Nieder-
sachsen aufgegriffene Finanzierungsmodell 
des Contracting blieb zunächst ohne Erfolg. 
Dies war einer der Gründe für das Forum für 
Zukunftsenergien, am 6. Mai 2004 in Berlin 
zusammen mit dem CF – Contracting Forum 
im ZVEI (Zentralverband Elektrotechnik- 
und Elektronik-Industrie) einen Parlamen-
tarischen Abend zu „Dienstleistungen oder 
Dirigismus – Energieeffizienz durch Con-
tracting“ zu organisieren, bei dem die vom 
EU-Richtlinienvorschlag zur Endenergieef-
fizienz und zu Energiedienstleistungen zu 
erwartenden Auswirkungen auf den bereits 
ausgebildeten Markt für Energiedienstleis-
tungen dargestellt und diskutiert wurden.

Der Arbeitskreis „Zukunftsenergien“ be-
schäftigte sich am 14. Dezember 2005 mit 
dem Thema „Energie und Haus – das gro-
ße Energieeinsparpotenzial“. Anlass waren 
Überlegungen, einen Energiepass für Ge-
bäude einzuführen und die Frage nach sei-
ner inhaltlichen Ausgestaltung. Am 4. März 
2009 beriet der Arbeitskreis „Zukunftsener-
gien“ dann dieses Thema erneut, dieses Mal 
im Zusammenhang mit dem zum damaligen 

                                                        
Am Forum Zu-

kunftstechnologien 
schätze ich drei Punk-
te: 1. Das Erfahren 
des Entwicklungsstan-

des neuer Technologi-
en; 2. Den Vergleich mit 

Stand der Technik und 3. Die 
Benennung regulatorischer Hemmnisse. 
Ich kann Risiken und Nebenwirkungen vor 
Fachleuten benennen, die technische Ein-
wände besser als Ministerien verste-
hen. Alles Gute und weiter so!

Ralph Lenkert, MdB - DIE LINKE
Umweltpolitischer Sprecher der Bundestagsfrak-
tion DIE LINKE im Bundestag

En
tw

ic
kl

un
g 

bi
s 2

01
4

53



Zeitpunkt vorliegenden Referentenentwurf 
des Energieeffizienzgesetzes. 

Zur Steigerung der Energie- und Ressour-
ceneffizienz setzten sich zahlreiche Kom-
munen und urbane Ballungsräume ehrgei-
zige Ziele. Bei der Konferenz „Smart Cities 
– Urbanisierung und Energieinfrastruktur“ 
des Forum für Zukunftsenergien am 10. Fe-
bruar 2010 wurden vorhandene Lösungsan-
sätze vorgestellt und notwendige politische 
Rahmenbedingungen definiert.

Das von der EU-Kommission im März 2011 
vorgelegte europäische Energieeffizienz-
paket war mehrmals Grundlage für einen 
Meinungsaustausch im Forum für Zukunfts-
energien. Kurz vor der offiziellen Präsenta-
tion wurde es im Rahmen des „European 
Energy Colloquium“ vorgestellt. Darüber 
hinaus bewerteten Vertreter einiger betrof-
fener Branchen vor der Verabschiedung 
der EU-Energieeffizienz-Richtlinie und ih-
rer Umsetzung in nationales Recht deren 
Inhalt im Rahmen einer Konferenz am 27. 
Juni 2012. Der Schattenberichterstatter zur 
EU-Energieeffizienz-Richtlinie, der EVP-Ab-
geordnete Dr. Markus Pieper, beschrieb den 
wesentlichen Inhalt des zwischen EU-Parla-
ment und EU-Kommission erlangten Kom-
promisses zur inhaltlichen Ausgestaltung 
der Richtlinie und fand kritische Worte für 
den Beitrag der Bundesregierung sowie für 
die mangelhafte Beteiligung des EU-Par-
laments im Trilogverfahren. Wilfried Köplin 
(Leiter Konzern-Energiepolitik der Bayer AG 

und Kurator des Forum für Zukunftsenergi-
en) bewertete als Vertreter der energiein-
tensiven Industrien kritisch die Festlegung 
eines jährlichen absoluten Effizienzziels von 
1,5 Prozent. Aus der Sicht eines Energiever-
sorgers, der gemäß der Richtlinie verpflich-
tet werden sollte, den Energieverbrauch der 
Kunden jährlich um 1,5 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr zu reduzieren, nahm Harald 
Halfpaap (enercity) Stellung. Seiner Erfah-
rung nach zeigten die Kunden trotz der Wirt-
schaftlichkeit von Effizienzmaßnahmen bis-
lang kaum Interesse an deren Umsetzung. 

Im Zuge des Umsetzungsprozesses der 
EU-Energieeffizienz-Richtlinie in deutsches 
Recht widmete sich das Forum für Zu-
kunftsenergien im Rahmen einer Koopera-
tions-Veranstaltung mit der KfW Banken-
gruppe am 15. Mai 2013 diesem Thema ein 
weiteres Mal. Im Mittelpunkt standen dabei 
die Suche nach den geeigneten Instrumen-
ten und deren jeweiliges Für und Wider. Die 
Diskussion stand unter dem Motto „Energie-
effizienzverpflichtungssysteme versus alter-
native strategische Maßnahmen“.

Erdgas

Der Primärenergieträger Erdgas rückte in 
erster Linie unter dem Gesichtspunkt der 
Versorgungssicherheit in den Blickpunkt der 
Öffentlichkeit in Deutschland, als es erst-
malig zu einem Streit zwischen Russland 
und der Ukraine über die Lieferung von Gas 
kam. Der Konflikt begann im März 2005, als 

Russland die Bedingungen für Transittrans-
porte von Erdgas über ukrainisches Territo-
rium nach Westeuropa sowie den Preis, den 
die Ukraine für Erdgasimporte zahlen sollte, 
neu festlegte. Weil ein neuer Vertrag nicht 
zustande kam, stellte Russland am 1. Janu-
ar 2006 die Gasexporte in die Ukraine ein. 
Dies führte kurzzeitig zu Lieferengpässen in 
verschiedenen europäischen Staaten. Vor 
diesem Hintergrund war es ein gutes Timing, 
dass im Januar 2006 Dr. Rainer Seele (Mit-
glied des Vorstandes der Wintershall AG und 
Sprecher der Geschäftsführung der WIN-
GAS GmbH) im Rahmen des „Internationa-
len Energiedialoges“ über „ Die zukünftige 
Versorgung Europas mit Erdgas – Heraus-
forderung für die Energiewirtschaft“ sprach. 

Die vom Forum für Zukunftsenergien am 14. 
November 2007 ausgerichtete Konferenz 
griff das Thema „Wettbewerb im deutschen 
Gasmarkt – eine Branche im Wandel“ auf 
und beleuchtete insbesondere die Stich-
worte „Ownership Unbundling“ und „Netz-
zugangsmodell“. Bei einer Veranstaltung 
am 9. April 2008 stellte unter der Überschrift 
„Nord Stream – Sicherheit für Europas Gas-
versorgung?“ der Geschäftsführer der Nord 
Stream AG Matthias Warnig die Bedeutung 
dieses Projektes für die Versorgungssicher-
heit in Deutschland und Europa dar.

Obwohl Gas im Kontext mit Versorgungs-
sicherheit in der energiewirtschaftlichen 
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und -politischen Diskussion sehr wohl the-
matisiert worden war, fand dieser Primäre-
nergieträger und seine Bedeutung für den 
Energiemix in Deutschland im ersten Ener-
giekonzept der schwarz-gelben Bundesre-
gierung des Jahres 2010 keine Erwähnung. 
Das galt im Übrigen auch für Mineralöl. 
Deshalb hob das Forum für Zukunftsener-
gien die energiewirtschaftliche Bewertung 
dieser beiden Energieträger in zwei Veran-
staltungen auf die Tagesordnung: Einmal 
in einer Konferenz im September 2010 in 
Kooperation mit BP Europe SE und E.ON 
Ruhrgas zum Stellenwert von Öl und Gas 
im Energiemix der Zukunft, bei der auch die 
internationalen Entwicklungen zur Sprache 
kamen. Eine weitere Tagung im November 
2010 diente als Plattform, um die herausra-
gende Bedeutung des Primärenergieträgers 
Gas für das Bundesland Niedersachsen zu 
unterstreichen. Wie der Niedersächsische 
Umweltminister und Kurator des Forum für 
Zukunftsenergien Hans-Heinrich Sander im 
Einzelnen darlegte, unterstütze die Landes-
regierung einen breiten Energiemix und eine 
entsprechend diversifizierte Kraftwerkstruk-
tur unter besonderer Berücksichtigung der 
beträchtlichen Erdöl- und Erdgasförder- und 
entsprechender Speicherkapazitäten. 

Ab dem Jahr 2012 stand der Primärenergie-
träger Gas dann allerdings plötzlich unter 
verschiedenen neuen Aspekten im Fokus 
der politischen Debatte. Die Stichworte da-
bei lauteten: „Shale Gas-Boom in den USA“, 
„Fracking“, „mangelnde Rentabilität hochef-

fizienter Gaskraftwerke in Deutschland“ und 
die „Power-to-Gas-Technologie“. Das Fo-
rum für Zukunftsenergien befasste sich mit 
jedem dieser Themen ausführlich.

Am 9. Januar 2013 fand in Brüssel eine Kon-
ferenz des Forum für Zukunftsenergien statt, 
bei der, ausgehend vom Shale Gas-Boom in 
den USA und den damit verbundenen fal-
lenden Preisen für Kohle, die schwieriger 
werdenden wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen für den Betrieb von Gaskraftwerken 
dargestellt wurden. Als besonders gravie-
rend wurde dabei bewertet, dass diese Si-
tuation in einer Phase eintrete, in der der 
weiter zunehmende Einsatz von erneuerba-
ren Energien auf den flexiblen Einsatz von 
Gaskraftwerken angewiesen sei. Gleich-
zeitig wurde aber auch betont, dass gera-
de der durch die erneuerbaren Energien 
eintretende Preisverfall an der Strombörse 
die Unrentabilität dieser hochmodernen und 
effizienten Gaskraftwerke verursache. Bei 
dieser Tagung wurde ferner darauf hinge-
wiesen, dass das Gasnetz aufgrund seines 
Beitrages zugunsten regenerativ erzeugten 
Stroms über die Power-to-Gas-Technologie 
weiter an wirtschaftlicher Bedeutung gewin-
nen werde.

In Kooperation mit der Deutsche Shell Hol-
ding GmbH veranstaltete das Forum für Zu-
kunftsenergien am 28. Februar 2013 eine 
Konferenz zu der Frage, ob Europa ange-
sichts des Shale Gas-Booms in den USA 
und des daraus resultierenden vermehr-

ten Einsatzes von Kohlekraftwerken beim 
Klimaschutz den Anschluss verliere. Bun-
desumweltminister Peter Altmaier bekräf-
tigte die Einschätzung, dass in Folge dieser 
Entwicklung Gaskraftwerke in Deutschland 
vermehrt abgeschaltet würden. Eine effizi-
ente Nutzung der Braunkohle in Deutsch-
land solle jedoch weiter fortgesetzt werden.

Beim „Internationalen Energiedialog“ am 11. 
September 2013 wurden die geostrategi-
schen Folgen des Erdgasbooms in den USA 
für Deutschland und Europa in den Mittel-
punkt der Betrachtung gerückt. Dr. Kirsten 
Westphal (Senior Associate, Stiftung Wis-
senschaft und Politik) erläuterte im Einzel-
nen die Gründe für die Erfolgsgeschichte 
des Schiefergases in den USA. Sie stellte 
darüber hinaus Überlegungen zu dem dar-
aus resultierenden gestiegenen wirtschaftli-
chen Selbstbewusstsein der USA mit Blick 
auf deren weltweite politische und wirt-
schaftliche Strategien an. 

Die Frage, inwieweit durch eine vermehrte 
heimische Erdgasförderung die Kosten der 
Energiewende für die deutschen Industri-
eunternehmen leichter zu schultern wären, 
wurde im Februar 2014 dem als Gast einge-
ladenen Wirtschaftswissenschaftler und Pu-
litzer-Preisträger Daniel Yergin (Vice Chair-
man, Information Handling Services – IHS) 
gestellt. Anhand der Ergebnisse einer von 
ihm betreuten Studie sprach er sich dafür 
aus, den Anteil von Erdgas im deutschen 
Energiemix durch die Erschließung von hei-
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mischen Schiefergasressourcen zu erhö-
hen. Zusammen mit einer entsprechenden 
Vorgehensweise in anderen europäischen 
Ländern werde dies die europäischen Ener-
giepreise senken und eine „wettbewerbsfä-
higere Energiewende“ in Deutschland be-
wirken. 

Kernenergie

Ebenfalls als Zukunftsenergie wurde von 
einer Reihe von Mitgliedern des Forum für 
Zukunftsenergien die Kernenergie einge-
stuft, wie etwa dem Protokoll über die Ku-
ratoriumssitzung am 28. Januar 1993 zu 
entnehmen ist. Damals wurde die Forde-
rung formuliert, die wertvollen Ressourcen 
unserer Volkswirtschaft nicht in einem sinn-
losen Streit der Prinzipien zu verschwen-
den, sondern den Versuch zu unternehmen, 
eine Verständigung aller gesellschaftlicher 
Gruppen über die Nutzung der Kernener-
gie ebenso wie eine verstärkte Förderung 
regenerativer Energien und dezentraler 
Kraft-Wärme-Kopplung bei Ausschöpfung 
der Energiesparpotentiale in den Bereichen 
Strom, Wärme und Verkehr sowie eine Klä-
rung der Zukunftsperspektiven für die heimi-
schen Energieträger Braunkohle und Stein-
kohle herbeizuführen. 

Die Befürworter der Kernenergie melde-
ten sich auch zu Wort, als es im Juni 2000 
zu einer Vereinbarung zwischen der Bun-
desregierung und den Kernkraftwerksbe-
treibern kam, in der der Ausstieg aus der 

Kernenergie festgelegt wurde und in deren 
Folge nach entsprechender Novellierung 
des Atomgesetzes das Kernkraftwerk Sta-
de 2003 und das Kernkraftwerk Obrigheim 
2005 abgeschaltet wurden. 

Diese Stimmen waren vor allem in den Sit-
zungen des Kuratoriums zu hören, aber 
auch anlässlich der Veranstaltung des 
„Energieforum“ im September 2005 zum 
Thema „Kernenergie – Im Wettbewerb um 
nachhaltige Energieversorgung in Europa?“ 
Dabei wurde neben der Erörterung von Fra-
gen zur Sicherheit des Betriebs, der Entsor-
gung des radioaktiven Abfalls und dem zu 
erwartenden technologischen Fortschritt vor 
allem darüber diskutiert, welchen Beitrag 
die Kernenergie zur Erfüllung der CO2-Re-

duzierungsverpflichtungen am Wirtschafts-
standort Deutschlands leisten könne. Ein-
zelne Aspekte wurden kontrovers bewertet.

Im Rahmen der Veranstaltungsreihe „In-
ternationaler Energiedialog“ am 22. Janu-
ar 2007 nahm der Vorsitzende der World 
Nuclear Association Dr. Ralf Güldner eine 
Bestandsaufnahme vor und gab einen 
Überblick über die globale Nutzung der 
Kernenergie. In Anbetracht der gerade in 
Deutschland vorhandenen Vorbehalte ge-
genüber der Kernenergie sprach er sich für 
eine stärkere Betonung der ökonomischen 
und ökologischen Aspekte in der Öffentlich-
keit aus, um die bestehenden Anlagen so-
lange weiter zu nutzen, wie dies technisch 
möglich und wirtschaftlich vertretbar sei. 

Ein letztes Mal bot das Forum für Zukunfts-
energien der Debatte um Chancen und Ri-
siken der Kernenergie mit einer Konferenz 
am 28. Mai 2009 eine neutrale Plattform. 
In der Podiumsdiskussion unter der Lei-
tung von Ernst Schwanhold (Vorstandsmit-
glied des Forum für Zukunftsenergien) mit 
Sylvia Kotting-Uhl, MdB (Umweltpolitische 
Sprecherin der Bundestagsfraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen), Hans-Heinrich Sander 
(Niedersächsischer Minister für Umwelt und 
Klimaschutz), Dr. Rudolf Staudigl (Vorsit-
zender des Vorstandes der Wacker Che-
mie AG) und Tobias Münchmeyer (Stellver-
tretender Leiter der politischen Vertretung 
Berlin, Greenpeace) widersprach letzterer 
der These, Kernenergie und erneuerbare 

                                                        
Klimaschutz braucht 

Energiewende. Die 
globalen Anstren-
gungen brauchen ein 
gelingendes Beispiel. 

Damit Deutschland das 
sein kann, braucht es viele en-
gagierte Akteure. Seit 30 Jahren bringt das 
Forum für Zukunftsenergie Wirtschaft und 
Politik zusammen, um das Gelingen der 
Energiewende auszuloten und mög-
lich zu machen. Dafür vielen Dank.

Sylvia Kotting-Uhl, MdB – Bündnis 90/Die Grünen
Vorsitzende des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und nukleare SicherheitEn
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Energien ergänzten sich, mit dem Hinweis, 
dass Kohle- und Kernkraftwerke in ein stark 
fluktuierendes Stromerzeugungssystem mit 
erneuerbaren Energien aus technischen 
Gründen nicht passten und daher in den 
kommenden Jahren ersetzt werden müss-
ten. Kotting-Uhl, MdB, schloss sich dieser 
Bewertung an und vertrat die Auffassung, 
dass gerade ein schneller Wechsel zu den 
erneuerbaren Energien Deutschland als 
Wirtschaftsstandort sichern werde. Minister 
Sander befürwortete aus ökonomischen und 
ökologischen Gründen eine weitere Nutzung 
der Kernenergie, während Dr. Staudigl pro-
phezeite, dass durch eine zu rasche Umge-
staltung der Stromerzeugung die Wirtschaft 
ihre Kraft zu weiteren Investitionen verlieren 
werde.

Kohleverstromung und CCS

In Anbetracht der bei der Verbrennung von 
Kohle entstehenden CO2-Emissionen ge-
riet die Kohleverstromung zunehmend in 
die Kritik. Die Antwort der Kraftwerksbauer 
und – betreiber lag in der Entwicklung neu-
er Kraftwerkstechnologien. Das Forum für 
Zukunftsenergien organisierte deshalb zur 
Bewertung dieser Technologien zwei Ver-
anstaltungen. Der Kongress „Zukunft der 
Kohle – Perspektiven moderner Kohletech-
nologien“ am 5. März 2001 in Berlin bot die 
Möglichkeit, sich im Beisein von Bundeswirt-
schaftsminister Dr. Werner Müller und dem 
nordrhein-westfälischen Ministerpräsiden-
ten Wolfgang Clement über den Stand und 

die Perspektiven effizienter Kohletechnolo-
gien zu informieren. 

Der Zweite Internationale Kongress „Zukunft 
der Kohle“ am 1. Juli 2002 in Berlin stand 
unter dem Motto „Perspektiven moderner 
Energietechniken“. Rund 300 Experten und 
Entscheidungsträger aus Wirtschaft, Wis-
senschaft, Verwaltung und Politik ließen sich 
über den aktuellen Stand der Entwicklungen 
und die Perspektiven von Kohlekraftwerken 
als Referenz für eine weltweite Kohlever-
stromung in Kenntnis setzen. Den zentralen 
Ausgangspunkt bildete das Konzept zur Ent-
wicklung eines Steinkohlekraftwerkes der 
neuesten Generation, das entsprechend der 
Ankündigung des nordrhein-westfälischen 
Ministerpräsidenten Clement mit einem Wir-
kungsgrad von deutlich über 45 Prozent im 
Jahr 2004 in seinem Bundesland errichtet 
werden sollte.

Im Rahmen der Mitgliederversammlung 
2002 des Forum für Zukunftsenergien am 
18. September 2002 nutzte der damali-
ge Minister für Wirtschaft und Mittelstand, 
Technologie und Verkehr des Landes Nord-
rhein-Westfalen Ernst Schwanhold die Ge-
legenheit, das gerade in Niederaußem in 
Betrieb genommene Referenzkraftwerk BoA 
I (Braunkohlenkraftwerk mit optimierter An-
lagentechnik) vorzustellen. 

Im Rahmen des „Internationalen Energiedi-
aloges“ am 26. September 2006 beschrieb 
Klaus Voges (Vorstandsvorsitzender der 

Siemens AG Power Generation) den Bei-
trag moderner Kraftwerkstechnologien zum 
Klimaschutz im Einzelnen. Demzufolge 
konzentrierten sich die Forschungs- und 
Entwicklungsanstrengungen der Anlagen-
hersteller auf Maßnahmen zur Effizienz-
steigerung der Anlagen, um Ressourcen zu 
sparen und gleichzeitig den spezifischen 
CO2-Ausstoss zu reduzieren, aber auch auf 
eine Technologie zur CO2-Abscheidung und 
-Speicherung.

Diese Technologie zur CO2-Abscheidung 
und -Speicherung sollte unter dem Stichwort 
CCS (Carbon Capture and Storage) fortan 
alle maßgeblichen Akteure der verschiede-

                                                        
Das Forum für Zu-

kunftsenergien hat sich 
in den vergangenen 
30 Jahren zu einer 
repräsentativen und 

anerkannten Organi-
sation entwickelt, die die 

Interessen aller Zukunftsenergien bündelt. 
Nur ausgewogen und konsensual ist dies 
über einen so langen Zeitraum nachhaltig 
möglich gewesen. Das Forum für Zukunfts-
energien sollte deshalb künftig stärker in 
den Dienst der Konsensfindung im Rahmen 
der Energiewende gestellt werden.

Prof. Dr. Franz-Josef Wodopia
Geschäftsführer,  
Verein der Kohlenimporteure e.V.  
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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nen Stakeholder beschäftigen. Besonders 
häufig stand das Thema ab 2008 auf der Ta-
gesordnung beim Forum für Zukunftsenergi-
en. Der entscheidende Impuls dazu ging von 
einer entsprechenden EU-Richtlinie aus, die 
helfen sollte, die 2007 auf EU-Ebene be-
schlossenen CO2-Minderungsziele zu errei-
chen und die in nationales Recht umgesetzt 
werden musste. Am 17. September 2008 
befasste sich der Arbeitskreis „Zukunftse-
nergien“ mit den technischen Möglichkeiten 
der geologischen Speicherung von Kohlen-
dioxid und die europäischen, nationalen und 
regionalen Pläne hierzu. Zu hören war da-
bei auch die Forderung, die CCS-Technolo-
gie ausdrücklich als Übergangstechnologie 
einzustufen und die Priorität des Ausbaus 
der erneuerbaren Energien zu verankern. 
CCS blieb angesichts seiner weitreichen-
den Bedeutung kein nationales Thema. Man 
diskutierte darüber von Australien bis nach 
Kanada. Im November 2008 berichtete der 
Australische Botschafter in Deutschland, 
S.E. Ian Kemish, im Rahmen des „Interna-
tionaler Energiedialog“ über „Speicherung 
von CO2: Erfahrungen in Australien“. 

Schnell zeichnete es sich allerdings ab, dass 
das größte Hindernis für die Umsetzung der 
CCS-Technologie im Bereich der Akzeptanz 
von Öffentlichkeit und Politik liegen würde. 
Im April 2008 wurde dieser Aspekt bei einer 
Konferenz des Forum für Zukunftsenergi-
en diskutiert. Michael Donnermeyer (Ge-
schäftsführer des Informationszentrum kli-
mafreundliches Kohlekraftwerk) beschrieb 

als Ziel seiner Institution die Verbreitung 
von Informationen zur CCS-Technologie, 
um darüber einen sachgerechten und kons-
truktiven Dialog mit allen gesellschaftlichen 
Gruppen zu erreichen. Dabei sei es wichtig 
herauszustellen, dass diese Technologie 
nicht als Kohlekraftwerkstechnologie, son-
dern als Klimaschutztechnologie einzustu-
fen sei. 

Im Rahmen dieser Veranstaltung gab der 
WWF Deutschland eine positive Bewer-
tung der CCS-Technologie ab, Dr. Gernot 
K. Kalkoffen (Vorstandsvorsitzender der 
ExxonMobil Central Europe Holding GmbH) 
beschrieb unter Hinweis auf bisher inter-
national gewonnene Erfahrungen mit der 

Speicherung von Öl und Gas die Beherrsch-
barkeit der Prozesse und Hans-Ludolf Germ 
(Referatsleiter Planung und Koordinierung, 
Wirtschaftsministerium Schleswig-Holstein) 
stellte die Bereitschaft seines Landes zur 
Unterstützung der Technologie in Aussicht. 
Nach langem politischem Hin und Her und 
zwei Anläufen der Bundesregierung kam 
es erst im Jahr 2012 mit dem „Gesetz zur 
Demonstration der dauerhaften Speiche-
rung von Kohlendioxid“ zur Umsetzung der 
EU-Richtlinie in nationales Recht. Neben 
der Festlegung einer jährlichen Höchstspei-
chermenge enthält dieses Gesetz auch eine 
Länderklausel, wonach die einzelnen Bun-
desländer eine Option zum generellen Ver-
bot der CO2-Speicherung auf ihrem Territo-
rium erhalten. 

Kraft-Wärme-Kopplung

Aufgrund des Gründungsauftrages des 
Forum für Zukunftsenergien, sich bei 
der Beschäftigung mit Maßnahmen zur 
CO2-Reduzierung auch der rationellen 
Energieverwendung zu widmen, wurde im 
Rahmen zahlreicher Diskussionsrunden 
über Wege zur stärkeren Einbindung der 
Kraft-Wärme-Kopplung in die Bereitstellung 
von Strom und Wärme beraten. Ausgangs-
punkt dafür bildete der Grundsatz: „Ener-
giepolitik ist auch stets Technologiepolitik“. 
Beispielsweise wurde im September 1993 
in Zusammenarbeit mit der Brandenbur-
gischen Energiespar-Agentur in Potsdam 
bei einer Veranstaltung über die Nutzungs-

                                                       
Gute Politik erfordert 

einen Diskurs über die 
besten Lösungen. Dies 
gilt auch für die Aus-
gestaltung der Energie-

wende. Das Forum für 
Zukunftsenergien bringt 

Expertinnen und Experten aus unterschied-
lichen Sektoren und Regionen an einen 
Tisch und leistet als Diskussionsplattform 
einen wichtigen Beitrag. Ich begrüße und 
unterstütze diesen Dialog ausdrücklich.

Prof. Dr. Jörg Steinbach
Minister für Wirtschaft und Energie  
des Landes Brandenburg, 
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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möglichkeiten der Kraft-Wärme-Kopplung in 
Industriekraftwerken, Stadtwerken und Re-
gionalversorgungsunternehmen in den neu-
en Bundesländern nachgedacht. Im Sep-
tember 1995 veranstaltete das Forum für 
Zukunftsenergien in Hannover die Tagung 
„Hat Kraft-Wärme-Kopplung Zukunft?“, er-
gänzt durch einen begleitenden Workshop 
zur Wertigkeit von Strom und Wärme in 
Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen. 

In aller Regel wurde die Befassung mit die-
ser Technik in einen geeigneten Kontext ge-
stellt, z.B. mit der dezentralen Erzeugung von 
Strom und Wärme, den „Energiedienstleis-
tungen“, Fragen zur Finanzierung und auch 
den Vorschlägen zum Thema „Niedrigener-
giehaus“. Vom 4. bis 7. März 1997 fand in 
Kooperation mit der Leipziger Umweltmesse 
TerraTec die Fachausstellung „Erneuerbare 
Energien/Kraft-Wärme-Kopplung“ mit einer 
Präsentation von Ideen und Produkten für 
energiesparende, ökologische und effektive 
Energiegewinnung und -umwandlung statt, 
erstmalig unter Einbeziehung des Bereichs 
„Kraft-Wärme-Kopplung“. Am 15. und 16. 
Juni 2000 organisierte das Forum für Zu-
kunftsenergien in Dortmund eine Fachta-
gung zur weiteren Entwicklung der erneu-
erbaren Energien, Stromeinsparung und 
Kraft-Wärme-Kopplung im Zeichen des libe-
ralisierten Strommarkes. Aus Anlass des auf 
der Hannover Messe 2002 veranstalteten 
Dritten Energiegipfels und auch 2006 wurde 
dort die Diskussion fortgesetzt. Das Stich-
wort lautete: „Hocheffizienter Einsatz von 

Biomasse in Kraft-Wärme-Kopplungsanla-
gen“. Ausgangspunkt für die anschließende 
Diskussion bildete ein Überblick über den 
Einsatz von Biomasse in KWK-Anlagen. Am 
19. September 2007 standen beim Arbeits-
kreis „Zukunftsenergien“ die Überlegungen 
des Bundesumweltministeriums zur Novel-
lierung des Kraft-Wärme-Kopplungs-Geset-
zes auf der Tagesordnung, mit der das Ziel 
verfolgt werden sollte, den Anteil der Stro-
merzeugung in Kraft-Wärme-Kopplung bis 
2020 zu verdoppeln.

Mobilität

Bei den Verkehrsthemen – das fällt beson-
ders auf – stand gerade in den Anfangs-
jahren die Auseinandersetzung über den 
möglichen Beitrag der modernen Wasser-
stoffwirtschaft zur Verbesserung der Um-
weltverträglichkeit der Verkehre im Vor-
dergrund. So organisierte das Forum für 
Zukunftsenergien im Vorfeld der im Juni 
1996 erstmalig in Deutschland stattfinden-
den 11. Welt-Wasserstoffenergie-Konferenz 
im Januar 1996 in Bonn das Symposium 
„Verkehr der Zukunft – mit Wasserstoff“. Mit 
dieser Veranstaltung wurde das Ziel ver-
folgt, Möglichkeiten und Perspektiven der 
Anwendung von Wasserstoff, insbesondere 
im Verkehr, aufzuzeigen, die notwendigen 
Rahmenbedingungen für seine breitere Nut-
zung abzustecken und Initiativen zu entwi-
ckeln, um eine stärkere Förderung von For-
schung und Entwicklung zu erreichen.

Das „Energieforum“ am 21. Januar 1999 
stand unter der Überschrift „Mobilität und 
Energie im 21. Jahrhundert“. Dr. Horst Telt-
schik (Mitglied des Vorstandes der BMW 
AG) sprach sich dafür aus, angesichts der 
beachtlichen Entwicklungszeiten für neue 
Infrastrukturen der Energieversorgung und 
der damit verbundenen volkswirtschaft-
lichen Investitionen unverzüglich mit der 
Gestaltung der energetischen Zukunft zu 
beginnen, wobei seiner Auffassung nach im 
Automobilbereich der Wasserstoff als der 
geeignete alternative Kraftstoff einzustufen 
sei. 

Große Erwartungen richteten sich daher auf 
die im September 2000 in München stattfin-
dende internationale Wasserstoffkonferenz 
HYFORUM 2000. In der Tat kann diese Ver-
anstaltung zu den großen Ereignissen im 
Rahmen der Aktivitäten des Forum für Zu-
kunftsenergien gezählt werden. Sie fand un-
ter der Schirmherrschaft von EU-Kommissi-
onspräsident Romano Prodi, Bundeskanzler 
Gerhard Schröder und Bayerns Ministerprä-
sident Edmund Stoiber statt. Über 600 Ex-
perten aus 31 Ländern nahmen daran teil. 
Diskutiert wurde über die zukünftige Rolle 
von Wasserstoff in der Energieversorgung 
sowie das Erreichen einer nachhaltigen 
Mobilität mit Wasserstoff als Kraftstoff, und 
zwar mit dem definierten Ziel, Kohle und Öl 
so schnell wie möglich abzulösen. Die Er-
wartungen richteten sich darauf, nach dem 
Muster der OPEC umgehend eine OHEC 
zu gründen, eine „Organisation of Hydrogen 
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Energy Utilising Countries“, sowie interna-
tional eine Energiepolitik zu betreiben, die 
weniger auf Energieimporte als auf die Wei-
terentwicklung der Energietechnik setze. 
Schließlich wurde die Politik zu einer wirksa-
men Unterstützung beim Aufbau einer Was-
serstoffinfrastruktur aufgefordert. 

Aufgrund des großen Erfolges von HYFO-
RUM 2000 wurde an einer Fortsetzungsver-
anstaltung gearbeitet, die dann vom 25. bis 
28. Mai 2004 vom Forum für Zukunftsener-
gien in Peking als internationale Wasser-
stoffkonferenz HYFORUM 2004 organisiert 
wurde. Bei dieser auch von deutscher Seite 
hochrangig besetzten Veranstaltung wurde 
in den 120 Referaten und in den Diskussi-
onsrunden deutlich, dass auf dem Weg zu 
einer Wasserstoffwirtschaft zwar schon vie-
le Meilensteine passiert worden seien, das 
Ziel dennoch weiter entfernt liege, als vier 
Jahre zuvor beim HYFOROM 2000 noch an-
genommen. Das größte Hindernis sah man 
in den zu hohen Kosten und hielt deswegen 
nach einhelliger Auffassung bis zu einem 
wirtschaftlichen Einsatz des Wasserstoffs 
Brückentechnologien für erforderlich. Zur 
Bewältigung der Probleme auf dem Weg 
zu einer nachhaltigem Mobilität - auch darin 
herrschte Einigkeit – forderte man eine welt-
weite Zusammenarbeit.

Im Lauf der folgenden Jahre rückten unter 
dem Stichwort „Energie & Verkehr“ zusätzli-
che Themen in den Vordergrund – darunter 
in ganz besonderem Maße zahlreiche Fra-

gen rund um die Elektromobilität als einer 
Möglichkeit, die CO2-Emissionen im Ver-
kehrsbereich zu reduzieren. Die Bundes-
regierung hatte sich 2007 im Rahmen des 
Integrierten Energie- und Klimaprogrammes 
die Förderung der Elektromobilität zum Ziel 
gesetzt. 2009 folgte mit dem „Nationalen 
Entwicklungsplan Elektromobilität“ der ent-
sprechende Handlungsrahmen. Das „Re-
gierungsprogramm Elektromobilität“ aus 
dem Jahr 2011 formulierte schließlich die 
Strategie, wonach bis 2020 eine Million 
Elektrofahrzeuge auf Deutschlands Stra-
ßen fahren sollen. Bis 2030 sollten es dann 
sechs Millionen sein. Wenige Tage nach 
dem Elektromobilitätsgipfel der Bundesre-

gierung und der dort beschlossenen Ein-
richtung einer “Nationalen Plattform Elektro-
mobilität“ beschäftigte sich der Arbeitskreis 
„Energie & Verkehr“ am 19. Mai 2010 mit der 
Zukunft der Elektromobilität in Deutschland, 
wobei in der anschließenden Diskussion 
mit Abgeordneten des Deutschen Bundes-
tages Punkte wie eine Subventionierung 
von Elektrofahrzeugen, das Ausmaß einer 
Forschungsförderung sowie die notwendige 
Festlegung politischer Ziele im Vordergrund 
standen. 

Auch alle weiteren Aktivitäten der Bundes-
regierung bezüglich der Elektromobilität be-
gleitete das Forum für Zukunftsenergien vor 
allem im Arbeitskreis „Energie & Verkehr“. 
Im Rahmen der Sitzung am 13. Juni 2012 
zogen die Teilnehmer zum Thema „Elekt-
romobilität“ eine Zwischenbilanz. Während 
am Beispiel von zwei regionalen Förder-
projekten gewonnene Erfahrungen und Er-
gebnisse aufgezeigt wurden, konzentrierte 
sich die anschließende Diskussion auf die 
Frage, welche Entwicklungsschritte bislang 
insgesamt vollzogen worden sind und wel-
che Pfade in der Zukunft zu beschreiten sein 
werden. 

Darüber hinaus erörterte man dort weitere 
Ansätze und Ideen, die CO2-Emissionen 
im Verkehrsbereich zu minimieren. Ent-
weder nahm man Bezug auf abzusehen-
de neue normative Grundlagen, wie am 
27. Oktober 2010 auf den Regelungsinhalt 
des EU-Gesetzesvorschlags zur CO2-Re-

                                                        
Die Verknüpfung von 
Energie- und Verkehrs-
wende wird immer 
wichtiger. Das Forum 

für Zukunftsenergien 
hat daher zunehmend 

ver- kehrspolitische Themen 
aufgegriffen und dabei ein gutes Gespür für 
die relevanten Fragestellungen bewiesen. 
Ich habe mich immer gern an den Diskus-
sionen beteiligt, weil fachlich und engagiert 
diskutiert wurde.

Stephan Kühn, MdB – Bündnis 90/Die Grünen
Sprecher für Verkehrspolitik der Bundestagsfrak-
tion von Bündnis 90/Die Grünen
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gulierung leichter Nutzfahrzeuge oder den 
von der Europäischen Union beschlosse-
nen CO2-Emissionshandel im Luftverkehr. 
Oder es wurde das Potential alternativer 
Treibstoffe, wie Erdgas bzw. Biokraftstof-
fe, kritisch beleuchtet. So erörterte der Ar-
beitskreis am 20. Februar 2013 das von der 
EU-Kommission im Januar 2013 vorgelegte 
Strategiepapier „Saubere Energie für den 
Verkehr“, insbesondere die darin vorge-
schlagene alternative Kraftstoffstrategie für 
Europa sowie die Pläne zur Schaffung der 
dafür erforderlichen Infrastrukturen.

Die Beschäftigung mit dem Schienenver-
kehr fehlte natürlich ebenso wenig. „Erneu-
erbare auf die Schiene“ lautete die Losung. 
Wie die dafür notwendige Umstellung ge-
staltet werden könnte und welche Hürden 

dabei derzeit und künftig zu nehmen sein 
werden, erörterte der Arbeitskreis „Energie 
& Verkehr“ u.a. am 25. Januar 2012.

Stromnetze 

Die deutschen Stromnetze galten in der 
Vergangenheit häufig als „vergoldet“. Ange-
sichts des in der Strom- und Gaswirtschaft 
bis zum Ausgang des letzten Jahrhunderts 
geltenden Monopols wurde bei ihrem Aus-
bau und Betrieb neben dem vorhandenen 
Bedarf zusätzlich den technischen Anforde-
rungen und dem Gesichtspunkt der Netz-
qualität besonders Rechnung getragen. 
Durch eine Reihe von Entwicklungen änder-
te sich diese Situation, und die Netze gerie-
ten verstärkt in den Fokus einer politischen 
Bewertung. 

Zu nennen ist zunächst die Erweiterung der 
Übertragungsnetze, deren Notwendigkeit 
sich ab der Mitte der neunziger Jahre im Zu-
sammenhang mit der verstärkten Nutzung 
der dezentral eingesetzten erneuerbaren 
Energien abzeichnete. Bei der Diskussion 
dieses Themas blieben die Fachleute weit-
gehend unter sich. In Anbetracht der sich 
abzeichnenden Liberalisierung und der da-
mit verbundenen Unsicherheiten sahen die 
damaligen vertikal integrierten Energiever-
sorgungsunternehmen zunächst wenig An-
lass zu entsprechenden Netzinvestitionen. 
Die dena-Netzstudie I aus dem Jahre 2005 
mit ihren Aussagen zu den erforderlichen 

Netzplanungen beschrieb die Defizite des 
Höchstspannungsnetzes. 

Im Zuge der Liberalisierung der Energie-
märkte, die zu einer Entflechtung von Er-
zeugung und Vertrieb führte und u.a. den 
grenzüberschreitenden Stromhandel beför-
dern wollte, rückte eine Betrachtung des ak-
tuellen Standes des Netzausbaus vermehrt 
auf die politische Tagesordnung. Gleiches 
galt aber auch für die Netzregulierung. Zur 
Diskussion gestellt wurden die rechtlichen, 
verwaltungstechnischen und wirtschaftli-
chen Aspekte. Dabei gab es bereits erste 

                                                        
30 Jahre Forum für 

Zukunftsenergien = 30 
Jahre Fach- und Sach-
lichkeit/Argu-Energie/
Debatten-Power/Ener-

giewende-Konzeptmotor/
po- sitive Streitkultur-Dynamik/
Nachdenkort/Realutopien-Werkstatt mit 
Realitätscheck/kritische Abwägung/Tie-
fenblick/Hinter-Gründiges und zwangloser 
Zwang des besseren Arguments./30 Jahre 
FfZ. So bleiben. Weitermachen. 
Danke.

Arno Klare, MdB - SPD

                                                        
Das Forum für Zu-

kunftsenergien hat sich 
seit seiner Gründung 
im Jahr 1989 als feste 
Berliner Größe und 

Impulsgeber bei der 
nachhaltigen Entwicklung 

der Energiewirtschaft etabliert. Es ist damit 
hervorragend positioniert, Antworten auf 
die drängenden Fragen der Digitalisierung, 
Sektorenkopplung und Systemintegration 
erneuerbarer Energien zu geben und somit 
einen wichtigen Beitrag zum Gelingen der 
Energiewende zu leisten. Dies als Kurato-
riumsmitglied zu unterstützen, ist für mich 
Ansporn und Auftrag zugleich.

Dr. Karsten Wildberger 
Mitglied des Vorstandes, E.ON SE 
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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Anzeichen dafür, dass Akzeptanzprobleme 
bei der von den Leitungstrassen betroffenen 
Bevölkerung die Erweiterungsmaßnahmen 
behindern könnten. Beispielsweise die Dis-
kussion über den erforderlichen Bau einer 
neuen 380-kV-Leitung durch den Thüringer 
Wald erlangte unter dem Stichwort „Renn-
steig-Trasse“ bundesweit große Aufmerk-
samkeit.

Durch die Energiewende ab 2011 spitzte 
sich die Situation nochmals weiter zu. Auf-
grund des verstärkt ansteigenden Anteils 
der erneuerbaren Energien und der damit 
verbundenen volatilen Einspeisung stand 
plötzlich die Netzstabilität in Frage, und der 
durch die dezentrale Erzeugungsstruktur 
der erneuerbaren Energien, aber auch den 
Wegfall konventioneller Kraftwerke notwen-
dig werdende vermehrte Netzausbau ver-
zögerte sich. Es fehlte an Akzeptanz in der 
Öffentlichkeit und teilweise auch an finan-
ziellen Mitteln. Außerdem gestalteten sich 
die Planungs- und Genehmigungsverfahren 
als zu langwierig, und es wurde obendrein 
erkennbar, dass nicht nur ein Ausbau der 
Übertragungsnetze, sondern zunehmend 
auch der Verteilnetze erforderlich war. Zu-
sätzlich erkannten die Fachleute die Not-
wendigkeit, zur Aufrechterhaltung der Netz-
stabilität eine kommunikative Vernetzung 
und Steuerung von Stromerzeugung, Netz-
betrieb und Stromverbraucher anzustreben 
über ein intelligentes Stromnetz, das „smart 
grid“.

Die einzelnen Phasen der Debatte um die 
Netze begleitete das Forum für Zukunftse-
nergien in seinen Gremien. In seiner Sitzung 
am 3. März 2004 konzentrierten sich die Be-
ratungen des Arbeitskreises „Zukunftsener-
gien“ auf die Themenstellung „Netze und 
erneuerbare Energien - Fragen nach Ver-
sorgungssicherheit, Wettbewerb und Re-
gulierung“. Vertreter der E.ON Netz GmbH, 
der Stadtwerke Hannover AG, der REpower 
Systems AG und des Internationalen Wirt-
schaftsforum Regenerative Energien IWR 
trugen ihre Positionen dazu vor. 

Am 29. November 2006 diskutierte der Ar-
beitskreis „Zukunftsenergien“ kontrovers 
über das kurz zuvor vom Bundeswirtschafts-
ministerium erarbeitete Eckpunktepapier 
zu einer Anreizregulierung, insbesondere 
hinsichtlich der Ausgestaltung des Effizi-
enzmaßstabes. In ihren Beratungen über 
den Gesetzentwurf für ein Energieleitungs-
ausbaugesetz am 17. Dezember 2008 un-
terstrichen die Sitzungsteilnehmer die Not-
wendigkeit der vorgesehenen Regelungen, 
die Rahmenbedingungen für den Ausbau 
des Höchstspannungs-Übertragungsnetzes 
durch eine Beschleunigung der Planungs- 
und Genehmigungsverfahren zu verbes-
sern. Strittig blieb die Frage des Umfangs 
einer Erdverkabelung. Im Mittelpunkt der Zu-
sammenkunft am 24. November 2010 stand 
eine Bewertung des von der Bundesregie-
rung in ihrem Energiekonzept vorgegebe-
nen Ausbauziels für die Übertragungsnetze 
in Anbetracht der Ergebnisse der dena- 

Netzstudie II, wonach die bisher realisierten 
Ausbaumaßnahmen den Bedürfnissen bei 
weitem nicht gerecht würden.

Beim „Internationalen Energiedialog“ am 17. 
Mai 2010 stellte Dr. Christian Schneller (Lei-
ter Recht und Politik, TenneT TSO GmbH) 
unter der Überschrift „Energy without Bor-
ders – Towards one European Electricity 
Market“ die Ziele und Strategien seines Un-
ternehmens zur Erreichung eines europäi-
schen Strombinnenmarktes vor. Hinsichtlich 
der häufig erhobenen Forderung nach einer 
verstärkten Nutzung von Erdkabel merkte er 
an, dass der Stand der Technik augenblick-
lich noch nicht erreicht und daher die Ent-
scheidung des Gesetzgebers zu begrüßen 
sei, Erdkabel vorerst verstärkt zu Versuchs-
zwecken einzusetzen. 

Mit den sich durch die Energiewende verän-
dernden Anforderungen an das Stromnetz 
befasste sich beim Ersten Fortschrittskon-
gress 2011 des Forum für Zukunftsenergi-
en Dr. Heinrich Gartmair (Leiter Asset Ma-
nagement, TenneT TSO GmbH). Angesichts 
neuer Erzeugungs- und Verbrauchsmuster 
seien für das Design der zukünftigen Netz-
struktur zunehmend die Speichertechnolo-
gie von Bedeutung sowie die Ausgestaltung 
der Marktmechanismen. Er definierte daher 
zusätzlichen Forschungsbedarf in Bezug auf 
die unterschiedlichen Erzeugungstechniken 
und das Zusammenwirken von Erzeugung, 
Verbrauch und Netzen im europäischen Bin-
nenmarkt. Technische Lösungen zur Bewäl-
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tigung der aktuellen Anforderungen an die 
Netze präsentierte Dr. Wolfgang Krewel (Di-
rector Marketing & Strategy Grid der Alstom 
Deutschland AG).

Der Wirtschaftsstandort Deutschland – 
Die Interessen der energieintensiven In-
dustrien

Eine mögliche Schwächung des Wirtschafts-
standortes Deutschland aufgrund der Kos-
tenlast durch auf den Weltmärkten steigen-
de Preise für die Primärenergieträger, die 
vermehrte Nutzung erneuerbarer Energien, 
die Maßnahmen im Zusammenhang mit 
dem Klimaschutz und jüngst im Kontext mit 

der Energiewende sowie Überlegungen zu 
deren Ausgleich standen kontinuierlich im 
Blickwinkel der Aktivitäten des Forum für 
Zukunftsenergien.

So lautete anlässlich der Kuratoriumssit-
zung am 27. Januar 1994 das Thema „Zu-
kunftssicherung des Industriestandortes 
Deutschland“. Dabei herrschte Einigkeit da-
rüber, dass hoher Lebensstandard, hohe so-
ziale Leistungen und damit verbunden hohe 
Lohn- und Lohnnebenkosten, anspruchs-
volle Umweltstandards mit entsprechenden 
Kosten zum Schutz der Umwelt sowie ins-
gesamt hohe Steuerlasten für öffentliche 
Aufgaben die deutsche Wettbewerbsfähig-
keit insbesondere gegenüber den Niedrig-
lohnländern in Osteuropa und Südostasien 
belasteten. Ein Land wie Deutschland, das 
seinen Wohlstand auf internationalen Märk-
ten verdiene, dürfe daher seine zukunftssi-
chernden Entscheidungen nicht allein an 
lokalen Interessen und Vorbehalten ausrich-
ten. Vielmehr gelte es, vor allem in der Öf-
fentlichkeit die Zusammenhänge zwischen 
den gesellschaftlichen Interessen und einer 
international wettbewerbsfähigen Industrie 
aufzuzeigen. 

Die Bundesministerin für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit Dr. Angela 
Merkel sprach sich als Gastrednerin der 
Kuratoriumssitzung am 22. Januar 1996 
unter der Überschrift „Die Umweltpolitik 
am Wirtschaftsstandort Deutschland“ für 
eine möglichst enge Verzahnung der bei-

den Politikbereiche Wirtschaft und Umwelt 
aus. Vor allem müssten drei übergreifende 
strategische Ziele verfolgt werden, um den 
Lebens- und Wirtschaftsstandort Deutsch-
land langfristig zu sichern: Die Verwirkli-
chung einer nachhaltigen Entwicklung, die 
Harmonisierung der Umweltstandards auf 
hohem Niveau und die Umweltpartnerschaft 
im Sinne des Rio-Prozesses. Um die um-
weltpolitischen Ziele zu erreichen, setze sie 
auf eine Selbstverpflichtung der deutschen 
Wirtschaft, wobei anzustreben sei, Umwelt-
schutz und Umwelttechnik nicht mehr als 
öffentliche Aufgaben zu bewerten, sondern 
sie privatwirtschaftlich zu organisieren. 

Ganz im Gegensatz zu diesen Äußerungen 
stellte sich die Situation zehn Jahre später 
dar. Trotz der inzwischen vollzogenen Libe-
ralisierung der Energiewirtschaft erreichten 
staatliche Lenkung und Regulierung der 
Märkte ein bislang ungekanntes Ausmaß 
– mit weitreichenden Folgen für die energi-
eintensiven Industrien. Die Bewertung durch 
Irmtraud Pawlik (Sprecherin der Geschäfts-
führung der Hydro Aluminium Deutschland 
GmbH) anlässlich des „Internationalen 
Energiedialoges“ am 11. Dezember 2007 
lautete: Deutschland ist als Standort für die 
Primäraluminiumproduktion nicht mehr at-
traktiv mit der Folge der Schließung von öko-
logisch nachhaltigen und energieeffizienten 
Standorten, des Verlustes von Arbeitsplät-
zen, Technologiekompetenz und Synergien 
sowie einer Verlagerung der Produktion in 
Nicht-Kyoto-Länder. Die Ursachen sah sie 

                                                       
Das Thema Klima-
wandel und bezahl-
bare Energiever-
sorgung sind für die 
BASF schon lange 

Megatrends. Das 
Forum ist eine wichtige 

Plattform, um Erfahrungen und Zukunfts-
themen mit anderen Stakeholdern aus-
zutauschen und am Puls der Zeit zu sein. 
Die Impulse aus dem Netzwerk des Fo-
rums sind Ideengeber für mich persönlich 
aber auch für die BASF insgesamt.

Dr. Markus Kramer
Leiter des Regionalbereichs Europa, Mittlerer 
Osten und Afrika, BASF SE
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.

En
tw

ic
kl

un
g 

bi
s 2

01
4

63



insbesondere in den hohen Strompreisen, 
die auf dem Emissionshandel, den Belas-
tungen aus dem EEG und einem nicht funk-
tionierenden Strommarkt beruhten.

Aufgrund der von Politik und Öffentlichkeit 
vermehrt geäußerten Kritik an der Höhe der 
Strompreise bot das Forum für Zukunfts-
energien im März 2008 mit dem „Energie-
forum“ eine Plattform zur Darstellung der 
Preisbildungsmechanismen und deren Be-
wertung unter unterschiedlichen Aspekten. 
Dazu äußerte sich u.a. Prof. Dr. Axel Ocken-
fels (Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli-
che Fakultät, Universität zu Köln). 

Angesichts der rasch steigenden Energie-
preise in Deutschland und der immer häu-
figer auftauchenden Befürchtung, dass da-
durch der Industriestandort Deutschland in 
Gefahr gerate, folgte eine ähnliche Veran-
staltung am 28. Mai 2008. Dabei stellte u.a. 
der Hauptgeschäftsführer des Verbandes 
der Chemischen Industrie Dr. Utz Tillmann 
am Beispiel des von ihm vertretenen Wirt-
schaftszweiges die wirtschaftlichen Auswir-
kungen hoher Energiepreise auf die energi-
eintensiven Industrien dar. 

Obwohl gerade der deutschen Grundstoffin-
dustrie ein anerkanntermaßen hoher Anteil 
daran zuzurechnen ist, dass Deutschland 
die Finanz- und Währungskrise 2008/2009 
ohne größere wirtschaftliche Schäden über-
stand, blieb sie nur bedingt von weiter stei-
genden Belastungen aller Art verschont, 

selbst wenn die Politik immer wieder von 
neuem deren Bedeutung als starker Pfeiler 
der Volkswirtschaft beteuerte. So hieß es 
im Kontext mit der Novellierung des EEG 
2014 mehrfach, dass der Strompreis einen 
zentralen Wettbewerbsfaktor für energiein-
tensive Unternehmen darstelle und deren 
Wettbewerbsfähigkeit und damit ihre Ar-
beitsplätze nicht gefährdet werden dürften, 
weil der industrielle Kern der Wirtschaft den 
Schlüssel für Wohlstand und Beschäftigung 
in Deutschland bilde. 

Besonders dramatisch gestaltete sich die 
Situation für die deutschen energieinten-
siven Industrien dann im Dezember 2013, 
als der EU-Wettbewerbskommissar Joa-

quín Almunia die „Besondere Ausgleichs-
regelung für stromintensive Unternehmen 
und Schienenbahnen gemäß Erneuerba-
re-Energien-Gesetz“ in Frage stellte und ein 
Beihilfeprüfverfahren in Gang setzte. Damit 
stand sogar die Möglichkeit im Raum, dass 
aufgrund amtlicher Bescheide nicht gezahl-
te EEG-Umlagen von den betroffenen Un-
ternehmen für die zurückliegenden Jahre 
nachzuzahlen seien. Außerdem forderte 
der Kommissar, im Zuge der anstehenden 
Novellierung des EEG die Befreiungstatbe-
stände deutlich einzuschränken.

Obwohl die Bundesregierung die Auffas-
sung der EU-Kommission, dass es sich bei 
den Ausnahmeregelungen für stromintensi-
ve Unternehmen um Beihilfen handele, nicht 
teilte, sah sie sich zu raschem Handeln ge-
nötigt und begann unverzüglich mit den 
Vorarbeiten zur Reform des EEG. Nach der 
Verabschiedung des Gesetzentwurfes durch 
das Kabinett am 8. April 2014 und dem Be-
schluss einer gesetzlichen Regelung für die 
Ausnahme energieintensiver Unternehmen 
von der EEG-Umlage am 7. Mai 2014, den 
Beratungen durch Bundestag und Bundes-
rat sowie der beihilferechtlichen Genehmi-
gung durch die EU-Kommission am 23. Juli 
2014 trat das Reform-EEG als EEG 2014 am 
1. August 2014 in Kraft. Im Rahmen dieser 
Gesetzesnovellierung wurde die „Besonde-
re Ausgleichsregelung“, die stromintensive 
Unternehmen des produzierenden Gewer-
bes von der Zahlung der EEG-Umlage ganz 
oder teilweise ausnimmt, anhand objektiver, 

                                                        
Das Forum für Zu-

kunftsenergien bietet 
der Energiewende eine 
Plattform, seit es sie 
gibt. Es steht heute wie 

vor 30 Jahren für die 
aktuellen Zukunftsthemen 

der Energiewirtschaft. Die IG BCE enga-
giert sich hier, weil wir solche Foren auch in 
den nächsten 30 Jahren brauchen, um den 
Transformationsprozess zu einer treibhaus-
gasneutralen Industriegesellschaft 
sozialverträglich zu gestalten.

Michael Vassiliadis
Vorstandsvorsitzender, Industriegewerkschaft 
Bergbau, Chemie, Energie - IG BCE
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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europarechtskonformer Kriterien überprüft 
und dabei auf solche Unternehmen be-
schränkt, die aufgrund ihrer internationalen 
Wettbewerbssituation auf eine Entlastung 
angewiesen sind. Insgesamt bleibe nach 
Ansicht der Bundesregierung mit den getrof-
fenen Regelungen die Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Industrie gewährleistet. 
Eine zusätzliche Belastung mit EEG-Umla-
gen trete allerdings bei den Unternehmen 
ein, die Eigenstromversorgung betreiben. 

Sämtliche mit diesem Themenkomplex der 
Ausgleichsregelung verbundenen Aspek-
te wurden im Forum für Zukunftsenergien 
ebenfalls erörtert. Dies geschah etwa im 
Rahmen des „European Energy Colloqui-
um“ am 29. Januar 2014 und beim „Ener-
gieforum“ am 3. April 2014, wo jeweils ein 
deutlich formuliertes Bekenntnis zur Not-
wendigkeit einer Beibehaltung der besonde-
ren Ausgleichregelung zugunsten energiein-
tensiver Unternehmen abgegeben wurde. 
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8.  Die internationale, europä-
ische und nationale Klima-
schutz- und Enerergiepolitik 
seit 2014 

Auf der internationalen Ebene ist an vorders-
ter Stelle die UN-Klimakonferenz 2015 in 
Paris zu erwähnen, auch „COP 21“ genannt, 

in deren Rahmen das Pariser Abkommen 
beschlossen wurde. Sie stellt einen Meilen-
stein in der internationalen Klimaschutzpoli-
tik dar, denn nach vielen Jahren intensiver 
Verhandlungen verpflichteten sich alle Staa-

ten dazu, die Weltwirtschaft auf klimafreund-
liche Weise zu verändern. 

Die Energiepolitik der Europäischen Union 
wurde in der betreffenden Periode wesent-
lich durch das Maßnahmenpaket „Saubere 
Energie für alle Europäer“ - auch „Winter-
paket“ genannt - bestimmt. Es umfasst ins-
gesamt acht Legislativvorschläge, die alle 
in dem Zeitraum von 2015 bis 2019 – also 
rechtzeitig vor den Wahlen zum Europäi-
schen Parlament im Mai 2019 – vom EU-Par-
lament, dem EU-Rat und der EU-Kommissi-
on verabschiedet wurden. 

Beim Blick auf die nationale Energie- und Kli-
mapolitik in diesem Zeitraum fallen zunächst  
zwei für die Energiewirtschaft bedeutende 
Ereignisse auf: Die Empfehlungen der Kom-
mission „zur Überprüfung der Finanzierung 
des Kernenergieausstiegs“ und die Empfeh-
lungen der Kommission „Wachstum, Struk-
turwandel und Beschäftigung“. Aber auch 
weitere Entwicklungen sind es wert, geson-
dert erwähnt zu werden: Die Klimaschutz-
ziele und Überlegungen, ihre Erreichbarkeit 
sicherzustellen, sind präsenter denn je. 

Die Gaswirtschaft hat verlorengegange-
nes Terrain zurückgewinnen können, nicht 
zuletzt dank des nunmehr von allen Sei-
ten unterstützten Wasserstoffes und seiner 
vielfältigen Anwendungen. Die Stromwirt-
schaft dringt zunehmend in die Sektoren 
Mobilität und Wohnungswirtschaft vor und 
muss gleichzeitig feststellen, dass sie an-

gestammte Geschäftsfelder verliert. Plötz-
lich tauchen neben dieser einstmals stolzen 
Branche auch Dienstleister verschiedenster 
Art als Konkurrenten auf, wie Softwareher-
steller und Datenverarbeitungskonzerne 
oder Tochterunternehmen der Automobil-
hersteller. Ferner lassen die mit der Digita-
lisierung verknüpften Veränderungen neue 
Geschäftsmodelle entstehen, an die vor 
fünf Jahren noch niemand dachte. Block-
chain-Technologie lautet an dieser Stelle 
das Zauberwort. In der gesamten Wert-
schöpfungskette haben wir es inzwischen 
mit einer Vielzahl von neuen Marktteilneh-
mern und Geschäftsmodellen zu tun, die 
sich in rasantem Tempo entwickeln und aus-
differenzieren. 

Die Kosten für die Energiewende haben 
mittlerweile eine beträchtliche Höhe erreicht, 
und sie steigen weiter Jahr um Jahr. Deut-
sche Haushalte zahlen im europäischen Ver-
gleich bereits jetzt Spitzenpreise für Strom. 
Mehr als die Hälfte des Strompreises setzt 
sich zusammen aus verschiedenen Steu-
ern, Abgaben und Umlagen und hat inzwi-
schen eine Größenordnung erreicht, die seit 
dem Jahr 2016 die Diskussion darüber auf-
kommen ließ, wie diese Kosten neu verteilt 
werden könnten. Verschiedene Vorschläge 
wurden unterbreitet, z. B. in einer Studie, in 
der ermittelt wurde, inwiefern es gelingen 
könnte, die Verbrauchssektoren Mobilität 
und Raumwärme in die Belastung durch 
das EEG einzubeziehen. Diese Studie ha-
ben wir im Dezember 2016 im Arbeitskreis 

                                                        
Die Energiewende 
ist eine enorm große 
und wichtigste gesell-
schaftliche Heraus-
forderung. Wir müs-

sen sie gemeinsam 
zum Erfolg führen, um 

unsere Lebensgrundlagen 
zu schützen. Wir brauchen dafür starke 
Informations-Netzwerke, wie das Forum für 
Zukunftsenergien. Mit der Vielfalt der Sicht-
weisen, die das Forum ermöglicht, schaffen 
wir es, die Komplexität der Energiewende 
besser zu verstehen und zu gestalten. 
Viel Erfolg bei der weiteren Arbeit!

Anja Siegesmund
Ministerin für Umwelt, Energie und Naturschutz 
des Landes Thüringen
Kuratorin, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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„Zukunftsenergien“ vorgestellt und beraten. 
In der Folgezeit wurde diese Diskussion auf 
der Grundlage weiterer Ideen fortgesetzt, 
so dass wir im Forum für Zukunftsenergi-
en erwarteten, dieses Thema würde nach 
der Bundestagswahl 2017 auf der Agenda 
der politischen Entscheidungen ganz weit 
oben stehen. Deshalb erschien im Frühjahr 
2018 der 11. Band der Schriftenreihe unse-
res Kuratoriums zum Thema „Kosten und 
Finanzierung der Energiewende“. Vielleicht 
bedingt durch die verzögerte Regierungs-
bildung: Im Jahr 2018 war von einer Neu-
ordnung des Steuer-, Abgaben- und Umla-
gesystems in der Energiewirtschaft und den 
Verbrauchssektoren zunächst keine Rede 
mehr. Umso stärker trat das Thema dann 
aber jüngst in den Vordergrund, und inzwi-
schen ist keine Woche mehr vergangen, in 
der nicht ein weiteres Gutachten zur Neu-
ordnung des Steuer-, Abgaben- und Umla-
gesystems vorgelegt wurde. Die Einführung 
einer CO2-Steuer auf fossile Energieträger 
wird dabei ebenso heftig diskutiert wie eine 
Ausweitung des ETS auf alle Sektoren. 

Wasserstoff – das chemische Element, das 
die Konvergenz der Systeme ermöglichen 
soll und deshalb wieder in den Fokus von 
Politik, Wirtschaft und Wissenschaft gerückt 
ist. In der Elektrolyse wird mittels Strom 
Wasser in Sauerstoff und Wasserstoff auf-
gespalten. CO2- Emissionen entstehen 
dabei nicht. Dieser Prozess ist seit gut 200 
Jahren bekannt und wird im industriellen 
Maßstab seit dem Ende des 19. Jahrhun-

derts genutzt. Nunmehr werden Überlegun-
gen angestellt, Wasserstoff vermehrt als 
Beimischung in Gasnetzen, zum Betrieb von 
Bussen, Zügen und Autos mit Brennstoffzel-
le, als Basis für „grünes Gas“ (Wasserstoff, 
der mit Kohlendioxid angereichert ist) und 
in den Raffinerieprozessen der chemischen 
Industrie einzusetzen. 

Um Wasserstoff herzustellen, wird sehr viel 
Strom benötigt – möglichst Strom aus er-
neuerbaren Energien, der an manchen Ta-
gen im Übermaß vorhanden ist und für den 
eine sinnvolle Verwendungsmöglichkeit ge-

schaffen werden soll. Da Wasserstoff sehr 
gut speicherbar ist, bietet er sich als Puffer 
für diesen fluktuierenden Strom an, insbe-
sondere in Regionen, in denen der Netzaus-
bau stockt. Folglich wird dem Wasserstoff 
eine zentrale Rolle in einer sauberen, siche-
ren und bezahlbaren Zukunft beigemessen, 
jedenfalls von Seiten der IEA. Nicht überse-
hen werden sollte allerdings der Umstand, 
dass die Umwandlung von Strom in Was-
serstoff und womöglich wieder zurück in 
Strom energetisch äußerst aufwendig ist. 
Zudem verhindern die zurzeit geltenden re-
gulatorischen Rahmenbedingungen, dass 
sich aus diesen Ideen rasch tragfähige Ge-
schäftsmodelle entwickeln lassen. Zahlrei-
che Experten gehen daher davon aus, dass 
auf Dauer die erforderliche Menge an Was-
serstoff hierzulande kaum erzeugt werden 
kann. Ihr Blick richtet sich daher auf sehr 
sonnenreiche Regionen wie z.B. Afrika als 
Wasserstoffexporteure der Zukunft. Unab-
hängig davon will die Bundesregierung bis 
zum Ende 2019 eine nationale Wasserstoff-
strategie entwickeln. 

Die Mitglieder des Forum für Zukunftsener-
gien haben sich seit der Gründung mehrfach 
mit diesem Themenkomplex umfassend be-
schäftigt, u.a. im Rahmen der beiden inter-
nationalen Konferenzen HYFORUM 2000 in 
München und HYFORUM 2004 in Peking. 

Im September 2018 hat die Bundesregie-
rung das 7. Energieforschungsprogramm 
„Innovationen für die Energiewende“ vor-

                                                     
Energiepolitische Ent-
scheidungen werden 
immer komplexer. 
Hierzu bedarf es ei-
nes immer stärkeren 

Austausches zwischen 
der Politik, der Wirtschaft, 

der Wissenschaft und sämtlichen gesell-
schaftspolitischen Akteuren. Dieser Rolle 
als neutraler Mittler hat sich das Forum 
für Zukunftsenergien e.V. verpflichtet und 
nimmt damit eine bedeutende Stellung im 
energiepolitischen Gefüge ein.

Hubert Aiwanger,
Bayerischer Staatsminister für Wirtschaft, Lan-
desentwicklung und Energie und stellvertreten-
der Ministerpräsident 
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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gelegt. Darin werden die Leitlinien für die 
Energieforschungsförderung der kommen-
den Jahre aufgezeigt mit einem Fokus auf 
den Technologie- und Innovationstransfer. 
Erstmals ist in diesem Forschungspro-
gramm von „Reallaboren der Energiewen-
de“ die Rede. Im Rahmen einer Förderung 
von Reallaboren sollen neue, vielverspre-
chende Technologielösungen an den Markt 
herangeführt werden und sich den Her-
ausforderungen der Praxis stellen. Gleich-
zeitig stärkt das Programm die Forschung 
zu systemübergreifenden Fragestellungen 
und strebt eine enge Vernetzung auf inter-
nationaler und europäischer Ebene an. An 
dieser Ausschreibung für die Fördermittel 

beteiligten sich insgesamt 90 Antragsteller. 
Im Sommer 2019 wurden vom Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie 20 
Projekte verschiedenster Projektträger aus 
der Energiewirtschaft und Chemieindustrie 
ausgewählt. Sie dürfen sich um Fördermittel 
in Höhe von 500 Mio. EUR über fünf Jahre 
bewerben. Bei den meisten dieser Projekte 
steht die Wasserstofftechnologie im Mittel-
punkt. 

Im Rahmen des Arbeitskreises „Zukunfts-
energien“ haben wir die Entstehung des 
Energieforschungsprogrammes begleitet 
und uns im Februar 2018 mit dem dazuge-
hörenden Konsultationsprozess befasst. 

Das Abkommen von Paris

Seitdem die UN-Klimarahmenkonvention 
im Jahr 1992 beschlossen wurde, hat sich 
die Welt grundlegend verändert. Während 
1990 die Industrieländer rund 60 Prozent 
der globalen Emissionen verursachten, ent-
fallen heute auf sie nur noch etwa ein Drittel. 
Im Jahr 2030 werden Entwicklungsländer 
für rund drei Viertel der jährlichen globalen 
Emissionen verantwortlich sein. Das Kyo-
to-Protokoll von 1997, das zunächst die 
Begrenzung von Treibhausgasen regelte, 
reicht heute bei weitem nicht mehr aus, denn 
es verpflichtet im Wesentlichen nur noch die 
EU und einige wenige andere Industrielän-
der rechtlich zu Emissionsminderungen. 
Folglich werden nur weniger als 15 Prozent 
der globalen Emissionen erfasst. 

Das Pariser Abkommen von 2015 nimmt 
beim Klimaschutz nunmehr erstmals alle 
Staaten in die Pflicht - wobei anzumerken 
ist, dass die USA das Abkommen inzwischen 
wieder aufgekündigt haben. Die Unterzeich-
ner haben sich völkerrechtlich verpflichtet, 
einen nationalen Klimaschutzbeitrag zu leis-
ten. Damit soll das Ziel erreicht werden, die 
Erderwärmung im Vergleich zum vorindust-
riellen Niveau auf deutlich unter zwei Grad 
Celsius, idealerweise auf 1,5 Grad Celsius 
zu begrenzen. Entsprechend müssen die 
Staaten Maßnahmen ergreifen, um ihren 
jeweiligen Klimaschutzbeitrag umzusetzen 
und darüber Rechenschaft ablegen. Neben 
der Minderung von Emissionen wurden im 

                                                       
Das Forum für Zu-

kunftsenergien hat seit 
30 Jahren die Hand am 
Puls des energiepoli-
tischen Geschehens. 

Vertreter von Unterneh-
men, der nationalen und 

europäischen Politik und Wissenschaft 
wissen die Veranstaltungen für aktuelle 
und neutrale Information, Diskussion und 
Kommunikation zu schätzen. Das Forum 
wird gebraucht, ich wünsche ihm noch viele 
weitere Energiezukünfte!

Prof. Dr. Ulrich Wagner
Lehrstuhl für Energiewirtschaft und Anwen-
dungstechnik, TU München, Mitglied des Vorstan-
des, Forum für Zukunftsenergien e.V.

                                                        
 

Politisches Handeln 
muss stets eine Abwä-
gung unterschiedlicher 
Standpunkte miteinbe-

ziehen. Das Forum für 
Zukunftsenergien ermög-

licht diesen Diskurs zur Energiepolitik im 
vorparlamentarischen Raum seit nunmehr 
30 Jahren - eine großartige Leistung. Dazu 
möchte ich Ihnen herzlich gratulieren 
und meinen Dank aussprechen.

Sandra Weeser, MdB – FDP
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Abkommen von Paris auch Wege zur An-
passung an den Klimawandel beschlossen. 

Die europäische Klimaschutzpolitik

Im Nachgang zur Konferenz in Paris hat 
die EU-Kommission im November 2018 
ihre langfristige, strategische Vision für ein 
klimaneutrales Europa bis 2050 vorgelegt. 
Darin wird aufgezeigt, wie Europa auf dem 
Weg zur Klimaneutralität vorangehen kann: 
Durch Investitionen in realistische, techno-
logische Lösungen, durch die Übertragung 
von Eigenverantwortung auf Bürgerinnen 
und Bürger, durch aufeinander abgestimmte 
Maßnahmen in Schlüsselbereichen wie In-
dustriepolitik, Finanzwesen oder Forschung 
und durch die gleichzeitige Sicherstellung, 
dass sich der Übergang sozial ausgewogen 
vollzieht. Wie die dafür notwendigen Schrit-
te im Einzelnen aussehen sollen, bleibt bis-
lang unbestimmt und wird von der neuen 
EU-Kommission zu entscheiden sein. 

Das wichtigste Instrument des Klima-
schutzes ist der Handel mit CO2-Emissi-
onszertifikaten. In die Praxis wurde dieses 
Konzept erstmals durch die EU-Emissi-
onshandels-Richtlinie vom Oktober 2003 
umgesetzt. Seitdem der Handel mit diesen 
Zertifikaten implementiert wurde, steht das 
Instrument in der Kritik; und zwar nicht des-
halb, weil es prinzipiell nicht funktioniere 
(inzwischen hat das ETS Nachahmer welt-
weit gefunden), sondern weil es nicht genü-
gend Geld in die öffentlichen Kassen spüle 

und weil der Preis für die Zertifikate nicht 
ausreichend hoch sei, um Investitionen in 
CO2-vermeidende Technologien zu bewir-
ken. Im Jahr 2017 pendelte der Preis im 
EU-ETS grob zwischen 4,25 € und 5,75 € 
pro Zertifikat.

Als Grund für diese Entwicklung wurde u.a. 
der Überschuss an verfügbaren Zertifika-
ten genannt, welcher durch den Rückgang 
der Emissionen und der Nachfrage nach 
Zertifikaten während der Wirtschaftskrise 
aufgebaut wurde. Um den Emissionshan-
del zu intensivieren, startete die Europäi-

sche Kommission daher mehrfach entspre-
chende Reformen. Stets hat das Forum für 
Zukunftsenergien mit seinen Aktivitäten in 
Brüssel diese Debatten begleitet, zuletzt 
am 6. September 2017. Angesichts unter-
schiedlicher Betroffenheit einzelner Wirt-
schaftszweige fiel eine Bewertung der Vor-
schläge recht unterschiedlich aus. Während 
Kritik geäußert wurde, dass die Reform die 
einheimische Stahlindustrie im internationa-
len Wettbewerb zu schwächen drohe und 
wenigstens für die effizientesten Erzeu-
gungsanlagen eine ausreichende Menge an 
kostenlosen Zertifikaten sowie eine Erstat-
tung der indirekten Strompreiserhöhungen 
sichergestellt werden müssten, wurde von-
seiten der Gaswirtschaft erklärt, dass das 
EU-ETS das kosteneffizienteste System bei 
der angestrebten Reduzierung der Treib-
hausgasemissionen darstelle und daher die 
Marktstabilitätsreserve unterstützt werden 
müsse. Besonderer Beachtung bedürfe eine 
Verhinderung von Carbon Leakage.

Überlegungen, die Non-ETS-Sektoren stär-
ker in das europäische Klimaschutzregime 
zu integrieren, standen im Mittelpunkt des 
„European Energy Colloquium“ am 15. Juni 
2016. Angesichts des Umstandes, dass der 
größte Anteil an diesen Sektoren mit etwa 
einem Viertel an den gesamten EU-Emissi-
onen dem Verkehr zuzuordnen ist, sprach 
man sich u.a. für Regelungen zur effiziente-
ren Koordinierung der Verkehre, eine Anpas-
sung der Verhaltensweisen und ein markt-
basiertes Regulierungsmodell aus, um statt 

                                                        
Seit 30 Jahren setzt 

sich das Forum für 
Zukunftsenergien für 
eine nachhaltige und 
sichere Energiever-

sorgung in Deutschland 
wie auch Europa ein. 

Nicht nur in Berlin, sondern auch in Brüssel 
bringt das FfZ eine Vielzahl von Akteuren 
für einen Ideenaustausch über die beste 
Energiepolitik zusammen. Mit Blick auf eine 
klimagerechte Energiepolitik auf unserem 
Kontinent, wünsche ich dem Forum für 
Zukunftsenergien weitere erfolgreiche 30 
Jahre.

Jo Leinen - SPD
Mitglied des Europäischen Parlaments in der 
Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialde-
mokraten 1999-2019
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mit Grenzwertfestlegungen für Neufahrzeu-
ge auch den Bestand älterer Fahrzeuge zu 
erfassen. Eine kurzfristige Erweiterung des 
EU-ETS sah man als nicht erreichbar an. 

Am 27. Februar 2018 billigte der EU-Rat die 
jüngste Reform des Emissionshandelssys-
tems für den Zeitraum nach 2020 bis 2030 
mit der Folge, dass in der Folgezeit der Preis 
deutlich angestiegen ist und zwischenzeit-
lich bei 29 € pro Zertifikat lag. 

Die nationale Klimaschutzpolitik

Im Zeitraum von 2014 bis 2019 lassen sich 
drei große Initiativen der Bundesregierung 
zum Klimaschutz finden. An erster Stelle ist 

das „Aktionsprogramm Klimaschutz 2020“ 
vom Dezember 2014 zu nennen. Beschlos-
sen wurde es aus Sorge, Deutschland werde 
sein selbstgestecktes Klimaschutzziel ver-
fehlen, bis zum Jahr 2020 die Treibhausga-
semissionen um 40 Prozent gegenüber 1990 
zu reduzieren. Als zentrale Handlungsfelder 
kristallisierten sich eine Reform des Emis-
sionshandels mit deutlich kürzeren Fristen 
als auf EU-Ebene, ein verstärkter Ausbau 
der erneuerbaren Energien, die Nutzung 
der Kraft-Wärme-Kopplung, Maßnahmen 
zur Stromeinsparung sowie eine Reform 
des Strommarktes und eine Neuausrichtung 
des konventionellen Kraftwerkparks heraus. 
Zusätzlich sollten die Minderungspotenzi-
ale im Gebäude- und im Verkehrsbereich 
genutzt werden. Vor diesem Hintergrund 
und unter dem Eindruck der Beratungen 
des UN-Klimagipfels in New York diskutierte 
der Arbeitskreis „Zukunftsenergien“ am 15. 
Oktober 2014 über die vorgesehenen Maß-
nahmen unter Beteiligung der betroffenen 
Branchen „Strom“, „Wärme“, „Industrie“ und 
„Verkehr“. 

An zweiter Stelle ist der in der Koalitions-
vereinbarung 2013 vorgesehene „Klima-
schutzplan 2050“ zu erwähnen. Er sollte 
dazu beitragen, langfristige Perspektiven 
für einzelne Sektoren aufzuzeigen und die 
richtigen Anreize für die nötigen Strukturen-
twicklungen zu setzen. Der anzustrebende 
Wandel sollte dabei als Chance begriffen 
und keinesfalls mit dem Ziel einer Dein-
dustrialisierung gleichgesetzt werden. Aus-

gangspunkt war die Bewertung, dass sich 
der Klimaschutz bereits in der Vergangen-
heit zu einem bedeutenden Wirtschaftsfak-
tor entwickelt habe. Auch sei es in Deutsch-
land gelungen, zwischen 1990 und 2014 die 
Treibhausgasemissionen um 27 Prozent zu 
senken, während die Wirtschaft um 40 Pro-
zent gewachsen ist. Ferner seien bis zum 
Jahr 2012 im Umweltschutz mehr als zwei 
Millionen Arbeitsplätze entstanden, und 
immer zahlreichere Unternehmen würden 
erkennen, dass es in ihrem eigenen wirt-
schaftlichen Interesse liege, klimaneutral zu 
wirtschaften. Mit dem Klimaschutzplan solle 
nun ein wichtiger Beitrag dazu geleistet wer-
den, die Planungssicherheit für die Unter-
nehmen zu erhöhen. Dazu gehöre auch, zu 
erwartende Strukturbrüche, wie beispiels-
weise durch einen Kohleausstieg, in den be-
troffenen Regionen rechtzeitig zu erkennen 
und abzufedern. 

Nach Abschluss eines umfangreichen Betei-
ligungsprozesses legte im ersten Halbjahr 
2016 das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 
einen ersten Entwurf des „Klimaschutzplan 
2050“ vor, der deutliche Reduktionsschritte 
festlegt, um in Deutschland bis zum Jahr 
2050 eine weitgehende Treibhausgasneu-
tralität sicherzustellen. Im Einzelnen sieht 
er u.a. vor, alle energieverbrauchenden 
Sektoren an der Finanzierung der Kosten 
aus der Energiewende, einschließlich der 
notwendigen Infrastruktur, zu beteiligen. 
Die rasant ansteigende EEG-Umlage soll 
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Unsere Energiever-
sorgung muss nach-
haltig werden. Wir 
alle wissen das. Und 
doch kann niemand 

ernsthaft von sich be-
haupten, den Weg dahin 

genau zu kennen. Umso wichtiger ist 
es, sich auszutauschen – offen, sachlich 
und ohne Scheuklappen. Das Forum für 
Zukunftsenergien bietet seit 30 Jahren eine 
ausgezeichnete Plattform dafür. Gerade 
heute brauchen wir sie.

Martin Dulig
Sächsischer Staatsminister für  
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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verringert und die Sektorenkopplung be-
schleunigt werden. Wie eine solche verän-
derte Kostenzuordnung zu bewerten ist und 
welche Konsequenzen sich für die Sektoren 
Strom, Wärme, Industrie und Bürger ergä-
ben, erörterten wir im Rahmen einer Konfe-
renz am 20. Juni 2016 und im Arbeitskreis 
„Zukunftsenergien“ am 14. Dezember 2016. 
Seitens der betroffenen Branchen wurde der 
„Klimaschutzplan 2050“ heftig kritisiert, aber 
auch Vertreter der Politik äußerten Zweifel 
an dem angedachten Tempo des angestreb-
ten technologischen Wandels. Im November 
2016 wurde der „Klimaschutzplan 2050“ von 
der Bundesregierung verabschiedet. 

Im Februar 2019 versandte das Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit an die Ressorts den 
Entwurf eines Klimaschutzgesetzes, der 
seither von zahlreichen Branchen im Forum 
für Zukunftsenergien kritisiert wird. So wird 
u.a. die im Gesetzesentwurf vorgesehene 
Einrichtung eines „Sachverständigengre-
miums für Klimafragen“ abgelehnt mit der 
Begründung, dadurch die parlamentarische 
Handlungsfähigkeit einzuränken. Sektorale 
Jahresziele, verbunden mit einem jährlichen 
Automatismus für Sofortprogramme, wider-
sprächen außerdem dem Ansatz der Sekto-
renkopplung, der EU-rechtlichen Trennung 
in einen ETS- und Non-ETS-Bereich, ei-
nem immer stärker wetterabhängigen Ener-
giesystem und schadeten schließlich durch 
Unbestimmtheit dem Investitionsstandort 
Deutschland. 

Um noch im Lauf des Jahres 2019 zu ei-
nem auf Kabinettsebene abgestimmten 
Vorschlag für ein Klimaschutzgesetz zu ge-
langen, richtete im Frühling 2019 die Bun-
desregierung ein „Klimakabinett“ ein. Alle 
von der Thematik betroffenen Bundesminis-
terien gehören diesem Kabinettsausschuss 
an. Es tagte zum ersten Mal am 10. April 
2019 und diskutierte in bislang  drei Zusam-
menkünften über für den Klimaschutz wichti-
ge Themen wie Mobilität, Gebäudeeffizienz 
und CO2-Steuer oder Ausweitung des ETS. 

Nicht übersehen werden sollte, dass das 
Thema Klimaschutz nicht nur die Bundesre-
gierung umtreibt, sondern auch Branchen-
verbände und andere Institutionen sich zu-
nehmend Gedanken darüber machen, wie 

die Klimaschutzziele erreicht werden kön-
nen. So hat Anfang 2018 der BDI seine groß 
angelegte Studie „Klimapfade für Deutsch-
land“ vorgelegt. Diese enthält eine profunde 
volkswirtschaftliche Analyse verschiedener 
technisch und wirtschaftlich möglicher An-
sätze zur Emissionsreduktion von Treib-
hausgasen. Acatech, Leopoldina und Aka-
demienunion arbeiten seit dem Jahr 2013 in 
der Initiative „Energiesysteme der Zukunft“ 
(ESYS) zusammen. Auf dieser Ebene er-
arbeiten mehr als 100 Fachleute aus Wis-
senschaft und Forschung in interdisziplinä-
ren Arbeitsgruppen Handlungsoptionen zur 
Umsetzung einer sicheren, bezahlbaren und 
nachhaltigen Energieversorgung. Eine ers-
te Ergebnispräsentation fand im November 
2017 statt. Schließlich sei hingewiesen auf 
den im April 2019 vom Forum für Zukunfts-
energien veröffentlichten 12. Band der 
Schriftenreihe des Kuratorium zum Thema 
„Klimaschutzpolitische Ziele 2030 – Sind sie 
erreichbar?“ mit 27 Beiträgen von Vorstän-
den und Kuratoren. 

Die europäische Energiepolitik 

Energiepolitisch war das Mandat der 
EU-Kommission in der Periode von 2014 bis 
2019 geprägt durch die „Strategie für eine 
Europäische Energieunion“ und das Paket 
„Saubere Energie für alle Europäer“ mit sei-
nen acht Legislativvorschlägen. 

Am 25. Februar 2015, dem Tag der Verab-
schiedung der „Strategie für eine Europä-

                                                   
Sachorientiert, diffe-
renziert und kritisch 
– dies schätze ich an 
der Arbeit des Forums 
für Zukunftsenergien. 

Eine solche politisch 
unabhängige Plattform 

für ei- nen branchenübergreifenden 
energie- und klimapolitischen Diskurs wird 
in der heutigen schnelllebigen Zeit 
immer wichtiger.

Holger Lösch
Stellvertretender Hauptgeschäftsführer, Bundes-
verband der Deutschen Industrie e.V., Kurator, 
Forum für Zukunftsenergien e.V.
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ische Energieunion“ durch die EU-Kom-
mission, diskutierten die Teilnehmer des 
„European Energy Colloquium“ erstmals 
über deren Inhalt, mit dem die fünf Aspekte 
„Versorgungssicherheit“, „Marktintegration“, 
„Energieeffizienz“, „Emissionsminderung“ 
und „Forschung und Innovation“ abgedeckt 
und mittels eines Aktionsplans umgesetzt 
werden sollen. 

Präsentiert wurde das Papier von Dr. Bernd 
Biervert, dem stellvertretenden Kabinetts-
chef des für die Energieunion zuständigen 
Vizepräsidenten der EU-Kommission Maroš 
Šefčovič und neuem ehrenamtlichem Vor-
sitzenden des EEC. Die mit der Strategie 
angestrebte Marktintegration und Verein-
heitlichung der Förderung von erneuerba-
ren Energien europaweit, der Ausbau der 
Netze und die angeregte Unterstützung der 
europäischen Regulierungsbehörde ACER 
stießen im Zuhörerkreis auf weitgehende 
Zustimmung. Die „Strategie für eine Europä-
ische Energieunion“ wurde von der EU-Kom-
mission kontinuierlich vorangetrieben und 
die einzelnen Schritte im Rahmen des „Eu-
ropean Energy Colloquium“ im Herbst 2015 
und im Winter 2016 erörtert. 

Ein zentrales Anliegen dieser Strategie ist 
es, auf der EU-Ebene die Versorgungssi-
cherheit bei Gas zu erhöhen und einen fle-
xiblen EU-Binnenmarkt zu schaffen. Dies ist 
dem bei einigen Mitgliedstaaten vorhande-
nen Nachholbedarf und der notwendigen 
Anpassung der Gasversorgungssysteme 

an geänderte politische und technische 
Entwicklungen geschuldet. Im Herbst 2015 
traf die EU-Kommission deshalb Vorbe-
reitungen für Entscheidungen zum Thema 
„Flüssigerdgas und Gasspeicher“. Die Pla-
nung richtete sich dabei auf eine Förderung 
der überregionalen Zusammenarbeit der 
Mitgliedstaaten, um über die EU-Grenzen 
hinweg ihre Verhandlungspositionen bei 
Gaslieferungen zu stärken und im Krisenfall 
eine Notversorgung zu erleichtern. Erörtert 
wurden die zu erwartenden Auswirkungen 
im Rahmen des „European Energy Colloqui-
um“ am 16. September 2015. Dabei waren 
auch kritische Anmerkungen zu hören etwa 
in Bezug auf die Verpflichtung zur Einrich-
tung strategischer Gasreserven oder die 
von der EU-Kommission angestrebte Erwei-
terung von Kompetenzen im Zusammen-
hang mit der Überwachung von Abkommen 
zu Gaslieferungen. 

Im Winter 2016 stellte die EU-Kommission 
das Paket „Saubere Energie für alle Europä-
er“ - auch „Winterpaket“ genannt - vor. Darin 
werden die Ziele der Energieunion aufgegrif-
fen und fortgeschrieben. Die Schwerpunkte 
lauten: „Energieeffizienz“, „Erneuerbaren - 
Förderung“ und „Energiemarkt“. 

Sämtliche Themen begleitete das Forum 
für Zukunftsenergien: So beim „Europe-
an Energy Colloquium“ am 7. September 
2016, als über eine Aufteilung der Strom-
preiszonen diskutiert wurde. Dies geschah 
in Anbetracht der zunehmenden Diskrepanz 

zwischen europaweit gehandelten Strom-
mengen und den dafür zur Verfügung ste-
henden Übertragungskapazitäten. Bei der 
Suche nach einer Antwort auf die Frage, wie 
Abhilfe geschaffen werden könne, wurde 
kritisch angemerkt, dass eine solch einem 
Schritt vorausgehende, notwendige Analy-
se aufwendig und komplex sei, da bereits 
kleine Veränderungen am Netz mit großen 
Effekten für die Versorgungssicherheit ver-
bunden seien. Im Übrigen liege in solch ei-
nem Vorgehen auch ein Widerspruch zu der 
im Rahmen von Netzausbaumaßnahmen 
stets erforderlichen Kontinuität und Pla-
nungssicherheit. Die derzeitige deutsch-ös-
terreichische Strompreiszone solle daher 
nicht leichtfertig aufgegeben werden.

                                                      Um die Herkulesauf-
gabe der Energie-
wende zu stemmen, 
braucht es auch in 
Zukunft eines übergrei-

fenden Austauschs von 
Recht, Technik und Ge-

sell- schaft. Hier kann das Forum 
Zukunftsenergien eine wichtige Mittlerrolle 
übernehmen.“

Jochen Homann
Präsident, Bundesnetzagentur für Elektrizität, 
Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, 
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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Ende November 2016 stellte die EU-Kom-
mission in Form eines Legislativvorschlages 
zum EU-Strommarktdesign umfangreiche 
Empfehlungen zur Schaffung eines euro-
päischen Strommarktes vor, um diesen an 
die zunehmend dezentralen Erzeugungs-
strukturen anzupassen und die unterschied-
lichen Komponenten europaweit besser zu 
integrieren. Bewertungen, die beim „Euro-
pean Energy Colloquium“ am 6. Dezember 
2016 hierzu formuliert wurden, beinhalteten 
bei einer generell positiven Stellungnahme 
Kritik an der vorgesehenen Kompetenzver-
schiebung auf supranationale behördliche 
Institutionen, einer nicht ausreichenden 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Be-
zahlbarkeit von Strom und an einer fehlen-
den Möglichkeit zur Durchsetzung höherer 
CO2-Preise.

Pläne zur Steigerung der Energieeffizienz 
wurden im Februar 2017 im EEC aufge-
griffen. Die vorgeschlagene Verschärfung 
der Effizienzziele wurde angesichts vor-
handener Spielräume generell befürwortet. 
Allerdings wurde u.a. die Erwartung ausge-
sprochen, statt auf Gebote und Verbote zu 
setzen, dem Bürger Wahlmöglichkeiten in 
einem technologieoffenen Maßnahmenpro-
zess anzubieten. Kontrovers wurde die Rol-
le des Energieträgers Gas im Wärmemarkt 
der Zukunft bewertet. 

Die Interessen der Gasbranche machten 
wir im angesprochenen Zeitraum mehrmals 
zum Gesprächsthema. Dabei drängte sie 

immer wieder auf Rahmenbedingungen, 
um Anreize für Investitionen in neue Gas-
kraftwerke zu setzen, da dieser Anlagen-
typ für eine gesicherte Energieversorgung 
erforderlich sei und stellten die Vorteile der 
europäischen Gasinfrastruktur sowie ihre 
Bedeutung für den Klimaschutz heraus, so 
zuletzt am 20. März 2019 beim „European 
Energy Colloquium“. Diese Veranstaltung 
stand unter der Überschrift „Die europäi-
sche Gasinfrastruktur und ihre Bedeutung 
für Versorgungssicherheit und Klimaschutz“. 
Erkennbar wurde dort, dass angesichts der 
Notwendigkeit, möglichst rasch das euro-
paweit verfolgte Ziel eines höheren Anteils 
von erneuerbaren Energien am Energie-
endverbrauch ohne weiteren Preisanstieg 
zu erreichen, ein hybrides Energiesystem 
beträchtliche Vorteile bietet. Gas kommt bei 
einem kosteneffizienten Übergang zu einem 
dekarbonisierten Energiesystem eine ent-
scheidende Rolle zu, auch aufgrund der en-
gen Vermaschung von TSO- und DSO-Net-
zen und der Power-to-Gas-Technologie als 
wichtigem Baustein.

Die im Rahmen des „Winterpakets“ u.a. vor-
gesehene Ausweitung der Befugnisse der 
europäischen Regulierungsbehörde ACER 
rief bei den Erörterungen sehr großen Wi-
derspruch hervor. So sah der Deutsche 
Bundestag darin das Subsidiaritätsprinzip 
gefährdet und sandte eine offizielle Rüge an 
die EU-Kommission in Brüssel. Vor diesem 
Hintergrund stellten wir im Rahmen des „Eu-
ropean Energy Colloquium“ am 7. Juni 2017 

die Frage: „Saubere Energie für alle Euro-
päer“- wird die Umsetzung dieses Pakets zu 
einer geänderten Aufgabenteilung zwischen 
den Akteuren führen?“ Als Ergebnis dieser 
Debatte wurden Nachjustierungen bei der 
Abstimmung zwischen nationalen und eu-
ropäischen Regulierungsbehörden und der 
Finanzierung der Aufgaben der Marktkopp-
lungsbetreiber als notwendig erachtet; die 
angestrebte Stärkung der wettbewerbsfähi-
gen, nicht diskriminierenden und marktba-
sierten Energiemärkte wurde begrüßt.

Der von der deutschen Politik forcierte Aus-
stieg aus der Kohleverstromung beeinfluss-
te natürlich auch das Themenspektrum in 

                                                        
Die Welt verändert 

sich rasant. Dies gilt 
ganz besonders für 
das Energiesystem. In 
einem sich stark wan-

delnden Energiesystem 
mit seinen vielfältigen Inte-

ressenslagen ist der Dialog Voraussetzung 
für eine positive Gestaltung. Für diesen 
Dialog bietet das Forum für Zukunftsener-
gien e.V. jetzt bereits seit 30 Jahren eine 
hervorragende Plattform. Zu diesem 
Jubiläum gratuliere ich herzlich.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart
Minister für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung 
und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen, 
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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Brüssel. Zusammen mit der Vertretung des 
Landes Nordrhein-Westfalen bei der Euro-
päischen Union widmete sich das Forum für 
Zukunftsenergien beim „European Energy 
Colloquium“ am 21. November 2018 der 
Frage: “Zukunft der Kohle – wie kann der 
Wandel gelingen?“ Dabei wurde erkenn-
bar, dass die EU-Kommission neben dem 
Klimaschutz auch dem damit verbundenen 
Strukturwandel ein hohes Maß an Aufmerk-
samkeit widmet und deshalb der mehrjäh-
rige EU-Finanzrahmen einen deutlichen 
Fokus auf die regionale Förderung von For-
schung und Entwicklung sowie den Ausbau 
von Infrastrukturen richtet. Neben kritischen 
Anmerkungen zu nationalen Alleingängen 
beim Ausstieg aus der Kohleverstromung 
wurde Unterstützung dafür signalisiert, 
dass neben der Berücksichtigung der Ver-
sorgungssicherheit und der Wirtschaftskraft 
der betroffenen Regionen bei den sozialen 
Belangen der Betroffenen die Schaffung 
von hochwertigen tarifgebundenen Arbeits-
plätzen konkretisiert im Vordergrund stehen 
müssten und nicht nur in Aussicht gestellt 
werden dürften.

In Anbetracht des geplanten Ausstiegs 
aus der Kohleverstromung in Deutschland  
wurde im Rahmen des „European Energy 
Colloquium“ am 6. Februar 2019 über den 
aktuellen und zukünftigen Stand der europä-
ischen Versorgungssicherheit debattiert und 
insbesondere auf die Beiträge von fossilen 
und erneuerbaren Energien eingegangen. 
Wichtige Grundlage ist dabei – so wurde er-

kennbar - ein funktionierender Energiemarkt 
in Europa mit der Funktion, in Situationen, in 
denen der nationale Markt die Versorgung 
nicht sichern kann, diese auf einer höheren 
Ebene zu garantieren. Daneben wird hohe 
Bedeutung dem beschleunigten Ausbau von 
Speichern und von Netzanbindungen in die 
europäischen Nachbarländer beigemessen. 
Dennoch – so hieß es - werde wohl auch 
in Zukunft der Bedarf an steuerbaren Kraft-
werkskapazitäten erhalten bleiben.

Die nationale Energiepolitik 

 z Kernenergie und Kohleverstromung 

Mit der Umsetzung der Empfehlungen der 
„KFK – Kommission“ in ein nationales Ge-
setz darf davon ausgegangen werden, dass 
das Kapitel „Kernenergie“ in Deutschland 
politisch endgültig abgeschlossen ist. Die 
Dauer der Laufzeiten der noch am Netz be-
findlichen Kernkraftwerke stand schon lange 
fest. Nun ist auch geregelt, wie die Kosten 
für den Rückbau der Anlagen und die End-
lagersuche sowie die entsprechenden Ver-
antwortlichkeiten zwischen den Betreibern 
und der Gesellschaft aufgeteilt werden. Bis 
ein Endlager gefunden sein wird, wird noch 
geraume Zeit vergehen, und der Prozess 
dieser Suche wird noch sehr viel Geld kos-
ten. Aus politischer Sicht ist das Thema aber 
„abgeräumt“. 

Auch die Umsetzung der Empfehlungen 
der „WSB – Kommission“ wird sicher noch 
eine Reihe von Jahren in Anspruch neh-
men. Aber die Anlagenbetreiber haben zu 
erkennen gegeben, dass sie unter bestimm-
ten Bedingungen mit einer Beendigung der 
Kohleverstromung spätestens im Jahr 2038 
einverstanden sind. Damit ist auch dieser 
energiepolitische Streitpunkt im Grunde „ab-
geräumt“. 

Selbst wenn es sich die Politik noch einmal 
anders überlegen sollte: In beiden Fällen ist 
wohl nicht davon auszugehen, dass sich die 

                                                       
Das Forum für Zu-
kunftsenergien leistet 
mit seinen Veranstal-
tungen einen wesent-

lichen Beitrag für eine 
sachlichere Debatte über 

die Energie- und Klimapolitik. Wichtig ist, 
dass die Diskussion aus den verschiede-
nen, sämtlich berechtigten Perspektiven 
geführt und nicht moralisiert wird. Das 
Forum ist hier ein wichtiger Solitär, den ich 
gerne pflege.

Joachim Rumstadt
Vorsitzender der Geschäftsführung, 
STEAG GmbH
Stellvertretender Vorsitzender des Vorstandes, 
Forum für Zukunftsenergien e.V.
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Betreiber ein weiteres Mal auf das betriebs-
wirtschaftliche Glatteis von Laufzeitverlän-
gerungen begeben werden. Die Strategen 
in den entsprechenden Unternehmen haben 
im Übrigen schon längst neue Geschäftsfel-
der ausgemacht und ihre Anteilseigner da-
von überzeugt, dass es auch weitere, wirt-
schaftlich interessante Betätigungsbereiche 
gibt. 

Natürlich hat das Forum für Zukunftsenergi-
en beide Prozesse begleitet, u. zwar in drei 
seiner Arbeitsformate. Zweimal stand die 
Frage im Raum, was die Politik tun kann, 
um den Strukturwandel in den Revieren zu 
gestalten. Das geschah sowohl mit Blick 
auf die Möglichkeiten auf EU – Ebene im 
Rahmen des „European Energy Colloqui-
um“ als auch im Rahmen des Arbeitskrei-
ses „Zukunftsenergien“. Der Frage, ob das 
Vorgehen einer Regierung, Kommissionen 
einzusetzen, deren Empfehlungen dann in 
ein Gesetz gegossen und vom Parlament 
eigentlich nur noch „abgenickt“ werden kön-
nen, verfassungskonform ist, wurde im Rah-
men der „Berlin Lectures on Energy“ nach-
gegangen. Dort fand auch eine Diskussion 
darüber statt, inwieweit ein Eingriff in die Ei-
gentumsrechte der Kraftwerksbetreiber ent-
schädigungspflichtig ist unter Berücksichti-
gung von Artikel 14 des Grundgesetzes und 
des damit gewährleisteten starken Schutzes 
des Eigentums in unserer Gesellschaft. 

Der Abschlussbericht der Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und Beschäf-

tigung (WSB)“ zur Beendigung der Kohle-
verstromung in Deutschland wurde am 1. 
Februar 2019 vorgelegt und bereits am 13. 
Februar 2019 im Arbeitskreis „Zukunftse-
nergien“ diskutiert. Große Einigkeit herrsch-
te bei der Bewertung, dass die WSB-Kom-
mission eine beachtliche Leistung erbracht 
habe, indem sie trotz der teilweise kont-
roversen Positionen stets konstruktiv zu-
sammengearbeitet habe und ein inhaltlich 
sorgfältig austarierter Gesamtkonsens ent-
standen sei. Daher sei eine Umsetzung in 
Gänze geboten. Als besonders wichtig wur-
de neben der Absicherung der Interessen 
der Beschäftigten die Verständigung auf 
„Checkpoints“ in den Jahren 2023, 2026 
und 2029 angesehen, um einen Realitäts-
bezug bei der Umsetzung der Maßnahmen, 

insbesondere auch im Zusammenhang mit 
den Auswirkungen des Kernenergieaus-
stiegs sowie des jeweiligen Fortschritts beim 
Ausbau der erneuerbaren Energie und dem 
Netzausbau, sicherzustellen. Kritik wurde 
u.a. an der fehlenden Abstimmung mit den 
europäischen Nachbarn geübt. 

An der Diskussion waren u.a. beteiligt unse-
re Kuratoren Michael Vassiliadis (Vorsitzen-
der der IG BCE) und Dr. Rolf-Martin Schmitz 
(Vorsitzender des Vorstandes der RWE AG) 
sowie Dr. Utz Tillmann (Hauptgeschäfts-
führer des VCI), ferner Dr. Georg Schütte 
(Staatssekretär im Bundesministerium für 
Bildung und Forschung) sowie Prof. Dr. 
Barbara Prätorius (Prof. für Nachhaltigkeit, 
Umwelt- und Energieökonomie, HTW Ber-
lin). Unser stellvertretender Vorstandsvorsit-
zender Joachim Rumstadt (Vorsitzender der 
Geschäftsführung, STEAG GmbH) eröffnete 
die Veranstaltung. 

 z Erdgas - von Elektronen zu Molekülen

Parallel zur Diskussion um die Kohleverstro-
mung geriet Erdgas als fossiler Energieträ-
ger in hohem Maße in den Fokus der poli-
tischen Debatte. Zunächst versuchten sich 
die Vertreter dieser Branche massiv von der 
Kohle und ihren Protagonisten mit dem Hin-
weis auf die geringere CO2-Intensität des 
Erdgaseinsatzes in den verschiedenen Ver-
brauchssektoren abzugrenzen. Als sie je-
doch erkannten, dass im Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie intensiv über die 

                                                       In einer Zeit, in der 
Energie- und Klimapo-
litik öffentlich vielfach 
als gesinnungsstarker 
Monolog in den jeweili-

gen medialen Echoräu-
men stattfindet, ragt das 

Forum für Zukunftsenergien seit 30 
Jahren als branchenneutrale und politisch 
unabhängige Plattform für einen offenen, 
sachlichen und konstruktiv-streitbaren 
Dialog zwischen Politik, Wissenschaft 
und Wirtschaft heraus.

Dr. Helmar Rendez
Vorstandsvorsitzender, LEAG AG
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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Möglichkeiten einer sogenannten „All elec-
tric World“ nachgedacht werde, in der alle 
Verbrauchssektoren mit Strom aus Erneuer-
baren-Energien-Anlagen beliefert werden, 
änderten sie ihre Strategie. Zwei Argumen-
tationsstränge halfen ihnen schließlich, die-
se Debatte zu ihren Gunsten zu drehen. 

Zum einen verwiesen sie darauf, dass es 
volkswirtschaftlich absolut unakzeptabel sei, 
vorhandene Assets, wie etwa die Gasinfra-
struktur, einfach abzuschreiben und unge-
nutzt zu lassen. Nach einer Betriebsbeen-
digung der Kernkraft- und Kohlekraftwerke 

mit den vorgelagerten Wertschöpfungsstu-
fen des Maschinenbaus wäre dies der dritte 
Fall einer Vernichtung volkswirtschaftlichen 
Vermögens im großen Umfang. Sie plädier-
ten daher dafür, über eine intelligente Ver-
knüpfung der unterschiedlichen Netzinfra-
strukturen (Gas-, Strom-, und Wärmenetze) 
nachzudenken. Helfen sollen dabei u.a. die 
„Power-to-X – Technologien“, mittels derer 
erneuerbarer Strom in Gas umgewandelt 
werden und für verschiedene Anwendungen 
bereitgestellt werden kann. 

Zum anderen verwiesen die Vertreter der 
Gaswirtschaft auf die Alternative, „Grüne 
Gase“ herzustellen und die Möglichkeiten 
der Methanpyrolyse. Bei dieser Technik wird 
Erdgas in einem Hochtemperaturreaktor 
thermisch in seine Bestandteile Wasserstoff 
und Kohlenstoff zerlegt. Anstelle von CO2 
entsteht ein fester Rohstoff, der in der Indus-
trie beispielsweise für die Produktion von 
Leichtbaustoffen oder die Batteriefertigung 
genutzt werden kann. 

Nicht nur aus Kostengründen, sondern auch 
aus Gründen der Versorgungssicherheit 
sollte die Politik diese Form der Wasserstoff-
gewinnung nicht außer Acht lassen, so ar-
gumentierte die Gaswirtschaft. Weitere po-
sitive Aspekte kämen hinzu. So könnten die 
Netze der Gaswirtschaft nicht nur als Trans-
portmittel für Gas genutzt werden, sondern 
auch als Speichermedium, z. B. für Was-
serstoff aus erneuerbarem Strom, für den 
angesichts der fluktuierenden Erzeugung 

dadurch eine Alternative zur Abregelung 
geschaffen werde. Auf diese Weise würde 
Strom aus erneuerbaren Energien nicht nur 
sinnvoll genutzt, sondern könnte außerdem 
einen Beitrag zur Netzstabilisierung leisten. 
Diese Gedanken griffen die Netzbetreiber 
auf und entwickelten ihrerseits Vorschläge, 
wie mit diesem Vorgehen auch für sie ein 
neues Geschäftsfeld entstehen könnte. 

Das Forum für Zukunftsenergien begleitete 
diese Auseinandersetzung selbstverständ-
lich, und zwar sowohl im Rahmen des „Euro-
pean Energy Colloquium“ als auch im Rah-
men des Arbeitskreises „Zukunftsenergien“. 
Gleich dreimal stand das Thema „Gas“ auf 
der Tagesordnung in Brüssel. Dort war der 
Gedanke der „All electric World“ womöglich 
von vornherein nicht besonders beliebt, und 
stattdessen fand die Idee Anklang, das eu-
ropaweite Gasnetz für eine klimaverträgli-
che Energieversorgung zu nutzen. 

Außerdem hat das Forum für Zukunftsener-
gien zu dieser Thematik seine Mitglieder be-
fragt. In Kooperation mit unserem Mitglied 
Celron starteten wir im Herbst 2016 unter 
den Mitgliedern und weiteren Unternehmen 
aus dem Energiesektor eine Umfrage zum 
Thema „Power-to-X – Chancen und Risiken 
der Sektorenkopplung für den Energiesek-
tor“. Dabei wurde deutlich, dass ein großer 
Teil der Befragten gerade Technologien mit 
hoher Verfügbarkeit großes wirtschaftliches 
Potential beimisst. Zur Intensivierung der 
Sektorenkopplung würden aber eine Redu-

                                                        
Die Energiewende 

benötigt intelligente, 
vorurteilsfreie Pro-
blemlösungen. Als 
Mittler und Förderer 

des Meinungsaustau-
sches schafft das Forum 

für Zukunftsenergien Räume für objektive 
Information und sachliche Diskussion. Das 
ist ein wertvoller Beitrag, um auch dem 
Energieträger Gas eine starke Stimme zu 
verleihen und seine Bedeutung für eine 
sichere und bezahlbare Energieversorgung 
in Politik und Öffentlichkeit transpa-
rent zu machen.

Prof. Dr. Gerald Linke
Vorstandsvorsitzender, Deutscher Verein des 
Gas- und Wasserfaches e.V.
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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zierung der Abgaben, Investitionsförderung 
und eine Ausweitung des EU-Emissions-
handels dringend benötigt. Die Ergebnisse 
der Befragung wurden im Arbeitskreis „Zu-
kunftsenergien“ am 15. Februar 2017 detail-
liert vorgestellt. 

 z Stromnetze 

Vom Gas und seinen Netzen ist der gedank-
liche Schritt zu den Stromnetzen nicht mehr 
weit. Standen zunächst über viele Jahre 
hinweg die Übertragungsnetze im Fokus 
der Debatte, haben die Verteilnetze mittler-
weile gleichgezogen. „Die Energiewende 
findet im Verteilnetz statt, und deshalb muss 
es ausgebaut werden“, heißt es. Um diesen 
Um- und Ausbaubedarf in den Verteilnetzen 
zu untersuchen und monetär zu bewerten, 
hatte das Bundeswirtschaftsministerium im 
Rahmen der von ihr eingerichteten „Platt-
form Energienetze“ ein Gutachten in Auftrag 
gegeben. Dieses kommt u.a. zu dem Ergeb-
nis, dass für die notwendigen Maßnahmen 
je nach Szenario bis 2032 zusätzliche In-
vestitionen in Höhe von 23 bis 49 Mrd. EUR 
zu erbringen seien zusätzlich zu den jährlich 
um 10 bis 20 Prozent steigenden Betriebs-
kosten. Über diese Aussagen und die auf 
dieser Grundlage zu erwartenden Änderun-
gen der Anreizregulierungsverordnung dis-
kutierte der Arbeitskreis „Zukunftsenergien“ 
in seiner Sitzung am 3. Dezember 2014.

Gut vier Jahre später wurde im Arbeitskreis 
„Zukunftsenergien“ darüber beraten, welche 

Herausforderungen und Chancen für neue 
Geschäftsfelder sich durch Dezentralisie-
rung, Digitalisierung und Dekarbonisierung 
für die Verteilnetzbetreiber ergeben. Es wur-
de erörtert, wie die Verteilnetzbetreiber sich 
auf diese Veränderungen einstellen sollten 
und wie der regulatorische Rahmen dafür 
angepasst werden müsste. Als gravierend 
wurden herausgestellt die steigenden Anfor-
derungen an den Netzbetrieb, denen Rech-
nung getragen werden könne durch eine 
standardisierte Kommunikationsplattform, 
etwa den Smart-Meter-Gateway, aber auch 
über eine verstärkte Kooperation der Ver-
teilnetzbetreiber und den Einsatz von Bat-
teriespeichern als Netzbetriebsmittel. Eine 

Voraussetzung dafür wäre allerdings, dass 
die derzeitigen Unbundling-Vorschriften an-
gepasst würden, eine Idee, die – würde sie 
von der Politik umgesetzt – viele Geschäfts-
modelle u.a. der Erzeuger massiv tangieren 
würde. 

Auch wenn die Verteilnetze und ihre The-
men vermehrt in der Debatte aufgegriffen 
wurden, die Belange der ÜNB beschäftigten 
uns gleichwohl. So war etwa das Bemühen 
darauf gerichtet, die Schwierigkeiten bei 
der Prognose des zu erwartenden Netzaus-
baubedarfs darzustellen. Erkennbar wurde, 
dass die steigende Anzahl volatiler Erzeu-
ger, die Konzepte im Kontext der Sektorenk-
opplung und die mit neuen Technologien 
verknüpften Möglichkeiten diese Aufgabe 
zusätzlich komplizieren. Rund 7700 Kilome-
ter Höchstspannungsfreileitungen befinden 
sich derzeit in Planung, die Kosten werden 
auf rd. 40 Mrd. EUR geschätzt. Welche Ef-
fekte eine zunehmend dezentrale Stromer-
zeugung auf den Netzausbaubedarf haben 
könnte und wie dieser möglichst optimal ge-
plant werden kann, diskutierte der Arbeits-
kreis „Zukunftsenergien“ am 17. Mai 2017.

Im Koalitionsvertrag der vierten Merkel – 
Regierung ist festgehalten, dass der Anteil 
der erneuerbaren Energien bis 2030 auf 65 
Prozent ansteigen soll. Der Arbeitskreis „Zu-
kunftsenergien“ erörterte am 27. Juni 2018 
die Frage, welche vielfältigen Herausforde-
rungen sich daraus für das Stromnetz er-
geben. Deren Größenordnung wurde daran 

                                                       
Das Forum für Zu-

kunftsenergien schafft 
es, die wichtigsten Ak-
teure der Energiepo-
litik an einen Tisch zu 

bringen. Wir befinden 
uns inmitten eines Trans-

formationsprozesses. Ein komplexer Regu-
lierungsrahmen trifft auf neue Fragen der 
Dekarbonisierung, Dezentralisierung und 
Digitalisierung. Im Forum haben wir eine 
sehr gute Plattform für diese Fragen.

Dr. Christoph Müller
Vorsitzender der Geschäftsführung, Netze BW 
GmbH
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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deutlich, dass bereits bei einem anvisierten 
Anteil von 55 Prozent im Zeitraum von 2018 
bis 2030 jährlich durchschnittlich 594 km 
Stromnetze gebaut werden müssten, um die 
anvisierte Mindestlänge von rd. 8600 km zu 
erreichen. Gefordert wurde daher eine sach-
liche Debatte über innovative Techniken zur 
Flexibilitätssteigerung, etwa durch Sekto-
renkopplung sowie neben mehr Planungs-
sicherheit eine rasche Konkretisierung der 
EEG-Sonderausschreibungen.

 z Energieeffizienz und Energieein­
sparung

Anfang Dezember 2014 verabschiedete das 
Bundeskabinett den „Nationalen Aktions-
plan Energieeffizienz (NAPE)“. Als wichtige 
Elemente sieht dieser Vorschläge zur Ein-
führung einer steuerlichen Förderung von 
energetischen Gebäudeeffizienzmaßnah-
men, die Ausschreibung von Energiespar-
projekten sowie die Etablierung von bis zu 
500 Energieeffizienz-Netzwerken vor. Unter 
der Überschrift „Steigerung der Energieef-
fizienz – Aktionsplan oder Aktionismus?“ 
gingen die Sitzungsteilnehmer des Arbeits-
kreises „Zukunftsenergien“ am 14. Januar 
2015 der Frage nach, wie realistisch und 
wirkungsvoll die vorgesehenen Maßnahmen 
des Aktionsplans sind.

Auf der Grundlage eines vorgelegten „Grün-
buchs Energieeffizienz“ und eines hierzu auf 
breiter Basis eingeleiteten Konsultationspro-

zesses strebte das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie für die erste Hälfte 
des Jahres 2017 die Vorlage einer Strategie 
an, um im Wesentlichen den Primärenergie-
verbrauch in Deutschland bis 2020 gegen-
über 2006 um 20 Prozent zu senken und 
bis 2050 zu halbieren. Besonderer Hand-
lungsbedarf wurde angesichts gesunkener 
Energiepreise und der damit reduzierten 
Sparanreize, angesichts einer inkohären-
ten Steuer- und Abgabenstruktur, die eine 
widersprüchliche Anreizwirkung erzeuge so-
wie durch Rebound-Effekte gesehen. Hand-
lungsfelder sollten sein “Efficiency first“, 
„Weiterentwicklung des Instrumentariums“, 
„Energieeffizienz-Politik auf europäischer 
Ebene“, „Sektorkopplung“ und „Digitalisie-
rung“. Am 19. Oktober 2016 befasste sich 
der Arbeitskreis „Zukunftsenergien“ mit den 
angedachten ordnungspolitischen Maßnah-
men.

Etwa 35 Prozent des gesamten deutschen 
Endenergieverbrauchs entfallen auf Gebäu-
de, u. zwar für Raumwärme, Warmwasser, 
Beleuchtung und Kühlung in Wohn- und 
Nichtwohngebäuden. In Ein- und Zweifa-
milienhäusern werden 39 Prozentpunkte 
der gesamten Energie genutzt, Mehrfamili-
enhäuser schlagen mit 24 Prozentpunkten 
zu Buche. Die restlichen 37 Prozentpunkte 
am Gebäudeenergieverbrauch gehen auf 
das Konto der Nichtwohngebäude. Etwa 63 
Prozent der Wohngebäude in Deutschland 
wurden vor dem Inkrafttreten der ersten 
Wärmeschutzverordnung im Jahr 1979 er-

richtet. Folglich sind die Effizienzpotenziale 
bei älteren Häusern besonders hoch: Sie 
verbrauchen bis zu fünf Mal mehr Energie 
als nach 2001 errichtete Neubauten. 

In Anbetracht dieser Umstände bezieht sich 
ein Teil der Energieeffizienzziele der Bun-
desregierung schon seit vielen Jahren auf 
den Wärmebedarf von Gebäuden. In der 
18. Legislaturperiode wurde seitens des 
damals zuständigen Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz, Reaktorsicher-
heit und Bau der Versuch unternommen, 
das Energieeinsparungsgesetz (EnEG), die 
Energieeinsparverordnung (EnEV) und das 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EE-
WärmeG) zu einem neuen Gebäudeener-
giegesetz (GEG) zusammenzuführen. Auf 
dieser Rechtsgrundlage sollte die Energie-
effizienz im Gebäudebereich maßgeblich 
gesteigert werden, um bis zum Jahr 2050 
einen nahezu klimaneutralen Gebäude-
bestand vorweisen zu können. Durch die 
Zusammenführung der unterschiedlichen 
Regelungen sollten zudem bestehende In-
konsistenzen beseitigt werden. 

Der Entwurf scheiterte allerdings im Koali-
tionsausschuss am 29. März 2017. Daher 
unterbreiteten das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie zusammen mit dem 
Bundesministerium des Innern, für Bau 
und Heimat am 28. Mai 2019 einen weite-
ren Entwurf. Dieser befindet sich derzeit in 
der Ressortabstimmung, so dass sich noch 
Änderungen ergeben können. U.a. werden 
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darin das Energieeinsparungsgesetz, die 
Energieeinsparverordnung und das Erneu-
erbare-Energien-Wärmegesetz zum neuen 
Gebäudeenergiegesetz ohne wesentliche 
materielle Änderungen zusammengeführt. 
Der Bundeswirtschaftsminister sprach sich 
im Juni 2019 – unter Verweis auf die Ver-
einbarungen im Koalitionsvertrag - zudem 
deutlich für eine steuerliche Förderung der 
energetischen Gebäudesanierung aus in 
der Erwartung, damit neue Impulse für die 
energetische Ertüchtigung der Bestandsge-
bäude freizusetzen. 

Die Wohnungswirtschaft stellt sich den an 
sie gerichteten Erwartungen und verweist 
auf bereits erbrachte Emissionsreduzierun-
gen durch höhere Effizienzstandards, aber 

auch auf den damit verbundenen finanziel-
len Aufwand. Gleichzeitig macht sie darauf 
aufmerksam, dass zusätzliche Anforderun-
gen berücksichtigt werden sollten. Hierzu 
rechnet sie vorrangig die Schaffung bezahl-
baren Wohnraums und die Notwendigkeit, 
den Wohnungsbestand altersgerecht um-
zubauen und für die Zukunft auszurichten. 
Ferner spricht sie sich für ein Umsteuern 
in der Klimapolitik aus. Anderenfalls würde 
nicht nur die Vision eines sozial gerechten 
und kosteneffizienten Übergangs zu Net-
to-Null-Emissionen in Europa bis 2050 zur 
Utopie. Auch die bereits für 2030 angestreb-
ten Ziele würden ohne eine neue Politik 
nicht erreichbar sein. 

 z Erneuerbare Energien

Seit dem Inkrafttreten des Erneuerba-
re-Energien-Gesetz im Jahr 2000 hat sich 
in der Energiewirtschaft vieles sehr schnell 
verändert. Die Zeiten des „produce and for-
get“ sind längst Vergangenheit. Nachdem 
die EU-Kommission durchsetzte, dass der 
Bau von Erneuerbare-Energien-Anlagen 
auszuschreiben ist, fällt die Höhe der Ein-
speisevergütungen. Mit der 2016 auf den 
Weg gebrachten Novellierung des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes sollten neben einer 
Erweiterung der Ausschreibung für Neuan-
lagen in den Bereichen Wind und Solar die 
Einführung eines gesonderten Gesetzes zur 
Förderung von Offshore-Windanlagen sowie 
eine teilweise Anpassung der Ausbaupfade 
erreicht werden. Der Arbeitskreis „Zukunfts-

energien“ befasste sich am 11. Mai 2016 mit 
den Konsequenzen aus diesen Vorgaben.

Aber auch auf andere Veränderungen ist 
hinzuweisen: Enorme technologische Fort-
schritte und Weiterentwicklungen mit vielfäl-
tigsten Facetten sind zu verzeichnen. Folg-
lich sind die Themen im Zusammenhang mit 
den Erneuerbaren Energien inzwischen weit 
gespannt, und insbesondere der Windkraft 
wird die Aufgabe des „Arbeitspferdes der 
Energiewende“ zugeordnet. Durch sie hat 
sich im ersten Halbjahr der Ökostromanteil 
auf 40 Prozent des Gesamtverbrauchs er-
höht. 

                                                        Forum ist eine ausge-
zeichnete Möglichkeit 
den eigenen Stand-
punkt im Kontext der 
verschiedenen Interes-

sen abzugleichen und 
zu schärfen. Und zu-

gleich ist es eine sehr unauf-
geregte Art die Interessen zu bündeln und 
kontinuierlich in ihren unterschiedlichen 
Facetten zu beleuchten.

Axel Gedaschko, Senator a.D.
Präsident, GdW Bundesverband deutscher Woh-
nungs-und Immobilienunternehmen e.V. 
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.

                                                       Die große energiepo-
litische Herausforde-
rung der kommenden 
Jahre wird zweifelsoh-
ne sein, den erlahmten 

Ausbau der erneuer-
baren Energien wieder in 

Schwung zu bringen und so 
den raschen Ausstieg aus den fossilen 
Energien zu meistern. Das Forum für Zu-
kunftsenergien nimmt eine wichtige Rolle 
dabei ein, die Debatte zwischen den Akteu-
ren der Energiepolitik zu gestalten.

Lisa Badum MdB
Sprecherin für Klimapolitik
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
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Den erneuerbaren Energien werden ambiti-
onierte Ausbauziele vorgegeben; immerhin 
müssen die vom Netz gehenden Kapazitä-
ten der Kernkraftwerke und der Kohlekraft-
werke ersetzt werden. Deshalb ist im Koali-
tionsvertrag von 2018 festgehalten, dass die 
erneuerbaren Energien bis 2030 einen An-
teil von 65 Prozent an der Stromerzeugung 
erreichen sollen. Sonderausschreibungen 
für Wind-Onshore- und Photovoltaikanlagen 
wurden vorgesehen und mit Verspätung re-
alisiert. Dennoch gestaltet sich die Entwick-
lung schwierig, denn der Zubau neuer Anla-
gen ist fast zum Stillstand gekommen. Die 
Gründe dafür werden im Genehmigungs-
stau, fehlenden Flächen und in einer ver-
stärkt auftretenden Klageflut seitens der Na-
turschützer und auch Anlieger gegen neue 
Anlagen gesehen. Eine von der Bundesre-
gierung eingesetzte Kommission soll Wege 
zur Schaffung von Akzeptanz aufzeigen. 
Bislang hat sie jedoch keine wegweisenden 
Lösungen vorgelegt. 

Weitere Herausforderungen werden darin 
gesehen, neue Möglichkeiten für die Integ-
ration der erneuerbaren Energie in Strom-, 
Gas- und Wärmenetze zu schaffen. Die 
Sektorenkopplung entlastet die Netze, 
schafft mehr Flexibilität und spart Kosten für 
Redispatch und Einspeisemanagement – so 
die Idee. 

Für die ersten Erneuerbare-Energien-Anla-
gen läuft die Förderung nach dem EEG in 
Kürze aus. Daraus ergibt sich für die Be-

treiberbranche die Notwendigkeit, für diese 
Anlagen neue Geschäftsmodelle zu entwi-
ckeln und/oder über ein Repowering nach-
zudenken. Verschiedene Konzepte werden 
diskutiert, denn auch Netzbetreiber und Ver-
braucher haben ein Interesse daran, dass 
alsbald Lösungen – auch mit Blick auf die 
Versorgungssicherheit – gefunden werden. 
Schließlich wurden die Netze insbesondere 
für den Anschluss der Erneuerbare-Ener-
gie-Anlagen ausgebaut, und die Strommen-
gen werden benötigt. Die aktuelle Situation 
wird deutlich an der kürzlich veröffentlichten 
Meldung, dass der deutsche Stromexpor-
tüberschuss erstmalig seit fünf Jahren im 

ersten Halbjahr 2019 um 2,8 Mrd. Kilowatt-
stunden im Vergleich zum Vorjahr zurückge-
gangen ist.

 z Energieintensive Industrien

Mit Blick auf die Energie- und Klimaschutz-
politik beschäftigt die energieintensiven In-
dustrien nach wie vor die Frage, ob und wie 
ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit 
erhalten bleiben und wie es ihnen gelingen 
kann, die Produktionsketten möglichst weit-
gehend zu dekarbonisieren. 

Insbesondere der aktuelle, drastische An-
stieg der CO2-Zertifikatspreise im EU-Emis-
sionshandel belastet zunehmend gerade 
die energieintensiven Industrien in Deutsch-
land. Vor diesem Hintergrund beschäftigte 
sich der Arbeitskreis „Zukunftsenergien“ 
am 16. Januar 2019 damit, welche Auswir-
kungen diese Veränderungen im Einzelnen 
zeigen und wie die Klimaschutzziele ohne 
eine Gefährdung dieses Industriezweiges 
in Deutschland erreicht werden können. 
Erwartungsgemäß ergaben sich unter-
schiedliche Bewertungen. So wurde geltend 
gemacht, dass die energieintensiven Un-
ternehmen in Anbetracht der auch weiter 
zu erwartenden Preissteigerungen mittels 
neuer Produktionsverfahren vorausschau-
end deren CO2-Intensität reduzieren müss-
ten und die dazu notwendigen Investitionen 
über das Umweltinnovationsprogramm un-
terstützt würden. Dem wurde entgegenge-
halten, dass bereits aktuell die wirtschaftli-

                                                       
Über 30 erfolgreiche 

Jahre hat sich das 
Forum für Zukunftse-
nergien e.V. zu einer 
echten Plattform für 

die vielfältigen Ak-
teure der deutschen und 

eu- ropäischen Energiewende 
entwickelt. Es bietet auch in diesem ge-
samtgesellschaftlich herausfordernden Um-
bruch Raum für einen konstruktiven Dialog 
zwischen Politik, Wirtschaft und breiter 
Gesellschaft.

Gunnar Groebler
Vorsitzender der Geschäftsführung, Vattenfall 
Europe Windkraft GmbH 
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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chen Zusatzbelastungen hoch seien, da die 
internationale Konkurrenz energiewendebe-
dingte Kosten nicht zu tragen habe und der 
Carbon-Leakage-Schutz nicht ausreiche. 
Daher werde eine Deckelung der aus dem 
CO2-Zertifikatehandel resultierenden Kos-
tenbelastung verlangt.

Die Sorge vor steigenden Preisen wird fer-
ner genährt durch den politisch gewollten 
Ausstieg aus der Kohleverstromung und 
die Debatte um die Neuordnung des Sys-
tems von Steuern, Umlagen und Abgaben. 
Schließlich ist wohl kaum zu erwarten, dass 
diese Neuordnung zu sinkenden Preisen 
führen wird und gegebenenfalls Ausnahme-
regeln zugunsten der energieintensiven In-

dustrien – die auch von der EU-Kommission 
unter Beihilfeaspekten akzeptiert werden - 
durchgesetzt werden können. 

 z Mobilität 

Die europäische und die nationale Klima-
schutzpolitik haben naturgemäß maßgebli-
chen Einfluss auf die Verkehrspolitik. Dies 
wird nicht zuletzt daran deutlich, dass die 
EU- Kommission noch kurz vor dem Aus-
laufen ihres Mandates im Frühjahr 2019 
ihre extrem ehrgeizigen CO2-Grenzwerte 
für schwere Nutzfahrzeuge mit Zustimmung 
des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes der Europäischen Union verabschieden 
konnte. 

Auf nationaler Ebene erhielt der Verkehrs-
sektor seit 2014 seine Vorgaben aus dem 
von der Bundesregierung Anfang Dezem-
ber 2014 beschlossenen „Aktionsprogramm 
Klimaschutz 2020“. Es sieht eine Reihe von 
Maßnahmen im Verkehrssektor vor, die alle-
samt das Ziel unterstützen sollen, bis 2020 
die Treibhausgasemissionen um 40 Prozent 
gegenüber 1990 zu reduzieren. Inzwischen 
wird erkennbar, dass dieses Ziel nicht zu er-
reichen sein wird und dass der Verkehrsbe-
reich insgesamt keine CO2-Emissionsre-
duktionen vorweisen kann. Der Grund dafür 
ist nicht so sehr bei den Fahrzeugherstellern 
zu suchen, die alle ihre jeweiligen Produkte 
über die Jahre hinweg effizienter gemacht 
haben. Vielmehr liegt es vor allem an ei-
nem insgesamt deutlich gestiegenen Ver-

kehrsaufkommen. Dieser Sachverhalt wird 
in der Debatte gern - bewusst oder unbe-
wusst – ausgeklammert, und die Automobil-
hersteller stehen damit unter Druck, für die 
Politik akzeptable technische Lösungen an-
zubieten. Zudem hat der sogenannte „Die-
selskandal“ maßgeblich dazu beigetragen, 
dass das einstmals so gute Image der Au-
tomobilindustrie „Kratzer“ bekommen und 
die Bereitschaft der Politik abgenommen 
hat, sich hinter die Branche zu stellen. Von 
diesen Entwicklungen im Verkehrsbereich 
sind neben diesem Industriezweig auch die 
Mineralölgesellschaften betroffen. Auch sie 
müssen um ihre Geschäftsmodelle fürchten, 
denn zwischenzeitlich war bereits von Über-
legungen eines Verbots von Verbrennungs-
motoren die Rede; immerhin hat sich die 
Bundesregierung das Ziel gesetzt hat, bis 
Mitte des Jahrhunderts die Emissionen des 
Verkehrssektors auf Null zu senken. Also 
steht dem Verkehrssektor ein umfassender 
Systemwechsel mit neuen Wertschöpfungs-
stufen bevor, wobei die Potentiale der Sek-
torenkopplung bei der „Verkehrswende“ als 
besonders hilfreich angesehen werden. 

Wie u.a. die Themensetzung des Arbeits-
kreises „Energie und Verkehr“ in den ver-
gangenen Jahren zeigt, werden vor allem 
zwei Wege beschritten, um die CO2-Emis-
sionen im Personen- und Individualverkehr 
sowie im Güterverkehr zu reduzieren. Ein-
mal sind es alternative Antriebsarten, wie 
etwa der Elektromotor, zum anderen sind 
es alternative Brennstoffarten, wie Erdgas, 

                                                       
Wir schätzen die 

Agilität und das schnel-
le Aufgreifen aktueller 
Themen durch das 
FfZE. Es gelingt dem 

FfZE bei aller Turbu-
lenz der heutigen Zeit, für die 
gesamte Bandbreite der energiewirtschaft-
lichen Themen relevante und hochkarätige 
Stakeholder zusammen zu bringen und 
dadurch für seine Mitglieder einen Mehr-
wert in der politischen Debatte zu 
generieren.

Dr. Klaus Schäfer
Mitglied des Vorstandes, Covestro AG
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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Bio-Fuels oder E-Fuels. Dabei steht an be-
sonderer Stelle die Bewertung der Höhe 
der dafür aufzubringenden Kosten, sowohl 
für die alternativen Antriebsarten und die al-
ternativen Brennstoffarten, als auch für die 
jeweils zu errichtenden Infrastrukturen. In-
teressant ist es, in diesem Zusammenhang 
zu beobachten, dass neue Player mit neuen 
Geschäftsmodellen auf dem Markt erschei-
nen. Hintergründe hierzu haben wir im Rah-
men einer Online-Umfrage im Frühjahr 2019 
in Zusammenarbeit mit unserem Mitglied 
Celron untersucht. Die Ergebnisse wurden 
im Rahmen einer Veranstaltung präsentiert. 

Diese Themenvielfalt bestimmte seit 2014 
auch die Tagesordnungen des Arbeitskrei-
ses „Energie und Verkehr“. So beschäftigte 
man sich im November 2014 mit dem vom 
Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur gemeinsam mit dem Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit eingebrachten Entwurf ei-
nes Elektromobilitätsgesetzes, mit dem vor 
allem die Attraktivität von Elektrofahrzeugen 
für deren Nutzer im alltäglichen Verkehr ge-
steigert sowie Rechts- und Planungsunsi-
cherheit für die Kommunen beim Umgang 
mit Elektrofahrzeugen reduziert werden soll-
ten. Die Diskussion zeigte vor allem, dass 
die verschiedenen Stakeholder umfängli-
chere monetäre Anreize für gewerblich ge-
nutzte Fahrzeuge und Förderkonzepte zum 
Ausbau der Ladestruktur sowie verbesserte 
Parkbevorrechtigung für notwendig erach-
ten. 

Dem Elektromobilitätsgesetz folgte eine 
Reihe von Richtlinien, so z. B. die „Förder-
richtlinie Elektromobilität“, mit der das Bun-
desverkehrsministerium den Markthochlauf 
von Elektrofahrzeugen inklusive der dafür 
notwendigen Infrastruktur unterstützt. Im 
Einzelnen geht es u.a. um die Förderung bei 
der Beschaffung von Elektrofahrzeugen im 
kommunalen Bereich und des damit verbun-
denen Ausbaus der öffentlichen Ladeinfra-
struktur, aber auch um Unterstützung neuer 
Elektromobilitätskonzepte. 

Im März 2015 haben wir uns mit der 
„EU-Richtlinie über den Ausbau der Infra-

struktur für alternative Kraftstoffe“ beschäf-
tigt. Sie wurde mit dem Ziel erlassen, die 
Marktentwicklung bei alternativen Kraftstof-
fen und den Ausbau entsprechender Infra-
strukturen voranzutreiben. Die Zielvorgaben 
sehen bis 2020 zu errichtende Ladestatio-
nen für batterieelektrisch betriebene Fahr-
zeuge und einheitliche Ladestecker vor und 
verlangt bis 2025 eine ausreichende Was-
serstoffinfrastruktur. 

2016 präsentierte die Bundesregierung ei-
nen nationalen Strategierahmen, in dem sie 
Maßnahmen und Fristen für den Aufbau der 
Infrastruktur für alternative Kraftstoffe fest-
legt. Bis 2020 sollen auf dieser Grundlage 
eine angemessene, öffentlich zugängliche 
Ladeinfrastruktur für die einzelnen alternati-
ven Kraftstoffe, wie Wasserstoff, Erdgas und 
Flüssigerdgas, sowie Elektroladestationen 
aufgebaut werden. Angedacht ist, die vor-
handenen Ladepunkte bis zu diesem Zeit-
punkt auf 173.000 Normalladepunkte und 
5.600 Schnellladepunkte zu erweitern.

Wie hoch die Kosten für den Infrastrukturauf-
bau jeweils für batteriebetriebene Elektro-
fahrzeuge und für Brennstoffzellenfahrzeuge 
wahrscheinlich sein und welche Rahmenbe-
dingungen für eine weitere Entwicklung die-
ser beiden Technologien benötigt werden, 
wurde am 10. Oktober 2018 im Rahmen des 
Arbeitskreises „Energie & Verkehr“ aufge-
zeigt und diskutiert. Die Sitzungsteilnehmer 
erfuhren, dass die finanzielle Unterstützung 
der Bundesregierung sich auf den Markt-

                                                       Forum für Zukunftse-
nergien – das sind 30 
Jahre Ringen um den 
richtigen Weg bei allen 
Fragen rund um die 

Erzeugung und Nutzung 
von Energie. Offen, breit 

ange- legt, neutral und zielorientiert: 
Die Formate des Forums sind ein heraus-
ragendes Element der Diskurslandschaft 
auf diesem Themenfeld. Die Energiewende 
sähe anders aus, gäbe es das Forum nicht. 
Und auch für den Diskurs um die Zukunft 
der Mobilität ist das Forum eine zentra-
le Plattform.

Dr. Kurt-Christian Scheel
Geschäftsführer, VDA Verband der Automobilin-
dustrie e.V. 
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.
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hochlauf der Elektromobilität konzentriere, 
wobei sich Kostenvorteile bei Brennstoff-
zellenfahrzeugen insbesondere bei hoher 
Reichweite ergäben, batteriebetriebene 
Fahrzeuge eher bei geringen Reichweiten 
punkteten. Neben diesen Aspekten seien 
beim Beitrag der Elektromobilität aber auch 
industriepolitische Ziele zu berücksichtigen, 
etwa in Bezug auf die Erhaltung der Wert-
schöpfungsketten in Deutschland. Hinsicht-
lich der Kosten für den Aufbau der einzelnen 
Infrastrukturen wurde dargelegt, dass in der 
Einführungs- und Massenmarktphase etwa 
ähnlich hohe Kosten anfielen, wobei batte-
riebetriebene Fahrzeuge in dieser Phase 
von der vorhandenen Infrastruktur profitier-
ten. Die Wasserstoffinfrastruktur böte nach 
anfänglich hohen Investitionskosten aller-
dings deutliche Skalierungseffekte und kön-
ne als saisonaler Speicher für erneuerbare 
Energien dienen.

Angesichts der Pläne des Bundesverkehrs-
ministers, die Schlüsselrolle der Brennstoff-
zelle im Rahmen der Energiewende im Ver-
kehrssektor stärker zu betonen, diskutierte 
der Arbeitskreis „Energie & Verkehr“ am 6. 
Juli 2016 über den derzeitigen Stand dieser 
Technologie und die Entwicklungspotentiale. 
So wurde betont, dass das Ziel einer weiteren 
Kostenreduzierung bei brennstoffzellenelek-
trischen Antrieben über die Fortsetzung des 
„Nationalen Innovationsprogramms Was-
serstoff und Brennstoffzelle“ erreicht und 
bis 2030 eine Erhöhung der Tankstellen auf 
1000 angestrebt werde. Auch die Anzahl der 

angebotenen Fahrzeugtypen, gerade in den 
Bereichen Busse und LKW, steige weiter 
an. Positive Entwicklungen seien ferner bei 
der Produktion und Bereitstellung von Was-
serstoff aufgrund von Kostenreduktionen er-
kennbar, insbesondere im Zusammenhang 
mit der Power-to-Gas - Technologie, wobei 
allerdings dort eine Wirtschaftlichkeit noch 

nicht erreicht sei trotz Anpassung der ge-
setzlichen Grundlagen im EEG.

Erwartungsgemäß unterschiedlich fielen 
bei der Zusammenkunft des Arbeitskreises 
„Energie & Verkehr“ am 4. Juli 2018 die Ant-
worten auf die Frage aus, ob neue Kraftstof-
fe den Verbrennungsmotor retten können. 
So wurde etwa die Bewertung abgegeben, 
dass dessen Rettung kein relevantes Thema 
sei, da er auch in naher Zukunft noch unver-
zichtbar bleibe. Klimafreundliche Mobilität 
verlange aber auch eine Weiterentwicklung 
der Biokraftstoffe. Entsprechend fördere die 
Bundesregierung zur technologieoffenen Er-
füllung der Klimaschutzziele auch zukünftig 
unterschiedliche Maßnahmen zum Einsatz 
von E-Fuels und Biokraftstoffen. Zusätzli-
che Anstrengungen seien erforderlich, etwa 
auch über eine Anrechenbarkeit von synthe-
tischen Kraftstoffen auf die Flottenziele der 
Autohersteller,

Einigkeit herrschte darin, dass Strom und 
Wasserstoff die Treibstoffe der Zukunft sei-
en, da sich die Anwendungsbereiche dieser 
Technologien gut ergänzten. Entscheidend 
sei, für welchen Zweck das jeweilige Fahr-
zeug genutzt werde. So biete beispiels-
weise ein Brennstoffzellenfahrzeug Vortei-
le aufgrund größerer Reichweite, höherer 
Nutzlasten und schnellem Auftanken und 
der Möglichkeit, zur Herstellung von Was-
serstoff auf das fluktuierende Angebot von 
erneuerbaren Energien zurückgreifen zu 
können. Als wünschenswert werde daher 
ein Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur für 
alle Mobilitätsbereiche und eine stärkere 

 
Zum 30-jährigen 
Jubiläum gratuliere ich 
Ihnen ganz herzlich. 
In Zeiten des Um-
bruchs ist das Forum 
für Zukunftsenergien 

ein verlässlicher Im-
pulsgeber. Angesichts der 

klimapolitischen Herausforderungen der 
Energiewende leistet das Forum wichtige 
Arbeit als Vermittler von Argumenten und 
Lösungsansätzen im Dialog mit der Politik. 
Ich schätze den Erfahrungsaus-tausch für 
die Herausforderungen der Mobilitätswen-
de und bin sicher, dass dem Forum für 
Zukunftsenergien auch in den nächsten 
Jahren die Themen nicht ausgehen wer-
den.

Kirsten Lühmann, MdB - SPD
Verkehrspolitische Sprecherin der SPD-Bundes-
tagsfraktion
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Unterstützung der Markteinführung beider 
Technologien bewertet.

Mit dem vom Bundesverkehrsministerium 
auf der Grundlage des verkehrspolitischen 
Ziels der Bundesregierung weiterentwickel-
ten Aktionsplan „Güterverkehr und Logistik“ 
soll der Elektromobilität und der Vernetzung 
im Straßengüterverkehr zunehmende Be-
rücksichtigung gewährt werden. Den Poten-
tialen widmete sich der Arbeitskreis „Energie 
& Verkehr“ am 10. Juni 2015. Es wurde er-
kennbar, dass sich bislang keine klar domi-
nierende Technologie bei den alternativen 
Antrieben abzeichnet und folglich ein tech-
nologieoffener Ansatz bei Forschung und 
Entwicklung verfolgt werden müsse. Gera-
de die unterschiedlichen Einsatzszenarien 
rechtfertigten den Einsatz unterschiedlicher 
Technologien. Besondere Erwartungen 
knüpfe man angesichts der hohen Zuwachs-
raten im Straßengüterverkehr an die Rolle 
der Elektromobilität bei LKW bis 3,5 t, die 
mehr als Zweidrittel des Bestandes an Nutz-
fahrzeugen umfassten, insbesondere beim 
Einsatz für innerstädtische Kurier-, Paket- 
und Lieferdienste. Als geboten wurde ferner 
eine Aufhebung der scharfen Trennung zwi-
schen Personen- und Güterverkehr hin zu 
einem „Wirtschaftsverkehr“ gesehen auf der 
Grundlage eines abgestimmten Zusammen-
spiels der Kommunen, der Bus– und Bah-
nunternehmen, der Fahrzeugindustrie, der 
verladenden Wirtschaft und der Logistikun-
ternehmen.

Nicht nur der Personen- und der Güterver-
kehr stehen im Fokus der Klimapolitik. Auch 
der Schienenverkehr, die Schifffahrt und der 
Luftverkehr sollen ihren CO2-Ausstoß redu-
zieren. Welche Kraftstoffe und Antriebe das 
größte Potential aufweisen, um beim Schie-
nenverkehr und in der Schifffahrt die Reduk-
tionsziele zu erreichen, erörterte der Arbeits-
kreis „Energie & Verkehr“ am 9. November 
2016. Dabei wurde deutlich, dass dies nur 
über erhebliche zusätzliche Investitionen in 
Infrastruktur, Automatisierung und Digita-
lisierung gelingen werde. Hieran beteilige 
sich die Bundesregierung etwa zugunsten 
von alternativen Antrieben für nichtelektrifi-
zierte Nebenstrecken der Bahn, aber auch 
beim Einsatz von Flüssigerdgas (LNG) in 
der Schifffahrt. Da es augenblicklich mark-
treife Erdgasmotoren in der Binnen- und 
Seeschifffahrt nicht gebe, seien finanziel-
le Anreize für Dual-Fuel-Motoren geboten. 
Mit batterieelektrischen Antrieben für Con-
tainerschiffe und Tanker sei eher nicht zu 
rechnen, eher mit deren Einsatz bei kleinen 
Fähren oder im Hybridbetrieb im küstenna-
hen Bereich.

Im Mittelpunkt der Beratungen des Arbeits-
kreises „Energie & Verkehr“ am 18. Januar 
2017 standen unter Berücksichtigung des 
Abkommens der Mitgliedstaaten der Inter-
nationalen Zivilluftfahrtorganisation ICAO 
Maßnahmen zur Reduzierung der klima-
relevanten Emissionen des Luftverkehrs. 
Um das Ziel zu erreichen, den Treibhaus-
gasausstoß in der Zukunft auf dem Niveau 

von 2020 zu halten, müssten angesichts der 
langen Betriebszeiten der Flugzeuge neue 
Technologien möglichst kurzfristig einge-
setzt werden. Verbesserungen bei den ther-
mischen Antriebskonzepten, etwa bei Gas-
turbinen, böten ein signifikantes Potential 
zur Emissionsreduzierung. Zusätzlich müs-
se der Einsatz alternativer Kraftstoffe in Be-
tracht gezogen werden. Während elektrisch 
angetriebene Flugzeuge zur Beförderung 
von 40 Personen auf einer Strecke von 700 
km zwischen 2030 und 2035 zu erwarten 
seien, rechne man mit hybrid-elektrisch an-
getriebenen Flugzeugen für den Regional-
verkehr und 100 Passagieren bereits 2030.

                                                        
Kein Verkehrsmittel 

ist so klimafreundlich, 
keines ist so elektro-
mobil wie die Bahn. 
Um Deutschland beim 

Erreichen der Klimaziele 
weiter voranzubringen, 

fahren die Züge der DB ab 2038 zu 100 
Prozent mit Ökostrom. Dafür ist ein ganz-
heitlicher Blick notwendig und das Forum 
Zukunftsenergien verbindet die wichtigen 
Sektoren Energie und Verkehr perfekt.

Torsten Schein
Vorsitzender der Geschäftsführung, DB Energie 
GmbH, Mitglied des Vorstandes, Forum für Zu-
kunftsenergien e.V.
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Am 20. Februar 2019 stand auf der Ta-
gesordnung des Arbeitskreises „Energie 
& Verkehr“ die Thematik „Klimaschutz im 
See- und Luftverkehr – „On track“ oder im 
Schlingerkurs?“ vor dem Hintergrund, dass 
diese Branchen trotz der auch in den kom-
menden Jahren erheblichen Wachstumsra-
ten bei der Verkehrsleistung relevante Bei-
träge zur Erreichung der Klimaschutzziele 
leisten sollen. Erkennbar wurde, dass nur 
über einen Mix aus vielfältigen Ansätzen 
bezüglich der Technologie, operationel-
ler Maßnahmen, alternativer Kraftstoffe, 
markbasierter Systeme, lokaler Maßnah-
men auf den Flughäfen und ergänzender 
Forschung die Klimaauswirkungen des 
Flugverkehrs eingedämmt werden können.  

Die vielversprechende Beimengung alter-
nativer Kraftstoffe sei erst langfristig zu 
erwarten, da diese augenblicklich nicht in 
ausreichenden Mengen und nicht zu über-
schaubaren Kosten zur Verfügung stünden. 
Bei der Schifffahrt seien alternative Antriebe 
auf dem Vormarsch, etwa mit dem Einsatz 
von LNG-Schiffen, aber auch über stromba-
sierte alternative Kraftstoffe. 

Fazit

Rückblickend auf die Aktivitäten des Forum 
für Zukunftsenergien in den vergangenen 
dreißig Jahren wird erkennbar, dass in die-
sem Zeitraum wohl kein wichtiger Aspekt 
und kein bedeutendes Thema im Kontext 
mit der Energiewirtschaft und folglich der 
energiepolitischen Debatte unberücksichtigt 
geblieben ist. Alle Sektoren der Energiean-
wendung (Strom, Wärme und Mobilität), alle 
Primärenergieträger, alle Arten der Erzeu-
gung und Verteilung, alle politischen Instru-
mente, alle Adressaten und Ebenen wurden 
zum Gegenstand der Debatte oder in diese 
einbezogen, um Positionen darzustellen 
und zu verteidigen, sich überzeugen zu las-
sen oder auch nicht, abweichende Haltun-
gen und Meinungen kritisch zu diskutieren 
und damit gegebenenfalls auch Neuland zu 
betreten. 
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Das Forum für Zu-
kunftsenergien bietet 
eine hochwertige 
Plattform, Meinungs-
bilder im breiten 
Diskurs mit Blick auf 

Mensch, Gesellschaft 
und Umwelt zu formen 

und richtungsweisende Entschei-
dungen vorzubereiten: Zum Energie-Mix 
der Zukunft genauso wie zu neuen Techno-
logien der Energieerzeugung, der Fortbe-
wegung und deren digitale Kopplung.

Dr. Dirk Stenkamp
Vorsitzender des Vorstandes, TÜV Nord AG
Kurator, Forum für Zukunftsenergien e.V.

                                                        
Das Forum für Zu-

kunftsenergien för-
dert seit 30 Jahren 
kompetent und un-
abhängig den Dialog 

zu allen relevanten 
energiepolitischen The-

men. Meine Anerkennung gilt dem 
Arbeitskreis „Energie & Verkehr“, der stets 
kompetent und praxisorientiert anhand ak-
tueller Fragestellungen sektorübergreifende 
Diskussionen zwischen der Energie- und 
der Verkehrspolitik ermöglicht und die Ver-
knüpfung von Energiewende und Mobilität 
thematisiert.

Dr. Christoph Ploß, MdB - CDU 
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9. Prominente Mitglieder

Prof. Dr. Werner Brinker 
ehemaliger Vorstandsvorsitzender 
EWE AG, Ehrenmitglied und ehemal.
Vorstandsvorsitzender des Forum für 
Zukunftsenergien e.V.  2007 - 2016  

Im Gründungsjahr des Forum für Zukunftse-
nergien, also im Jahre 1989 , stand die na-
tionale und internationale Energiewirtschaft 
noch unter dem Eindruck des verheerenden 
Reaktorunglücks von Tschernobyl und Eu-
ropa stand vor dem Zusammenbruch der 
Warschauer-Pakt Staaten mit dem Fall der 
Mauer in Berlin und der daraus resultieren-
den Wiedervereinigung Deutschlands.

Gleichzeitig führte uns das Reaktorunglück 
von Tschernobyl vor Augen, dass die fried-
liche Nutzung der Kernenergie in der deut-
schen Gesellschaft und in anderen Teilen 
Westeuropas stark umstritten war.

Als Folge einer auch durch die Brundt-
land-Kommission hervorgerufenen stärke-

ren Fokussierung auf erneuerbare Ener-
gie trat in Deutschland im Jahre 1991 das 
Stromeinspeisegesetz in Kraft, nachdem 
zuvor schon der Kugelhaufen-Reaktor 
Hamm-Uentrop stillgelegt und die Planun-
gen für die Wiederaufbereitungsanlage Wa-
ckersdorf eingestellt worden waren .

Es war also an der Zeit, eine Plattform zur 
intensiven Diskussion über die zukünftige 
Ausrichtung der deutschen Energiepolitik 
ins Leben zu rufen, eben, das „ Forum für 
Zukunftsenergien „.

Dabei sollten seine Mitglieder nicht ver-
suchen, ihre Interessen durch das Forum 
durchzusetzen. „ Die Mitglieder sollen das 
Forum als eine Plattform betreten, auf der 
ein Dialog stattfindet und dieser Dialog 
möglichst in der Popper‘schen Erkenntnis 
führen: „ Keiner ist im Besitz der Wahrheit“, 
so einer der Gründungsväter des Forum, Dr. 
Hans-Dieter Harig.

Das Forum für Zukunftsenergien hat diese 
Aufgabe in herausragender Weise gemeis-
tert. Das Forum war Initiator, Ideengeber 
und Motor zugleich .Seit der Gründung des 
Forum sind viele umwälzende Entscheidun-
gen in der deutschen Energiepolitik getrof-
fen worden. Dazu gehört:

- das Inkrafttreten des Stromeinspeisege-
setzes

- die Liberalisierung der Energiewirtschaft
-  die Einführung des EEG

-  der Ausstieg aus der Kernenergie
-  die Entflechtung der vertikal integrierten 

Energieversorgungsunternehmen
-  das neue Energiewirtschaftsgesetz
- die Verlängerung der Laufzeit der Kern-

kraftwerke
-  das Reaktorunglück von Fukushima
-  die Stilllegung von acht deutschen Kern-

kraftwerken
-  die deutsche Energiewende.

All diese Ereignisse werden umrahmt von 
den Klimaschutz-Konferenzen z.B.

in Rio, Kyoto, Kopenhagen und letztlich Pa-
ris, mit dem Ziel, die Temperaturerhöhung 
in der Erdatmosphäre auf 2 Grad Celsius 
,möglichst sogar auf 1,5 Grad Celsius zu 
begrenzen.

Von 2008 - 2016 durfte ich den Vorsitz im 
Forum für Zukunftsenergien übernehmen.

In dieser Zeit haben wir die bestehenden 
Formate weiter ergänzt, mit dem Ziel, die 
gesamte Komplexität der Energiewirtschaft 
abbilden zu können. Darüber hinaus haben 
wir den Sprung nach Brüssel erfolgreich 
vollzogen. Auch wenn sich das Forum in 
den letzten Jahren großartig in der ener-
giepolitischen Diskussion positioniert hat, 
warten noch viele Aufgaben und Herausfor-
derungen ,denn die Beschlüsse von Paris 
bedeuten in der Konsequenz nichts anderes 
als ein Verbot der Verbrennung von fossilen 
Energieträgern in den Bereichen Haushalt/

Prof. Dr. Werner Brinker, 
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Gewerbe, Industrie und Verkehr und damit 
die Transformation des bestehenden Ener-
gieversorgungssystems zu einem System 
basierend auf erneuerbare Energien mit 
den für Deutschland dominierenden Ener-
giequellen Wind und Sonne. Die Dramatik 
der Herausforderung wird deutlich, wenn 
wir uns vor Augen führen, dass der Ende-
nergieverbrauch in Deutschland i.H. von ca. 
2600 TWh allein aus erneuerbare Energien 
bereitgestellt werden soll. Bei der durch-
schnittlichen Vollastbenutzungs-Stunden 
Zahl aller in Deutschland in Betrieb befindli-
chen EE-Anlagen (Wind, Sonne, Biomasse, 
Wasser) in Höhe von ca. 1800 h/a, ist eine 
installierte Leistung von ca. 1450 GW not-
wendig. Seit der Einführung des Stromein-
speisegesetzes sind in den letzten 28 Jah-
ren mit immenser Unterstützung durch das 
EEG ca.120 GW an installierter Leistung 
neu hinzugebaut worden. Bei konstantem 
Endenergieverbrauch in Deutschland müs-
sen also unter diesen Voraussetzungen in 
den kommenden 30 Jahren noch mehr als 
1300 GW an neu zu installierender Leistung 
hinzugebaut werden. Dieses wird unter den 
jetzigen Rahmenbedingungen nicht möglich 
sein.

Eine drastische Senkung des Energiever-
brauchs ist die Konsequenz.

In Deutschland gibt es eine zu beheizen-
de Wohn-und Gewerbefläche von ca. 4 
Mrd. Quadratmeter .Verschiedene Studi-
en haben die Kosten für die Renovierung 

entsprechend den Anforderungen der Bun-
desregierung ( 80 % weniger Primärenergie- 
verbrauch bis 2050 ) anhand realer Projekte 
auf etwa 500 €/m2 ermittelt. Somit wären 
allein 2000 Mrd. € Investition für umfassen-
de Sanierungsmaßnahmen im Baubestand 
notwendig.

Beide Szenarien machen deutlich, wie im-
mens die Herausforderungen der Energie- 
wende in Deutschland zur Erreichung der 
Klimaschutzziele von Paris sind.

Das Forum für Zukunftsenergien bietet die 
richtige und überaus wichtige Plattform zur 
Einforderung eines in sich geschlossenen 
Energiekonzepts für Deutschland.

Hierbei wünsche ich dem Forum viel Kraft, 
Durchhaltungsvermögen, Erfolg und immer 
die notwendige Unterstützung durch die Mit-
glieder.

Dr. Hans-Jürgen Brick und Joachim 
Rumstadt im Gespräch mit Dr. Annette 
Nietfeld

An beide Herren: 

Seit der Gründung des Forums für Zu-
kunftsenergien vor 30 Jahren haben 
die politischen Entscheidungsträger 
zahlreiche energie- und klimapolitische 
Weichenstellungen mit weitreichenden 
Folgen für die Energiewirtschaft vorge-
nommen. Was war rückblickend für Sie 
die gravierendste Entscheidung in den 
letzten 30 Jahren?

Rumstadt: Da fallen mir gleich eine ganze 
Reihe an Entscheidungen ein: Die gravie-
rendste politische Weichenstellung war si-
cherlich die Liberalisierung des Strommarkts 

Joachim Rumstadt 
Vorsitzender der Ge-
schäftsführung, STEAG 
GmbH, Stellvertretender 
Vorsitzender des Vorstan-
des, Forum für Zukunftse-

nergien e.V. 

Dr. Hans-Jürgen Brick
Mitglied der Geschäftsfüh-
rung der Amprion GmbH 
und designiertes Vor-
standsmitglied des Forum 
für Zukunftsenergien  e.V.
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1998. Die Einführung des Emissionshandels 
wurde in dieser Zeit aber auch schon vorbe-
reitet. Auf nationaler Ebene ist sicherlich das 
Inkrafttreten des Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG) im Jahr 2000 zu nennen. Die Li-
beralisierung begann jedoch eher verhalten, 
nach einem langen Abwehrkampf gegen die 
europäischen Vorgaben für einen liberali-
sierten Energiebinnenmarkt. Als Freund von 
Strategien würde ich den wechselfälligen 
Umgang mit der Kernenergie ausdrücklich 
nicht als Weichenstellung empfinden. Be-
sonders gravierend für uns ist aktuell, dass 
der Anspruch der Politik, einen stabilen, 
marktorientierten Ordnungsrahmen für den 
Energiemarkt zu sichern, nach und nach 
aufgegeben wird.

Brick: Für uns war in den vergangenen 
30 Jahren natürlich die Entscheidung für 
die Unabhängigkeit des Netzbetriebs ent-
scheidend. Amprion ist in diesem Zuge als 
unabhängiger Übertragungsnetzbetreiber 
entstanden mit der Aufgabe, ein sicheres 
Netz als physikalische Marktplattform zur 
Verfügung zu stellen. Parallel dazu hat in 
Deutschland der grundlegende Umbau der 
Energielandschaft begonnen. Und der funk-
tioniert nur mit einem noch leistungsstär-
keren, flexibleren Netz. Diese politischen 
Weichenstellungen haben auf unser Unter-
nehmen wie ein Entwicklungs- und Innova-
tionsmotor gewirkt. Wir sind daran gewach-
sen - nicht nur inhaltlich - und haben heute 
rund 1.700 Mitarbeiter an Bord.

An beide Herren: 

Abgesehen von der Anti-Atomkraft-Be-
wegung in den 1970er Jahren, war der 
gesellschaftliche Druck auf die Bundes-
regierung Einfluss auf die Energie­ und 
Klimapolitik zu nehmen wohl noch nie 
größer als derzeit. Mit Fridays for Fu-
ture, Scientists for Future, aber auch den 
Protesten der Beschäftigten in der Koh-
lewirtschaft und zahlreichen regionalen 
Bürgerinitiativen gegen den Ausbau der 
Windkraft und des Netzes, steht die Bun-
desregierung vor der großen Aufgabe, 
die verschiedenen Interessen aus zu glei-
chen und trotzdem das Ziel der massiven 
Reduktion der CO2-Emissionen zu errei-
chen. Gleichzeitig ist die Versorgungssi-
cherheit zu gewährleisten und der Wirt-
schaftsstandort Deutschland darf dabei 
nicht gefährdet werden. 

Wie groß ist Ihrer Meinung nach der auch 
zukünftig der gesellschaftliche Druck auf 
die Politik sich zu drastischen Schritten 
hinreißen zu lassen? Frau Merkel hat 
in einer Fraktionssitzung angeblich ja 
schon verlauten lassen, dass mit Pille-
palle nun Schluss sei. 

Brick: Wie wir Strom erzeugen ist genauso 
wie der Klimaschutz nicht nur eine techni-
sche, sondern auch eine gesellschaftliche 
Frage. Die müssen wir diskutieren und 
möglichst einen Konsens finden. Wir dürfen 
aber eventuelle Folgen und Risiken nicht 

ausblenden: Welche Auswirkungen haben 
der Ausstieg aus Kohle und Kernkraft auf 
Versorgungssicherheit und Stromkosten? 
Wieviel neue Infrastruktur ist dafür nötig, 
und wie schaffen wir dafür Akzeptanz in der 
Bevölkerung? Eines müssen wir uns dabei 
vor Augen führen: Physikalische Gesetze 
lassen sich nicht außer Kraft setzen. Ge-
nauso wenig wie zeitliche Abhängigkeiten. 
Wenn sich etwa die Erzeugungslandschaft 
schneller verändert, als wir unser Netz an-
passen können, birgt das Risiken für die 
Systemstabilität und damit auch für die Ver-
sorgungssicherheit. Und an deren Aufrecht-
erhaltung hängt die Wettbewerbsfähigkeit 
des Standorts Deutschland. Deshalb ist es 
unser Selbstverständnis bei Amprion, alles 
dafür zu tun, dass wir die Klimaziele errei-
chen und zugleich die Versorgungsicherheit 
und Kostenentwicklung im Griff behalten.

Rumstadt: Der Druck ist und bleibt hoch, 
aber wir hatten auch schon andere Pha-
sen mit großen gesellschaftlichen Konflik-
ten über Umweltfragen. Nur: Damals wurde 
meiner Meinung nach mit mehr Realismus 
reagiert. Heute sind die politischen und die 
wirtschaftlichen Verhältnisse in der Bran-
che weniger stabil, was wiederum erra-
tische Entscheidungen wahrscheinlicher 
werden lässt. Wichtig ist mir in diesem Zu-
sammenhang festzustellen: STEAG hat ihre 
CO2-Emissionen seit 1990 um 75 Prozent 
reduziert. Durch effizienteren Neubau, Still-
legungen, Minderbeschäftigung von Kraft-
werken – und verbunden mit dem Verlust 
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vieler qualifizierter Industriearbeitsplätze. 
Das ist kein Pillepalle, sondern dramatisch. 
Diese Wahrnehmung ist für mich und die 
3.500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 
STEAG in Deutschland befremdlich. Politik 
beginnt bekanntlich mit der Betrachtung der 
Realität. Doch die Realität ist leider äußerst 
komplex und dem darf sich die Politik nicht 
verschließen.

An beide Herren: 

Am 1. Februar 2019 hat die von der 
Bundesregierung einberufene Kommis-
sion „Wachstum, Strukturwandel und 
Beschäftigung“ einen Abschlussbe-
richt vorgelegt, der die Beendigung der 
Kohleverstromung in Deutschland bis 
spätestens zum Jahr 2038 vorsieht. Ein 
Kompromiss, der trotz der teilweise dia-
metral gegenüberstehenden Positionen 
gefunden wurde und somit einen gesell-
schaftlichen Konsens darstellt. Bundes-
kanzlerin Merkel hat nach Veröffentli-
chung des Berichts bereits angekündigt, 
die Empfehlungen in Gänze umsetzen zu 
wollen. Welchen Stellenwert messen Sie 
diesem Kompromiss bei und welche Her-
ausforderungen könnten sich beim Koh-
leausstieg nach diesem Fahrplan in den 
nächsten Jahren noch ergeben?

Rumstadt: Der Kompromiss hat gezeigt, wie 
komplex das Thema ist. Und ich bin denje-
nigen, die sich in der Kommission so stark 

engagiert haben, sehr dankbar. Es wurde 
auch klar herausgearbeitet, dass es sich bei 
vorzeitigen Kraftwerksstilllegungen um Ein-
griffe in das Eigentumsrecht der Betreiber 
handelt, für die es angemessenen Entschä-
digungen geben wird. Der Kompromiss soll-
te dauerhaft sein. Andernfalls würden wir ein 
ähnliches Fiasko wie beim Kernenergieaus-
stieg erleben. Diesen teuren und unnötigen 
Fehler im Verfahren sollte Deutschland nicht 
ein zweites Mal machen. Aus den Empfeh-
lungen der Kommission sollten jetzt zügig 
Gesetze gemacht und die offenen Punkte, 
wie etwa die Checkpoints und das zukünf-
tige Marktdesign aussehen sollen, ausge-
staltet werden. Hoffentlich kann die jetzige 
Bundesregierung die dafür nötige Kraft noch 
aufbringen. Denn wenn das Bekenntnis zu 
Versorgungssicherheit und bezahlbarem 
Strom vage bleibt und nicht gesetzlich ver-
ankert wird, dann haben wir nicht viel er-
reicht.

Brick: Auch ich sehe den Kohleausstieg als 
gesellschaftlichen Kompromiss an, den es 
jetzt umzusetzen gilt. Dabei kommt uns bei 
Amprion eine besondere Rolle zu. Denn wir 
haben den gesetzlichen Auftrag, rund um 
die Uhr für ein sicheres System zu sorgen. 
Ein Instrument, um dieser Aufgabe auch zu-
künftig nachzukommen, ist der Netzentwick-
lungsplan. In der aktuellen Version haben 
wir die Annahmen der Kohlekommission 
bereits berücksichtigt. Und wir sehen deut-
lich: Wir werden zusätzlichen Netzausbau 

brauchen, um den Kohleausstieg möglich 
zu machen. Daneben benötigen wir den 
Einsatz innovativer Technologien, um unser 
Netz höher auszulasten und trotzdem sta-
bil zu halten. Adaptiver Freileitungsbetrieb 
und Blindleistungskompensation seien hier 
stellvertretend genannt. Künftig wird das 
aber auch noch nicht ausreichen: Wenn wir 
in Deutschland unsere Klimaziele erreichen 
wollen, werden wir über den Tellerrand der 
einzelnen Sektoren schauen müssen. Nur 
so können wir Klimaziele, Versorgungssi-
cherheit und Kosten in Einklang bringen.

An Herrn Rumstadt:

Die Stromwirtschaft hat in den vergange-
nen Jahren die C02 – Emissionen deut-
lich reduziert. Sie und die energieinten-
sive Industrie nehmen am EU - ETS teil. 
Die Sektoren „Gebäude“ und „Mobilität“ 
werden von der Politik nun in den Blick 
genommen. 

Haben Sie aufgrund Ihrer Erfahrungen 
mit dem Wandel in Ihrem Beritt einen 
Tipp für diese Branchen? Wie sollten sie 
sich positionieren? 

Rumstadt: Da wir als Fernwärmeunterneh-
men auch im Gebäudebereich tätig sind 
und hier bereits sehr wertvolle Beiträge zur 
CO2-Reduktion leisten, darf ich mir vielleicht 
einen Hinweis erlauben. Ich glaube, dass 
diese Branchen von der Energiewirtschaft 
vor allem lernen können, wie man es 

Pr
om

in
en

te
 M

itg
lie

de
r

91



durch Ausnahmen, Subventionen und auf 
der Suche nach einem kurzfristigen politi-
schen Vorteil gegenüber Wettbewerbern. 
Das Ergebnis ist ein instabiler Ordnungs-
rahmen. Davon hat letztlich niemand etwas. 
Zudem sollten die Sektoren schauen, was 
sonst noch passiert in der Welt – Abschot-
tung schadet uns allen. Wesentlich ist für 
mich, dass die Menschen in einem markt-
wirtschaftlichen, demokratischen System 
nicht umerzogen, sondern angeregt werden 
wollen. Das sollte die Grundkonstante für 
verantwortungsvolles Handeln sein. 

An beide Herren: 

Wie stehen Sie zu der Idee einer sekto-
renübergreifenden Bepreisung von C02? 
Ist das eine gute Idee mit Lenkungswir-
kung? Oder ist es denkbar, dass der 
Mobilitätssektor die C02 Zertifikate am 
Markt aufkauft und somit dafür sorgt, 
dass die Kraftwerksbetreiber unter Druck 
geraten? 

Rumstadt: National und europäisch haben 
wir mit den sogenannten Energie- und Kli-
maplänen eine nach Sektoren unterschie-
dene Betrachtung. Und davon kommen wir 
auch so schnell nicht mehr weg. Ich hielte 
es für geradezu illusorisch, wenn man ver-
suchte, das jetzt alles diskriminierungsfrei 
zusammenzuführen. Diese Chance wur-
de im Zuge der Reform des Europäischen 
Emissionshandels (ETS) für die vierte Han-
delsperiode von 2021 bis 2030 leider ver-

passt. Also sollten die Nicht-ETS-Sektoren 
Gebäude, Verkehr und Landwirtschaft und 
der europäisch organisierte Emissionshan-
del mit den wesentlichen Teilen von Indust-
rie und Energiewirtschaft weiterhin getrennt 
bleiben. Nur in einer getrennten Betrachtung 
kann eine Lenkungswirkung erreicht werden 
– und dabei muss die Verschiebung von 
Lasten in andere Sektoren berücksichtigt 
werden. Welcher Sektor dabei auf mittlere 
Sicht am meisten unter Druck gerät, kann 
ich nicht sagen. Sicher scheint mir: Die tech-
nischen Möglichkeiten, die Emission von 
Treibhausgasen zu senken, sind nahezu un-
begrenzt. Aber nur wenige davon sind heute 
wirtschaftlich.

Brick: Um die Klimaschutzziele kosteneffizi-
ent zu erreichen, brauchen wir einen mög-
lichst fairen Wettbewerb zwischen den ein-
zelnen Energieträgern und Sektoren. Dieser 
Wettbewerb findet aufgrund von verschiede-
nen Schieflagen derzeit nicht wirklich statt. 
So ist beispielsweise die staatliche Kosten-
belastung der Energieträger in den Sektoren 
Strom, Wärme und Verkehr unterschiedlich. 
Der Stromsektor wird im Verhältnis zu den 
übrigen Sektoren überproportional belas-
tet. Aus meiner Sicht verhindert deshalb die 
aktuelle Besteuerungs-und Umlagesyste-
matik eine kosteneffiziente Energiewende. 
Die Vielzahl von kleinteiligen und indirekten 
Klimaschutzinstrumenten in den einzelnen 
Sektoren führen zu erheblichen Anreizver-
zerrungen und Ineffizienzen. Das Ziel muss 
sein, ein „Level-Playing-Field“ innerhalb der 

Finanzierungssystematik zu schaffen, so 
dass ein Wettbewerb zwischen allen Ener-
gieträgern besteht. Zudem sprechen wir 
uns für eine stärkere sektorenübergreifende 
CO2-Bepreisung auf europäischer Ebene 
aus. 

An Herrn Rumstadt:

STEAG ist ja u.a. auch an Quartierslö-
sungen beteiligt. Welche Lösungen oder 
Möglichkeiten zeichnen sich aus Ihrer 
Sicht für diese Branche ab?

Rumstadt: Wir sind gerne und qualifiziert 
dabei, wenn es um eine verlässliche Ener-
gieversorgung für die Menschen geht. Es 
gibt in Deutschland einen starken Trend zur 
Dezentralisierung, weshalb wir für uns hier 
weiterhin gute Wachstumschancen sehen. 
Der Markt ist aber wesentlich davon getrie-
ben, wie derzeit die Abgaben und Umlagen 
gestaltet sind und gekennzeichnet davon, 
dass Versorgungssicherheit quasi kostenlos 
aus dem öffentlichen Netz bezogen werden 
kann. Das wird so dauerhaft nicht funktio-
nieren. Und Blockheizkraftwerke sind auch 
nicht CO2-neutral oder besonders effizient. 
Im direkten Vergleich ist Fernwärme für die 
Umwelt oft besser. Wir sehen unsere Chan-
ce darin, dass es zukünftig zu einer neuen 
und integrierten Betrachtung von dezentra-
len und zentralen Systemen kommt. Denn 
beide haben ihre Vorteile. 
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An Herrn Brick:

Etliche Meinungsmacher wünschen sich 
eine Elektrifizierung des Mobilitätssek-
tors. Wie stehen Sie als Netzbetreiber 
dazu? Gibt es genug Strom und was be-
deutet das für die Netze? 

Brick: Mit Blick auf die Klimaziele ist die 
Elektrifizierung des Mobilitätssektors ein 
wichtiger Baustein. Auch hier plädiere ich 
für eine differenzierte Betrachtung und für 
einen Wettbewerb emissionsarmer Techno-
logie und Konzepte. Aus folgendem Grund: 
Ich glaube nicht, dass wir künftig in einer 
reinen All-electric-Welt leben werden. Das 
wäre weder sicher noch effizient. Ich bin 
stattdessen überzeugt, dass Wasserstoff 
zu einem zentralen Energieträger der Zu-
kunft wird. Gewissermaßen das Rohöl des 
21. Jahrhunderts. Übertragen auf den Mo-
bilitätssektor bedeutet das, dass der Elek-
troantrieb gut durch die Brennstoffzelle er-
gänzt werden kann. Beides behalten wir als 
Netzbetreiber im Blick. Denn wenn Millionen 
E-Autos „Strom“ tanken wollen, müssen die 
Netze darauf vorbereitet sein. Im Gegenzug 
können E-Autos auch Strom einspeisen, 
wenn das Netz stabilisiert werden muss. 
Hierzu gibt es schon Modellversuche. Eines 
zeigt sich: Wir brauchen auch hier den Blick 
über den Tellerrand, intelligente Systeme 
und eine noch engere Zusammenarbeit der 
Netzbetreiber auf allen Ebenen. 

An beide Herren:

Die Energiewende hat zu einem massi-
ven Umbruch vieler Geschäftsmodelle 
und auch ganzer Branchen geführt. Soll-
te der Regulierungsrahmen angepasst 
werden? Und wenn ja, in welcher Art und 
Weise?

Brick: Der aktuelle Regulierungsrahmen ist 
entstanden, als die Energiewende noch in 
den Kinderschuhen steckte. Seither hat das 
Projekt rasant Fahrt aufgenommen. Daher 
ist es aus meiner Sicht unverzichtbar, den 
Regulierungsrahmen an die aktuellen Her-
ausforderungen anzupassen. Ziel muss es 
sein, nachhaltige Investitionen ins Netz kos-
teneffizient sicherzustellen. Eine rückwärts-
gewandte Regulierung ist nicht zielführend. 
Wir benötigen klare politische Vorgaben, 
eindeutige Verantwortlichkeiten und Rechts-
sicherheit bei der Projektumsetzung.

Rumstadt: Ich habe immer gesagt und sage 
es auch weiterhin, dass ich ein großer An-
hänger wettbewerblicher Lösungen bin. Lei-
der erleben wir im gegenwärtigen, vermeint-
lich wettbewerblichen Regulierungsrahmen 
zu viele Ausnahmen und regulatorische Ein-
griffe. Ohne mehr Orientierung am Verursa-
cherprinzip kann dieser Rahmen aber nicht 
mehr lange funktionieren, da es gegenwärtig 
im Energiebereich zu viele Fehlanreize und 
damit verbunden zu viele Marktteilnehmer 
gibt, die sich ohne Gegenleistung von ande-
ren aushalten lassen. Deshalb muss sich die 

Politik entscheiden, was sie eigentlich will: 
Ein wettbewerbliches Energiemarktsystem 
oder ein weitgehend reguliertes System, wie 
wir es schon bis 1998 hatten. Nur Stückwerk 
hilft nicht weiter!

An beide Herren:

Welche zukünftigen Aufgaben sehen Sie 
für das Forum für Zukunftsenergien?

Brick/Rumstadt: Das Forum für Zukunfts-
energien hat sich in den vergangenen 30 
Jahren zu einer repräsentativen und aner-
kannten Organisation entwickelt, die die 
Interessen aller Zukunftsenergien bündelt. 
Nur ausgewogen und konsensual ist dies 
über einen so langen Zeitraum nachhaltig 
möglich gewesen. Das Forum für Zukunftse-
nergien sollte deshalb künftig noch stärker in 
den Dienst der Konsensfindung im Rahmen 
der Energiewende gestellt werden. Gerade 
auch mit Blick auf die Empfehlungen der 
WSB – Kommission und deren Umsetzung 
aber auch darüber hinaus, wenn es darum 
gehen wird, eine Antwort auf die Frage zu 
finden, wie die Konvergenz der verschiede-
nen Systeme zu erreichen sein wird.“ Hieran 
sollte das Forum Sektoren bzw. Branchen 
übergreifend arbeiten und dabei die Politik 
stets mit einbeziehen. 
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Von A nach B – Verkehrs- und Energie-
wende in Einklang bringen

Torsten Schein, Vorsitzender der Ge-
schäftsführung, DB Energie GmbH 
Mitglied des Vorstandes, Forum für  
Zukunftsenergien e.V.

1  Logistik und Mobilität

1.1 Herausforderungen für den 
Verkehrssektor im Zeichen der 
Energiewende

Der Verkehrssektor steht im Zeichen der 
Energiewende vor der Herausforderung, 
seinen Beitrag zur CO2-Reduzierung zu 
leisten. Dieser ist bislang deutlich hinter 
den Erwartungen zurückgeblieben. Dieses 
Ziel wird umso ambitionierter als die beste-
hende Verkehrsinfrastruktur (Straßen und 
Schienennetze) durch das geänderte Ein-
kaufsverhalten und steigende Bedürfnis der 
Menschen nach Mobilität immer stärker be-
lastet wird. Und sowohl im Fernverkehr der 
Deutschen Bahn als auch im Nahverkehr 

sind seit Jahren steigende Fahrgastzahlen 
zu beobachten. Sowohl die Straße als auch 
die Schiene sind in weiten Bereichen an der 
Kapazitätsgrenze angelangt. Dabei konkur-
rieren der Gütertransport und Personenver-
kehr in hohem Maße um die knappe Res-
source Infrastruktur.

Die Energiewende bringt nun zusätzlich zu 
dieser Situation eine stark sinkende Akzep-
tanz von Diesel als primärem Antriebsstoff 
mit sich. Das betrifft auch hier wieder sowohl 
den Gütertrans-port auf Straße und Schiene 
als auch den Personenverkehr. Es besteht 
breiter politischer und gesellschaftlicher 
Konsens, dass alternative Antriebstechnolo-
gien für LKW, Busse, PKW und Schienen-
fahrzeuge weiter forciert werden müssen.

Häufig wird dabei außer Acht gelassen, dass 
es sich nur teilweise um eine technologische 
Herausforderung handelt. Die Energiewen-
de auf der Straße und Schiene erfordert viel-
mehr neue ganzheitliche Konzepte für Lo-
gistik und die individuelle Mobilität. Auf den 
ersten Blick mögen Güter- und Personen-
verkehr vor komplett unterschiedlichen He-
rausforderungen stehen, aber im Endeffekt 
lässt sich für beide Bereiche das Problem 
auf einen gemeinsamen Nenner bringen: 
Es gilt, eine Ware oder Person möglichst 
schnell, flexibel, zuverlässig und CO2-frei 
von A nach B zu bringen und dabei am Ende 
auch noch wettbewerbsfähig zu bleiben. Da-
bei darf man sich nicht nur darauf konzent-
rieren, dass Start und Ziel in größeren Städ-

ten liegen, sondern auch der nicht-urbane 
Bereich muss integriert werden.

Für den Güterverkehr auf der Straße war es 
bislang oftmals noch möglich, unmittelbar 
am Startpunkt eine Ware aufzuladen und 
direkt am Zielpunkt wieder abzuliefern. In 
Anbetracht der Dieseldebatte wird das so 
nicht mehr funktionieren, denn es ist ab-
sehbar, dass Diesel-LKW irgendwann der 
Weg in das Zentrum der Städte verwehrt 
bleibt. Es gilt hier, Konzepte zu entwickeln, 
die den Transport der langen Strecken mit 
einer anders gestalteten Auslieferung in-
nerhalb der Stadt kombiniert, was ggf. auch 
unterschiedliche Antriebstechnologien oder 
Wechsel von Straße auf Schiene und umge-
kehrt erfordert.

Für den Personenverkehr lassen sich zwei 
Problembereiche identifizieren. Für die Indi-
vidualisten mit eigenem PKW stellt sich die 
Frage, wie sie mit heutigen Elektro- oder 
Wasserstofffahrzeugen mit begrenzten 
Reichweiten ihre langen Distanzen über-
brücken können und wo sie auch innerhalb 
urbaner Bereiche Lade- bzw. Betankungsin-
frastruktur finden. Für die Nutzer des Fern- 
oder Nahverkehrs steht hingegen im Fokus, 
wie sie nahtlos an ihren endgültigen Zielort 
kommen. Hier braucht es entsprechende 
durchgängige Mobilitätskonzepte, die einen 
bequemen und schnellen Übergang vom 
Bahnhof in den direkten urbanen Verkehr 
ermöglichen. Auch hier steht eine komplett 
CO2-freie Mobilitätskette im Fokus. 
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Letztendlich treffen in der Stadt dann wie-
der die Probleme der letzten Meile beim 
Güterverkehr mit dem Personenverkehr 
zusammen. Insbesondere benötigen beide 
entsprechende Infrastrukturkonzepte, um 
die CO2-Freiheit zu gewährleisten. Und hier 
zeigt sich dann die spezielle Rolle, die die 
Energiewirtschaft generell bei der Umset-
zung der Verkehrswende hat. 

1.2  Die Rolle der Energiewirtschaft 
als Enabler der Verkehrswende

Wie vielfältig die Rolle der Energieversorger 
bei der Umsetzung der Verkehrswende ist, 
ergibt sich unmittelbar aus den unterschied-
lichen Anforderungen der sich zukünftig ent-
wickelnden Verkehrskonzepte für Straße 
und Schiene. Die Aufgabe besteht bei wei-
tem nicht nur darin, Ladeinfrastruktur und 
den dafür benötigten Strom an den Auto-
bahnen und in den Städten bereit-zustellen. 
Dies ist zwar für den automobilen Individu-
alverkehr schon ein großer Teil der Lösung, 
stößt aber bei großen Distanzen und vor 
allem auch dem LKW-, Bus- und Schie-
nenverkehr schnell an seine Grenzen. Erst 
zusammen mit Wasserstoff, synthetischem 
Diesel und ggf. weiteren alternativen An-
triebsstoffen ergibt sich hier ein tragfähiges 
Gesamtkonzept, das alle An-forderungen 
der unterschiedlichen Verkehre berücksich-
tigt. Neben diesen weiteren Antriebs-stoffen 
selbst wird dann auch hierfür geeignete Inf-
rastruktur zur Betankung bereitstehen müs-
sen. Was dabei für die Straße technologisch 

teilweise schon erprobt ist, ist am Beispiel 
Wasserstoffantrieb für die Schiene noch 
Neuland.

Neben der Vermeidung eines Verkehrskol-
lapses durch den zunehmenden Verkehr 
liegt der Hauptfokus der Verkehrswende na-
türlich auf der Reduzierung des CO2-Aus-
stoßes. Solange die unterschiedlichen 
Antriebsstoffe weiterhin aus fossilen Ener-
giequellen erzeugt werden, wird hier kein po-
sitiver Beitrag des Verkehrs geleistet. Daher 
liegt das wesentliche Augenmerk der Ener-
giewirtschaft neben den Infrastrukturthemen 
auf der ausreichenden und sicheren Bereit-
stellung von Strom aus regenerativen Ener-
giequellen. Und das nicht nur für die Ladein-
frastruktur, sondern auch zunehmend für die 
Erzeugung von Wasserstoff, synthetischem 
Diesel oder allgemein Power-to-X.

Und am Ende müssen neben der Energie-
wirtschaft und dem Verkehrssektor auch 
weitere Themen wie Stadtentwicklung, 
Quartiersentwicklung, Logistikkonzepte, Po-
litik und Regulierung in Einklang gebracht 
werden. Ein Beispiel, wo viele der Hand-
lungsstränge bereits heute gesamthaft un-
ter einem Dach adressiert werden, ist die 
Deutsche Bahn als wichtigem Baustein der 
Verkehrs- und Energiewende. U. a. kom-
men hier Mobilitätskonzepte für den Perso-
nenverkehr, Logistikkonzepte für den Güter-
verkehr, Infrastrukturkonzepte für Schiene, 
Straße und Bahnhöfe mit der passenden 
Energieversorgung zusammen. 

1.3  Konkrete Lösungen am Beispiel 
Deutsche Bahn aus Sicht des 
Energieversorgers

Die Deutsche Bahn wird bereits heute zu 
Recht von der Gesellschaft mit nachhalti-
gem Verkehr auf der Schiene in Verbindung 
gebracht. Sie hat sich zum Ziel gesetzt, spä-
testens im Jahr 2050 die CO2-Freiheit im 
Gesamtkonzern erreicht zu haben. Die Ver-
sorgung des Schienenverkehrs mit Bahn-
strom soll in 2038 zu 100% aus regenerati-
ven Quellen stammen. Bereits heute ist dies 
zu 57% der Fall. Die Deutsche Bahn ist der 
größte Energieverbraucher in Deutschland 
und auf der anderen Seite einer der größten 
Abnehmer von Grünstrom.

Oftmals vergessen wird dabei, dass die 
Deutsche Bahn neben dem Personenver-
kehr auf der Schiene auch die Bereiche 
Logistik, Busverkehre und Mobilität auf der 
Straße abdeckt. Zudem sind die Bahnhöfe 
wichtige Knotenpunkte, wo viele Verkehr-
sarten zusammentreffen und die einzelnen 
Konzepte ineinandergreifen müssen. 

Und nicht zuletzt gehört mit der DB Energie 
GmbH auch einer der größten Energiever-
sorger in Deutschland zum Konzern. Diese 
bedient alle Verkehrsarten und auch den 
stationären Bedarf in Bahnhöfen und Lie-
genschaften der Bahn mit den passenden 
und zunehmend nachhaltigen Energielösun-
gen. Welche zentrale Rolle die DB Energie 
bei der Erreichung der Nachhaltigkeitsziele 
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des DB-Konzerns im Verkehrssektor spielt, 
sollen die nachfolgenden Beispiele zeigen.

 1.3.1 Energieversorgung für alternative 
Antriebe auf der Schiene

Die Bahn hat auf der Schiene schon vor 
Jahrzehnten erreicht, was der Individual- 
und Güterverkehr auf der Straße noch vor 
sich hat: eine weitgehende Elektrifizierung 
des Verkehrs! 90% der Verkehrsleistung auf 
der Schiene wird bereits heute rein elekt-
risch erbracht. Im Schienen-personennah-
verkehr und auch im Güterverkehr sind je-
doch wegen fehlender Elektrifizierung der 
Strecken noch zahlreiche Dieselfahrzeuge 
unterwegs, die insbesondere im Zuge der 
Dieseldebatte auf der Straße verstärkt in 
den Fokus rücken. Hier braucht es Konzep-
te, wie diese Dieselfahrzeuge durch Schie-
nenfahrzeuge mit alternativen Antrieben ab-
gelöst werden können.

Unterschiedliche Technologien wie Batte-
rietriebzüge, Wasserstoffzüge, Hybridzüge 
und synthetischer Diesel bieten hier mitt-
lerweile konkrete Lösungsansätze, wie sie 
auch für den Straßenverkehr zu finden sind. 
Die Hersteller von Schienenfahrzeugen ha-
ben dies bereits aufgegriffen, so dass sich 
erste Fahrzeuge in der Erprobung befinden. 
Die DB Energie befasst sich zusammen mit 
DB Netz seit ca. 2 Jahren intensiv mit diesen 
Technologien und hat Konzepte erarbeitet, 
wie die benötigte Ladeinfrastruktur für Bat-
teriezüge und Betankungsinfrastruktur für 

Wasserstoffzüge an der Schiene bereitge-
stellt und betrieben werden kann. Für synthe-
tischen Diesel können perspektiv die heute 
bestehenden Dieseltankstellen genutzt wer-
den. Neben den Infrastrukturkonzepten gibt 
es bereits erste Gespräche mit den Aufga-
benträgern, die den Nahverkehr und zuneh-
mend auch die gewünschte Antriebstechnik 
bestellen und im Wettbewerb vergeben. 
Die Bundespolitik könnte hier die Vergabe 
der Regionalisierungsmittel an die Länder 
mit der Auflage verknüpfen, in Nahverkehr-
sausschreibungen explizit klimafreundliche 
bis klimaneutrale Verkehrsleistungen zu for-
dern. Dies würde nicht nur erhebliche Inves-
titionsanreize erzeugen, sondern auch glei-
che und faire Wettbewerbsbedingungen für 
alle Anbieter von Verkehrsleistungen schaf-
fen. Damit sind im Großen und Ganzen die 
wichtigsten Weichen gestellt, um den Diesel 
im Schienenverkehr langfristig zu substitu-
ieren. 

1.3.2 Energieversorgung für alternati-
ve Antriebe auf der Straße

Auch auf der Straße ist die Deutsche Bahn 
mit unterschiedlichen Fahrzeugen unter-
wegs. Für den Transportbereich sind hier 
Schenker, für den Mobilitätsbereich die Kon-
zerntöchter ioki, Clever-Shuttle oder die Bus-
verkehre von DB Regio genannt. Insofern 
bietet sich hier ein großer Hebel für einen 
wesentlichen Schritt hin zur CO2-Freiheit im 
Jahr 2050. Die DB Energie unter-stützt diese 
Geschäftsfelder bei ihren individuell notwen-

digen Maßnahmen, um den Diesel auf der 
Straße abzulösen. Auch hier werden tech-
nologieoffenen mehrere Ansätze verfolgt 
und nach Bedarf sowohl Ladeinfrastruktur 
für Elektrofahrzeuge als auch Betankungs-
infrastruktur für Wasserstoff bereitgestellt. 

Ein breiter technologischer Ansatz ist insbe-
sondere für den Güterverkehr auf der Straße 
erforderlich, denn hier bestehen besondere 
Anforderungen an die Energieversorgung 
der Zukunft. So braucht der Güterverkehr 
auf der Straße neue Logistikkonzepte, wie 
Güter auf der einen Seite möglichst CO2-
frei über lange Strecken transportiert wer-
den können und auf der anderen Seite die 
letzte Meile überbrückt wird. Es entstehen 
Logistikkonzepte, bei denen an geeigneter 
Stelle vor den großen Städten Mikrohubs 
entstehen, in denen Waren von großen 
LKWs auf kleinere Fahrzeuge wie Street 
Scooter, Cargo-Bikes etc. umgeladen wer-
den, um zum endgültigen Ziel geliefert zu 
werden. Aufgrund der begrenzten Reich-
weite von Batteriefahrzeugen werden für 
die langen Strecken Technologien wie LNG, 
Wasserstoff oder synthetischer Diesel zum 
Einsatz kommen. Die letzte Meile kann dann 
entsprechend mit Batterietransportern über-
brückt werden. Die Konzepte für die letzte 
Meile können dabei identisch sein mit denen 
des Schienenverkehrs, da auch hier an den 
Zielbahnhöfen die Ware noch den endgül-
tigen Bestimmungsort in den Städten errei-
chen muss.
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Aber auch bei PKW und Bussen ist ein 
breiter Ansatz sinnvoll, solange noch nicht 
absehbar ist, welche Technologie sich letzt-
endlich durchsetzen wird. Das Know-how 
von DB Energie zu den alternativen Antrie-
ben kann hier für Straßen- und Schienen-
verkehr gleichermaßen eingebracht werden.

1.3.3 Personenbahnhöfe als Ver-
kehrsknotenpunkte

Im Personenverkehr spielen die Bahnhöfe 
eine vergleichbare Rolle wie die Mikrohubs 
im Güterverkehr. Hier gilt es, den Fahrgästen 
einen nahtlosen Umstieg auf ein adäquates 
Nahbereichsverkehrsmittel zu ermöglichen, 
mit dem sie ihr endgültiges Ziel erreichen. 
Mit ioki, Clever Shuttle, Call-a-Bike und ähn-
lichen Konzepten haben sich bereits erste 
Lösungen am Markt etabliert, die aber in der 
Regel isoliert nebeneinander stehen und ihre 
eigene Infrastruktur mit-bringen. Und ins-
besondere sind diese Konzepte nicht oder 
nur eingeschränkt mit der weiteren Stadt-/
Quartiersentwicklung abgestimmt. Daher 
beschäftigt sich auch die Deutsche Bahn 
mittlerweile intensiver mit solchen Themen 
wie Smart Cities und Quartiersentwicklung. 
Am Ende muss ein schlüssiges Gesamtkon-
zept für die Stadt (und natürlich auch den 
ländlichen Bereich) entstehen, wie die benö-
tigte Infrastruktur für all diese Lösungen zur 
Verfügung gestellt werden kann. Dabei ist 
dann auch der e-mobile Individualverkehr zu 
berücksichtigen, der in der Stadt/am Arbeits-
platz ggf. auch Ladeinfrastruktur benötigt. 

Die DB Energie als Energieversorger über-
nimmt dabei die Rolle der Bereitstellung und 
des Betriebs der Infrastruktur und versorgt 
diese und auch zunehmend die Bahnhöfe 
selbst mit Grünstrom. Es bleibt abzuwarten, 
mit welchen Maßnahmen die Politik und die 
Regulierung hier zu Investitionen in Ladein-
frastruktur die richtigen aber auch notwendi-
gen Investitionsanreize setzt. 

1.3.4 Ausbau der Elektrifizierung des 
Schienenverkehrs und nachhal-
tiger Bahnstrom

Wie bereits oben erwähnt, wird jegliche 
Form der e-Mobilität auf Straße und Schiene 
erst dann CO2-frei, wenn der dafür benötig-
te Strombedarf aus regenerativen Quellen 
gedeckt wird. Das gilt sowohl für den direkt 
verwendeten Strom in Form von Bahnstrom 
und in Ladesäulen als auch den Strom zur 
Herstellung von Power-to-X etc..

Die zunehmende Vergrünung dieses Strom-
bedarfs liegt gänzlich in der Hand des 
Energieversorgers im DB-Konzern. Für 
den Bahnstrom liegt der Anteil Erneuer-
barer Energien bereits bei 57% und wird 
Ende 2019 auf 60% gesteigert werden. Bis 
2038 und damit zeitgleich zum Kohle-aus-
stieg wird der Anteil schrittweise auf 100% 
angehoben. Die DB Energie verfolgt dabei 
unter-schiedliche technologische und wirt-
schaftliche Ansätze, um die heutigen fos-
silen Energiequellen zu ersetzen. Eine di-
rekte Einspeisung von EE-Anlagen in das 

Bahnstromnetz ist ebenso im Fokus wie 
ein Bezug aus dem öffentlichen Netz. Und 
auch bei der Energiebeschaffung kommen 
unterschiedliche Instrumente wie Handels-
bezug, direkte bilaterale Verträge aber auch 
Ausschreibungen von PPAs zum Einsatz. 
All diese Ansätze sind dann auch wichtige 
Bausteine für die nachhaltige Versorgung 
auf der Straße und den Liegenschaften. Die 
Themen greifen also nahtlos ineinander. 

1.4 Zusammenfassung

Die obigen Ausführungen und Beispiele un-
termauern, wie wichtig es ist, dass bei der 
Verkehrs- und Energiewende alle Beteilig-
ten zusammenwirken und die notwendigen 
individuellen Handlungsstränge in Einklang 
gebracht werden. Nur so kann sicherge-
stellt werden, dass die ambitionierten Ziele 
am Ende auch erreicht werden und die be-
reits stark belastete Infrastruktur für Straße, 
Schiene und Energie sowie der öffentliche 
Raum in den Städten optimal genutzt wer-
den. Eine übergreifende Gesamtlösung für 
Güter- und Personenverkehr auf Straße und 
Schiene unter Einbeziehung aller Antriebs-
arten ist hier der nachhaltigste und koste-
neffizienteste Weg, um Insellösungen und 
Wildwuchs zu vermeiden. Die Deutsche 
Bahn wird mit ihrem breiten Ansatz diesen 
Weg weiter beschreiten und bildet damit 
dauerhaft einen wichtigen Baustein für den 
Klimaschutz.
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Integrierte Energie- und Klimapolitik: 
Über den Erfolg entscheidet allein das 
Ergebnis

Prof. Dr. Dr. Reinhard F. Hüttl, Vizepräsi-
dent, acatech Deutsche Akademie der-
Technikwissenschaften e.V. , Kurator des 
Forum für Zukunftsenergien e.V.

Das Forum für Zukunftsenergien widmet 
sich seit nunmehr drei Jahrzehnten dem in-
tensiven Dialog zu aktuellen und künftigen 
energiepolitischen Fragestellungen und er-
füllt damit auf nationaler wie europäischer 
Ebene eine exklusive Schnittstellenfunktion 
zwischen seinen Mitgliedern, der energie-
wirtschaftlichen Fachöffentlichkeit sowie der 
Politik.

Die Gründung des Forum für Zukunftse-
nergien im Jahr 1989 fiel in den Vorabend 
eminenter Veränderungen (politisch, ökono-
misch, technologisch, gesellschaftlich und 
ökologisch), die den Rahmen für die ener-
gie- und klimapolitischen Entwicklungen 
der darauffolgenden drei Jahrzehnte maß-
geblich mitbestimmen sollten. Im zeitlichen 
Umfeld von deutscher Vereinigung, europäi-

scher Integration sowie einer untrennbar mit 
der digitalen Transformation verbundenen 
Internationalisierung und Globalisierung er-
folgten dabei bedeutende Weichenstellun-
gen sowohl durch die Übereinkommen unter 
der Klimarahmenkonvention (Kyoto-Pro-
tokoll von 1997/ Pariser Abkommen von 
2015) als auch durch die Zielformulierungen 
der Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung der Vereinten Nationen (Sustainable 
Development Goals, SDGs von 2015). Als 
globale politische Ziele erfuhren die Hand-
lungsfelder Klimaschutz und Nachhaltigkeit 
hierdurch eine erhebliche Aufwertung im 
energiepolitischen Bestreben nach Ausge-
wogenheit zwischen Versorgungssicherheit, 
Wirtschaftlichkeit und Umweltverträglichkeit.

Die mit dem Jubiläum des Forum für Zu-
kunftsenergien verbundene Zeitperiode von 
dreißig Jahren verdeutlicht zudem eindring-
lich das erforderliche Maß an Geschwin-
digkeit mit der bestehende technologische 
und sozioökonomische Systeme weltweit 
an emissionsmindernde Alternativen ange-
passt werden müssen, um eine treibhaus-
gasneutrale Gesellschaft bis zum Jahr 2050 
als realistisches Ziel erachten zu können. 
Jedoch stimmt der historische Rückblick 
auf das bisherige Zeitregime von mehreren 
Dekaden für die Entwicklung und die inter-
nationale Marktdurchdringung aller heute 
bestehenden Energietechnologien nicht un-
bedingt zuversichtlich. Für die globale Trans-
formation des Energiesystems ist auch bei 
optimalen Innovationsbedingungen und un-

ter Berücksichtigung aller technologischen 
und sozialen Entwicklungen ein Zeitrah-
men deutlich über das Jahr 2050 hinaus 
als wahrscheinlich anzunehmen. Die Frage 
eines realistischen Zeitrahmens, der für die 
Kommerzialisierung, die breite Anwendung 
und letztendlich eine emissionsmindernde 
Wirkung von Technologien benötigt wird, 
bleibt somit sowohl für die Validierung von 
Energieszenarien als auch bei der Steue-
rung durch die Politik für die notwendigen 
Veränderungen und deren Umsetzung von 
entscheidender Bedeutung.

Ungeachtet des Zeitdrucks für die Umset-
zung der internationalen Zielvereinbarungen 
steigen die jährlich energiebedingten Koh-
lendioxidemissionen momentan in durchaus 
erheblichem Umfang global weiter an. Die 
zunehmende Weltbevölkerung und der mit 
dem Wachstum der Weltwirtschaft korrelie-
rende Energiebedarf, der nicht zügig und 
vollständig durch den Zuwachs Erneuerba-
rer Energien kompensiert wird, erfordern ein 
Umdenken und eine Neujustierung interna-
tionaler Klimapolitik weit über den Umfang 
gemeinsamer Zielvereinbarungen hinaus. 
Dabei gilt es nicht nur Lock-in-Effekte zu 
vermeiden und technologieoffene Hand-
lungsoptionen für die Zukunft zu erhalten, 
sondern auch verstärkt globale Maßnah-
men und Partnerschaften zur gemeinsa-
men Bewältigung der Transformation von 
Energiesystemen einzugehen. Beispiele für 
Lösungsansätze mit internationalem Cha-
rakter liefern z.B. die Initiativen von Japan 

Prof. Dr. Dr.  
Reinhard F. Hüttl
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im Rahmen seiner Wasserstoffstrategie zur 
Zusammenarbeit mit Australien und Brunai 
oder das Engagement chinesischer Staats-
unternehmen für Solarkraftwerke in Wüsten-
regionen und den Aufbau von internationa-
len Stromnetzen für eine interkontinentale 
Energieversorgung.

Deutschland nimmt im internationalen Ver-
gleich bei der Transformation seines Ener-
giesystems derzeit keine Vorreiterrolle ein. 
Das zeigt sich im Besonderen daran, dass 
die bisherige Energiewende unter dem Vor-
satz des Klimaschutzes keine nennenswer-
te Minderung der Treibhausgasemissionen 
mehr erzielt und als Folge nationale und 
europäische Zielvorgaben deutlich verfehlt 
werden. Neben den bisherigen jährlichen 
Kosten von rund 25 Milliarden Euro für die 
auf Stromerzeugung fokussierte Energie-
wende drohen zudem Strafzahlungen in 
Höhe von 30 bis 60 Milliarden Euro über die 
kommende Dekade durch die Verfehlung eu-
roparechtlich verbindlicher Zielvorgaben für 
die nicht in den Emissionshandel integrier-
ten Sektoren Verkehr, Gebäude und Land-
wirtschaft. Mangelnde Wirtschaftlichkeit der 
bisherigen Maßnahmen könnten den Anreiz 
für andere Länder deutlich schmählern dem 
Beispiel der Energiewende zu folgen. 

Mit der sektorübergreifenden Integration 
von Strom aus Erneuerbaren Energien wer-
den im künftigen deutschen Energiesystem 
große Erwartungen verknüpft. Dabei ermög-
licht die Sektorenkopplung das Gesamtsys-

tem beim Ausbau mit weiteren erneuerbaren 
Energieträgern zu flexibilisieren, beispiels-
weise durch die direkte Nutzung der Primä-
relektrizität im gesamten Energiesystem, 
durch die Nutzung von Wasserstoff oder 
durch die Herstellung synthetischer Brenn- 
und Kraftstoffe. Die für eine treibhausgas-
neutrale Gesellschaft benötigten Erzeu-
gungskapazitäten werden sich nach dem 
jetzigen Kenntnisstand nicht ausschließlich 
in Deutschland realisieren lassen, so dass 
ein internationaler Austauschhandel mit Ent-
wicklungs- und Schwellenländern eine wich-
tige Schnittstelle bilden wird. Dies könnte ein 
effektiver Beitrag zur Milderung des Migrati-
onsdrucks aus politisch wie wirtschaftlich in-
stabilen Regionen sein. 

Unter dem Gesichtspunkt der Versorgungs-
sicherheit werden im Zuge des anstehen-
den Kohleausstiegs voraussichtlich die 
wenig ausgelasteten Gaskraftwerks-Kapa-
zitäten vorrangig eingesetzt. Dabei wird der 
Bau von LNG-Terminals zur Teilnahme am 
weltweiten, nicht-pipeline-gebundenen Erd-
gashandel die länderspezifische Importab-
hängigkeit von Erdgas verteilen. Allerdings 
könnte der Einsatz von Erdgas möglicher-
weise nur von begrenztem klimapolitischem 
Nutzen sein, da sich der Emissionsvorteil 
von Gas gegenüber Kohle bei Einbezug der 
vorgelagerten Emissionen, also unter Be-
rücksichtigung des gesamten CO2-Fußab-
drucks, spürbar verringern kann.

Damit gilt auch an dieser Stelle, dass über 
den Erfolg allein das Ergebnis entscheidet 
- im Fall von Energie- und Klimapolitik also 
die tatsächliche Abnahme der Treibhaus-
gaskonzentrationen in der Atmosphäre!

Bei allen Anstrengungen, das Energiesys-
tem treibhausgasneutral zu gestalten, gilt 
es bereits jetzt die unausweichlich notwen-
digen Anpassungsmaßnahmen zur Bewäl-
tigung des Klimawandels deutlich verstärkt 
zu berücksichtigen.
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Interview mit Dr. Thomas Zengerly, Vor-
sitzender der Geschäftsführung, Deut-
sche Shell Holding, Kurator des Forum 
für Zukunftsenergien e.V.

Herr Dr. Zengerly, die deutsche Shell 
ist sozusagen ein „bunter Hund“. Das 
Unternehmen ist im konventionellen Öl- 
und Gasgeschäft zu Hause und zählt als 
Betreiber von Raffinerien auch zu den 
energieintensiven Unternehmen. Gleich-
zeitig setzt sich Shell für die Verbreitung 
alternativer Treibstoffe im Straßen-, 
Schiffs- und Flugverkehr ein. Ein Stich-
wort an dieser Stelle lautet „LNG“, ein 
anderes neue „Speicherlösungen“ und 
„Energieservices“. Ihre Kunden finden 
Sie ganz klassisch im Transport– und 
Wärmebereich. Es sind Unternehmen 
und Privathaushalte. Shell zählt zu den 
Gründungsmitgliedern des Forum für 
Zukunftsenergien und engagiert sich 
seither in den Gremien Vorstand und 
Kuratorium. Wieso sind Sie überhaupt 
im Forum für Zukunftsenergien und 
nicht nur in den entsprechenden Bran-
chenverbänden?

Zengerly:Wir sind in verschiedenen Bran-
chenverbänden vertreten und das ist auch 
wichtig, denn sie bündeln die Interessen 
der Branche und vertreten ihre spezifischen 
Interessen gegenüber der Politik. Unsere 
Motivation für eine Mitgliedschaft im Forum 
für Zukunftsenergien ist eine andere: Das 
Forum für Zukunftsenergien ist die einzige 
branchenneutrale Institution im vorparla-
mentarischen Raum, in der sowohl Erzeu-
ger als auch Verbraucher vertreten sind. Es 
verfolgt seit Anbeginn einen ganzheitlichen 
Ansatz, der keinen Energieträger von vorn-
herein ausschließt. Im Mittelpunkt steht da-
bei, dass künftige Energieerzeugung und 
-versorgung nicht ohne Beachtung des Um-
welt- und Klimaschutzes erfolgen kann und 
gleichermaßen die Aspekte Wirtschaftlich-
keit und Versorgungssicherheit berücksich-
tigt werden müssen. Wir vertreten hier nicht 
alle dieselben Ansichten, aber das Forum 
für Zukunftsenergien stellt eine großartige 
Plattform dar, um diese Ansichten im sach-
lichen Dialog miteinander zu erörtern. Es 
bildet also eine wichtige und notwendige 
Klammer im Ringen um einen Konsens zwi-
schen all den widerstrebenden Interessen 
der Akteure. 

Welche Themen sind es, die für Sie beim 
Forum für Zukunftsenergien eine große 
Rolle spielen?

Zengerly: Das Forum für Zukunftsenergi-
en hat die Entwicklung der Energie- und 
Klimapolitik eng begleitet. Darüber hinaus 

waren für uns als Mobilitätsanbieter in der 
jüngeren Vergangenheit die Verkehrswende 
von Interesse, und als Industrieunternehmen 
mit eigener energieintensiver Produktion die 
Novelle des EEG sowie die Diskussionen 
um eine Reform des europäischen Emissi-
onshandelssystems wichtige Themen. Auch 
müssen wir uns als weltweit tätiges Unter-
nehmen mit internationalen Entwicklungen 
in der Energiewirtschaft, wie beispielsweise 
der Energieversorgungssicherheit und an-
deren für den deutschen Markt bedeutsa-
men europäischen Energiethemen ausein-
andersetzen. All dies geschieht beim Forum 
für Zukunftsenergien.

Erläutern Sie in diesem Zusammenhang 
die Rolle, die der Klima- und Umwelt-
schutz bei der Shell spielen.

Zengerly: In der ersten Hälfte des laufenden 
Jahrhunderts wird sich der globale Energie-
bedarf fast verdoppeln, um die Lebensbe-
dingungen einer ständig wachsenden Welt-
bevölkerung zu sichern und zu verbessern. 
Gleichzeitig müssen die Treibhausgasemis-
sionen gesenkt werden, um das Klima zu 
schützen. Klima- und Umweltschutz spielen 
daher eine große Rolle und wir unterstützen 
das Pariser Klimaabkommen. Das heißt für 
Shell: mehr Energie bereitzustellen, um den 
wachsenden Bedarf zu decken; und saube-
rere Energie, um Klimawandel und Luftver-
schmutzung zu begegnen.

Dr. Thomas Zengerly 
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Shell hat sich daher ambitionierte Ziele ge-
setzt, was die Senkung unserer eigenen 
Emissionen angeht, aber auch der, die bei 
der Nutzung unserer Produkte durch Kun-
den entstehen. Das bedeutet, dass sich 
unser Produktmix über die Zeit verändern 
wird. Wir werden voraussichtlich mehr Erd-
gas – als kohlenstoffärmsten fossilen Ener-
gieträger – in unserem Energiemix sehen. 
Und wir haben eine neue Geschäftseinheit 
– New Energies – gegründet, die in den letz-
ten Jahren 1-2 Milliarden US-Dollar und in 
den nächsten Jahren jährlich 2-3 Milliarden 
US-Dollar in neue Energien investiert. 

Auch hier in Deutschland tut sich einiges. 
So haben wir in der letzten Dekade nicht 
nur die CO2-Emissionen unserer Rheinland 
Raffinerie um rund 30 Prozent gesenkt. Wir 
sind im Aufbau eines Netzes von Wasser-
stofftankstellen engagiert, errichten in der 
Rheinland Raffinerie den weltweit größten 
Elektrolyseur auf PEM-Technologie-Basis 
zur Erzeugung grünen Wasserstoffs, haben 
mit NewMotion einen der größten europäi-
schen Anbieter von Elektroladelösungen für 
daheim und am Arbeitsplatz erworben, und 
mit sonnen einen der führenden Anbieter von 
intelligenten Strompeichern und innovativen 
Energiedienstleistungen für Privathaushal-
te. Für den LKW-Verkehr bauen wir ein Netz 
von Flüssigerdgastankstellen auf, wir bie-
ten B2B-Kunden Gas-to-Liquids Kraftstoffe, 
die helfen, lokale Schadstoffemissionen zu 
senken. Und wir bieten über unsere Tochter 

Shell PrivatEnergie grünen Strom an. Um 
nur einige Beispiele zu nennen.

Kommen wir zum Mobilitätssektor. Ihm 
wird vorgeworfen keinen Beitrag zur CO2 
Minderung seit 1990 geleistet zu haben. 
Unterschlagen wird dabei häufig, dass 
jedes einzelne Fahrzeug durchaus sehr 
viel effizienter geworden ist und deshalb 
weniger CO2 pro gefahrenen Kilometer 
emittiert. Die Zunahme der verschiede-
nen Verkehre frisst die Einsparung aller-
dings wieder auf. Nun hat die EU-Kom-
mission für die Zukunft sehr drastische 
weitere CO2 – Minderungsziele vorge-
geben. Was glauben Sie, können die er-
reicht werden und wenn ja, wie? 

Zengerly: Die Ziele sind in der Tat sehr am-
bitioniert. Aber klar ist: Auch der Verkehrs-
sektor muss einen Beitrag zur Senkung der 
Treibhausgasemissionen leisten. Neben der 
weiteren Verbesserung des Verbrennungs-
motors werden wir meines Erachtens in Zu-
kunft einen stärker ausdifferenzierten Mix an 
Antriebssträngen und Kraftstoffen sehen. Im 
PKW-Bereich etwa batterieelektrische und 
Elektrofahrzeuge auf Brennstoffzellenbasis. 
Im LKW-Bereich – besonders im Schwer-
lastverkehr – ist der hocheffiziente Diese-
lantrieb schwer zu ersetzen. Hier sehe ich 
kurzfristig verflüssigtes Erdgas – also LNG – 
und später die Brennstoffzelle als eine sinn-
volle Alternative. Noch schwieriger wird es 
im Flugverkehr, wo Biokraftstoffe oder lang-
fristig synthetische strombasierte Kraftstof-

fe zur Senkung der Emissionen beitragen 
können. Und auch im Marinebereich helfen 
wir Kunden, durch LNG ihre Emissionen zu 
senken.

Wie sieht für Shell die Tankstelle der Zu-
kunft aus? 

Zengerly: Die Tankstelle der Zukunft wird 
sich weiterhin an den Bedürfnissen der Kun-
den ausrichten und die Kraftstoffe anbie-
ten, die Autofahrer benötigen und nachfra-
gen. Neben Benzin und Diesel bietet Shell 
schon heute auch LPG, CNG, Wasserstoff 
und LNG sowie GTL im B2B-Geschäft an. 
Und hinzu kommt bis Jahresende Strom 
aus Schnellladesäulen an zunächst 50 Shell 
Tankstellen. 

Daneben wird das Convenience Retail-Ge-
schäft – also mit anderen Produkten als 
Kraftstoffen – weiter an Bedeutung gewin-
nen. 

Und last but not least werden sich digitale 
Dienstleistungen mehr und mehr durchset-
zen. So startete unser Tankstellen-App zu-
nächst als reiner Stationsfinder und wurde 
dann sukzessive um zusätzliche Funktionen 
erweitert. Seit Frühjahr 2018 können Kun-
den über die Shell Smartpay App mit ihrem 
Smartphone direkt an der Zapfsäule bezah-
len, oder auch mit Google und Apple Pay. 

Das Forum für Zukunftsenergien will mit 
seiner Arbeit im Vorfeld von Gesetzge-
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bungsvorhaben und wichtigen Entschei-
dungen zu einer Versachlichung der 
Diskussion beitragen und die Konsens-
findung erleichtern. Ist das im Bereich 
des Klima- und Umweltschutzes gelun-
gen?

Zengerly: Dazu leistet das Forum für Zu-
kunftsenergien einen sehr wertvollen Bei-
trag. Hier wird nicht über Ideologien de-
battiert, sondern über Sachverhalte. Eine 
offene Diskussion mit der Politik ist wichtig, 
beispielswiese auch darüber, mit welchen 
Kosten bestimmte Lösungswege verbunden 
sind und wer diese letztlich trägt. 

Gibt es dafür ein bestimmtes Arbeitsfor-
mat?

Zengerly: Ja, im Jahr 2008 hat der damalige 
Vorstand entschieden, ein entsprechendes 
Arbeitsformat, den Arbeitskreis „Energie & 
Verkehr“, zu gründen. Wir führen ihn seit-
dem in Kooperation mit dem Bundesver-
kehrsministerium durch. Außerdem erfahren 
wir dabei die Unterstützung unseres Mitglie-
des, der Robert Bosch GmbH.

Wie genau sieht diese Kooperation aus?

Zengerly: Das Bundesverkehrsministerium 
stellt den ehrenamtlichen Vorsitzenden des 
Arbeitskreises „Energie und Verkehr“. Zu-
sammen mit ihm entwickeln wir die Themen 
einer jeden Sitzung. Die vorbereitenden 
Schritte für die Realisierung der Sitzung, die 

Durchführung vor Ort und auch die Nachbe-
reitung in Form einer schriftlichen Zusam-
menfassung übernimmt die Geschäftsstelle 
des Forum für Zukunftsenergien. Die Mo-
deration der Veranstaltung wiederum liegt 
beim ehrenamtlichen Vorsitzenden. Zudem 
trägt er im fachlichen Teil der Veranstaltung 
die Position und die Pläne des Bundesver-
kehrsministeriums zum jeweiligen Thema 
vor. Anschließend haben die verschiedenen 
Stakeholder im Forum für Zukunftsenergien 
die Gelegenheit, ihre Positionen und Be-
lange einzubringen. Dieses alles mündet in 
eine Podiumsdiskussion mit Vertretern aller 
Bundestagsfraktionen, meistens sind es die 
verkehrspolitischen Sprecher. Dort werden 
die vorgetragenen Argumente und die ge-
planten nächsten Schritte politisch diskutiert. 
Für das Bundesverkehrsministerium ergibt 
sich so die Möglichkeit, wichtige Themen zu 
platzieren, einen ersten Eindruck aus dem 
Kreis der betroffenen Branchen zu erhalten 
und die Debatte voranzutreiben. Besonders 
nützlich ist die regelmäßige Diskussion mit 
den Parlamentariern und das Zusammen-
treffen mit allen Stakeholdergruppen, denn 
als Gäste des Arbeitskreises kommen re-
gelmäßig Vertreter aller gesellschaftlich re-
levanten Gruppen im Verkehrsbereich, also 
die Wirtschaft, Wissenschaft, Verbände und 
NGOs aber auch die Presse und Vertreter 
anderer Ministerien auf Bundes- und Lan-
desebene. 
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Eine volkswirtschaftliche Notwendigkeit 
– warum heute auch jenseits der Kli-
mapolitik kein Weg mehr am massiven 
Ausbau der Windkraft in Europa vorbei-
führt

Gunnar Groebler, Vorsitzender der 
Geschäftsführung, Vattenfall Europe 
Windkraft GmbH, Kurator des Forum für 
Zukunftsenergien e.V.

Gunnar Groebler

Nicht erst im Zuge der jüngsten „Fridays 
for Future“ Demonstrationen wurde auch 
der breiten Gesellschaft deutlich, dass die 
dringend notwendige Bekämpfung der glo-
balen Klimakrise – ohne Zweifel die größ-
te Herausforderung für die Menschheit im 
21. Jahrhundert – durch eine ganzheitliche 
Energiewende nicht ohne den weiteren Aus-
bau der erneuerbare Energien auskommen 
wird. Nicht selten werden jedoch noch im-
mer die mit jener Energiewende verbunde-
nen öffentlichen Kosten, insbesondere die 
Altlasten aus der Förderung für bis dato 350 
GW an Erneuerbare-Energien-Kapazitäten 
in Europa, als Argument gegen den weite-
ren Erneuerbaren-Ausbau bemüht. 

Es stellt sich angesichts dieser politisch-ge-
sellschaftlichen Diskurslage die Frage, wie 
eine nüchterne Betrachtung der künftig 
notwendigen Rolle der Erneuerbaren, und 
insbesondere der Windkraft – an Land und 
zur See –, im europäischen Gesamtenergie-
mix aussehen sollte und von welchen poli-
tisch-regulatorischen Rahmenbedingungen 
ein weiterer Ausbau abhängt.

Abschied von den konventionellen Ener-
gieträgern und eine steigende Strom-
nachfrage – eine große Produktionslücke 
muss gefüllt werden

In ganz Europa werden in den kommenden 
Jahrzehnten alternde Erzeugungskapazi-
täten in enormem Umfang die Stromver-
sorgungssysteme verlassen. Dies gilt im 
Zusammenhang mit dem in mehreren euro-
päischen Ländern geplanten Ausstieg aus 
der Kohle- und/oder Nuklearverstromung, je-
doch ebenso für die erste Generation der Er-
neuerbaren-Anlagen, die an das Ende ihrer 
Lebensdauer gelangen wird. In Verbindung 
mit der signifikant steigenden Stromnachfra-
ge aufgrund der zu erwartenden (und not-
wendigen!) umfangreichen Elektrifizierung 
des Verkehrs- und Wärmesektors sowie 
der Produktionsprozesse energieintensiver 
Industriezweige wird diese Entwicklung bis 
zum Ende des kommenden Jahrzehnts zu 
einer massiven Stromerzeugungslücke in 
Europa führen. 

Um die Versorgungssicherheit für die eu-
ropäische Bevölkerung und Wirtschaft wei-
terhin zu gewährleisten, wird diese Lücke 
zu füllen sein mit Hilfe von Erzeugung auf 
der Grundlage neu installierter Kapazitäten. 
Zieht man den World Energy Outlook 2018 
(‚New Policy Scenario‘)1  der Internationalen 
Energieagentur (IEA) zu Rate, so lässt sich 
die europaweite Lücke für das Jahr 2030 
auf insgesamt 1 663 TWh prognostizieren. 
Dies entspricht 37% der kompletten Strom-
versorgung in jenem Jahr. Bis 2040 würde 
die Lücke sogar auf 2 230 TWh anwachsen 
– 46% der Gesamtversorgung. Die europäi-
sche Versorgungslücke im Jahr 2030 würde 
damit mehr als die komplette Stromnachfra-
ge des Jahres 2017 in Deutschland, Frank-
reich, dem Vereinigten Königreich und den 
Niederlanden umfassen. Bis 2050 werden 
sämtliche heutige Erzeugungskapazitäten 
auf der Grundlage fossiler Brennstoffe rück-
gebaut worden sein. Spätestens dann wird 
es folglich ein vollständig neu gestaltetes 
Stromerzeugungsportfolio in Europa geben. 
Darin wird die Windkraft eine zentrale Rolle 
einnehmen.

Der bemerkenswerte Kostenreduktions-
pfad der europäischen Windindustrie 
und deren aktuelle Wettbewerbsfähigkeit

Trotz des heute erreichten Kostenniveaus 
der Windkraft – die unten stehende Tabel-
le verdeutlicht anhand ausgewählter Aus-
schreibungsergebnisse die Kostenentwick-
lung der vergangenen Jahre für Wind zur 
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See und an Land – und der Wettbewerbs-
fähigkeit gegenüber Neuanlagen im Bereich 
der konventionellen Stromerzeugung, ist 
die Windindustrie längst nicht am Ende ih-
res bemerkenswerten Kostenreduktionspfa-
des der vergangenen Jahre angekommen. 
Die kontinuierlich wachsende Kapazität 
der Windturbinen – eine Verdreifachung in-
nerhalb von acht Jahren wird 2020 vor der 
niederländischen Küste zur Installation der 
ersten 10-MW-Turbine (Rotordurchmes-
ser: 193 m) führen – und die zunehmende 
Nutzung der Digitalisierung sind nur zwei 
Anzeichen dafür, dass das technische Ent-
wicklungspotenzial bei der Windkraft heute 
bei weitem noch nicht ausgeschöpft ist und 
dass die Windindustrie weitere signifikante 
Kostensenkungspotenziale heben wird. Der 
nächste Meilenstein für die Industrie sollte 
es daher sein, bis 2030 ein Kostenniveau 
von deutlich unter drei Cent pro Kilowatt-
stunde zu erreichen.

Diese industrieseitige Kostenreduktion ge-
schieht in vielen europäischen Ländern par-
allel zu einem schrittweisen Ausstieg aus der 
staatlichen Förderung für erneuerbare Ener-
gien. Mit dem Verlassen des Förderschirms 
durch die erste Generation von Erneuerba-
ren-Anlagen wird im kommenden Jahrzehnt 
auch der Kostendruck auf öffentliche Haus-
halte, und damit auf die Verbraucher, mas-
siv reduziert werden. In Deutschland und im 
Vereinigten Königreich, bis dato die größten 
nationalen Erneuerbaren-Märkte in Europa, 
erhielten 2017 Erneuerbaren-Produktions-
mengen in Höhe von 291 TWh (entspricht 
ungefähr 148 GW installierter Leistung) 
staatliche Förderung, die sich insgesamt auf 
ungefähr 34 Milliarden Euro belief2.  Es wird 
erwartet, dass sich diese Altlasten aus der 
Förderung bis zum Jahr 2030 um die Hälfte 
verringern werden und dass die letzte För-
derung für bestehende Anlagen vor dem 

Erreichen des Jahres 2040 gezahlt werden 
wird.

Zugleich wird das prognostizierte künftige 
Nettowachstum der Windkraft-Kapazitäten 
an Land und zur See in Europa in Höhe von 
insgesamt etwa 160 GW zwischen 2017 
und 20303  ungefähr zu Strommarktpreisen 
oder sogar darunter realisiert werden. Da-
bei entsteht nahezu keinerlei zusätzliche 
Förderbelastung für Steuerzahler – die Kos-
tensenkung basiert einzig und allein auf der 
Wirtschaftlichkeit der Windkraft in Europa, 
die wiederum durch das Vertrauen in beide 
Erzeugungsarten und durch deren Weiter-
entwicklung in den vergangenen zehn bis 
15 Jahren erreicht wurde.

Es führt kein (logischer) Weg vorbei am 
Ausbau der Windenergie

Verbindet man die sich abzeichnende Strom-
produktionslücke mit dem vorhergesagten 
zukünftigen Kostenniveau der Erneuerba-
ren und der kontinuierlich sinkenden Belas-
tung durch staatliche Subventionen, so er-
gibt sich eine vorrangige Schlussfolgerung 
mit Blick auf den Ausbau der Windenergie 
in Europa: Auch unabhängig von klimapo-
litischen Überlegungen und konkreten De-
karbonisierungsambitionen ist ein massiver 
Ausbau der Windkraft als Herzstück der 
europäischen Energiewende zu einer volks-
wirtschaftlichen Notwendigkeit geworden. 
Die Windkraft muss künftig – auch aus öko-
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Jahr Projekt/Land Technologie Ausübungspreis in 
€/MWh

2015 Horns Rev 3 (Dänemark) Wind zur See 103,1
2016 Borssele 1&2 (Niederlande) Wind zur See 72,2
2016 Danish Kriegers Flak (Dänemark) Wind zur See 49,9
2017 Hornsea 2 (Vereinigtes Königreich) Wind zur See 63,3 
2019 Dunkerque (Frankreich) Wind zur See 44

2017 Deutschland Wind an Land 38
2017 Niederlande Wind an Land 48

 
Tabelle: Ausgewählte Windkraft -Ausschreibungsergebnisse in europäischen Ländern (Quelle: WindEurope)
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nomischen Gründen – die erste Stromer-
zeugungsquelle der Wahl sein.

Basierend auf den derzeitigen und vorher-
gesagten Kostenniveaus bietet die Wind-
kraft heute, und mit Blick auf das nächste 
Jahrzehnt, eine Reihe zusätzlicher Vorteile 
für unsere Gesellschaften und Volkswirt-
schaften:

1) Aufgrund ihres industriellen Fußab-
drucks und ihrer breiten Lieferkette 
trägt die Windkraft erheblich zur loka-
len Wertschöpfung in Europa bei. Es 
geht dabei nicht nur um lokale Stro-
merzeugung. Heute schaffen die Pro-
duktion, Installation und der Betrieb 
von Windturbinen mehr als 260 000 
fachlich hochqualifizierte Arbeitsplätze 
in verschiedensten Regionen Europas 
und generieren einen Umsatz in Höhe 
von 60 Milliarden Euro pro Jahr.4  Die 
geographische Diversifizierung der Lie-
ferkette macht die Windindustrie zu ei-
nem bedeutenden Sektor für ganz Eu-
ropa, und nicht nur für jene Regionen, 
in denen der Grünstrom tatsächlich von 
Windrädern produziert wird. Auf diese 
Weise agiert die Windkraft nicht zuletzt 
auch als wirtschaftlicher Motor für im 
Strukturwandel befindliche Regionen, 
die bislang durch die konventionelle 
Stromerzeugung oder konventionelle 
Industriezweige gekennzeichnet sind. 

2) Europa bildet zudem das Innovati-
onszentrum für die globale Windindust-
rie, insbesondere mit kleinen und mittle-
ren Unternehmen als deren heimlichen 
Vorreitern. Die technologischen Innova-
tionen machen die europäische Windin-
dustrie zum Nettoexporteur. Innovatio-
nen werden jedoch nicht nur exportiert 
und beschleunigen damit den globalen 
Erneuerbaren-Zubau weit über Europa 
hinaus. Auch auf ganz lokaler Ebene 
führen sie zu einer bedeutsamen Min-
derung der Umweltauswirkungen und 
des Flächenbedarfs der Energiewende.

3) Als sehr stabile Art der Stromerzeu-
gung leisten die heutigen Windparks 
in ganz Europa außerdem zunehmend 
einen Beitrag zur Versorgungssicher-
heit. Neue Windparks an Land werden 
heute mit bis zu 35% ihrer Nennkapa-
zität betrieben, neue Windparks zur 
See kommen im Durchschnitt sogar 
auf nahezu 50%5.  Mit deutlich mehr 
als 4.000 Volllaststunden pro Jahr trägt 
die Windkraft zur See heute bedeutend 
zur Stabilisierung der Stromnetze bei. 
Dank der technologischen Innovatio-
nen rund um die Windturbinen können 
die Windparks inzwischen auch zahlrei-
che weitere Netzdienstleistungen, etwa 
im Bereich der Regelenergie, anbieten.

4) Die Windkraft wird neben ihrer Rolle 
in der Stromwende zunehmend auch 
das Rückgrat für die Dekarbonisierung 

weiter Bereiche der Gesamtgesell-
schaft, und damit für eine ganzheitliche 
Energiewende, bilden. Ob Stadtbusse, 
Stahlwerke oder Großrechenzentren – 
sie alle werden künftig auf der Grund-
lage der sauberen und bezahlbaren 
Windkraft in Verbindung mit innovati-
ven Speichertechnologien betrieben 
werden und damit fossile Energieträger 
substituieren können. Durch die direk-
te Kopplung der Windkraft mit anderen 
Sektoren (Verkehr, Wärme, energiein-
tensive Industrie) zur Verwendung des 
Windstroms kann zudem der Druck auf 
den viel diskutierten Netzausbau verrin-
gert werden. Ein wesentlicher Baustein 
für diese Sektorenkopplung wird aus 
Grünstrom erzeugter Wasserstoff als 
Energieträger für die Dekarbonisierung 
verschiedener Prozesse sein. 

5) Es versteht sich zusammenfassend 
von selbst, dass die Windkraft in Euro-
pa, aufbauend auf den oben genannten 
Vorteilen, ein wesentliches Instrument 
für Regierungen und Gesellschaften 
bei ihren Bemühungen ist, sowohl ihre 
wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit zu 
erhalten als auch nationale und euro-
päische Klima- und Erneuerbaren-Ziele 
zu erreichen und damit ihren bedeuten-
den Verpflichtungen im Rahmen des 
so zentralen Pariser Klimaabkommens 
von 2015 gerecht zu werden.
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Was wir benötigen, um die erfolgrei-
che Geschichte der Windkraft weiter zu 
schreiben – notwendige politische und 
regulatorische Rahmenbedingungen 

Sowohl politische Entscheidungsträger als 
auch Verbraucher müssen sich dessen be-
wusst sein, dass eine Reihe politisch getrie-
bener Anforderungen erfüllt werden müssen, 
um die Windindustrie zu befähigen, dauer-
haft und parallel in den Feldern der Dekar-
bonisierung und der Kostenreduzierung lie-
fern zu können, und um diesen über Jahre 
aufgebauten europäischen Industriesektor 
erhalten zu können. Trotz des schrittweisen 
Ausstiegs aus der öffentlichen Erneuerba-
ren-Förderung und trotz der Bezuschlagung 
der ersten Projekte, die gänzlich ohne staat-
liche Förderung auskommen werden, ist ein 
unterstützender politisch-regulatorischer 
Rahmen für den weiteren Ausbau der Wind-
kraft in Europa unerlässlich.

Die wesentlichen, politischen Handlungs-
empfehlungen sind auf verschiedene Felder 
im Bereich der Erneuerbaren-Politik verteilt:

• Die Grundlage für den Erhalt der Wind-
kraft als kosteneffizientestem Baustein 
der europäischen Energiewende bildet 
eine umfassende und langfristige po-
litische Klarheit hinsichtlich nationaler 
Wachstumsambitionen und der kon-
kreten Ausschreibungsplanung (Zeit-
punkt, Umfang). Der Prozess rund um 
die Nationalen Energie- und Klimaplä-

ne, welche die EU-Mitgliedsstaaten bis 
Ende 2019 der Europäischen Kommis-
sion vorlegen müssen, ist deshalb von 
essenzieller Bedeutung und muss von 
Brüssel aus zielführend vorangetrieben 
werden.

• Im Sinne größtmöglicher Sicherheit, 
auch für Investoren von außerhalb der 
Windindustrie, und zur Ermöglichung 
eines gesunden und nachhaltigen wei-
teren Kostenreduktionspfads für die 
Windkraft wird es auch in Zeiten erster, 
einzelner subventionsfreier Projekte 
weiterhin einen angemessenen regu-
latorischen Grundrahmen zur Stabili-
sierung der Einkünfte geben müssen. 
Gedankenspielen über etwaige Model-
le mit negativen Geboten bzw. Konzes-
sionszahlungen in Ausschreibungen 
für Windprojekte ist daher eine Absage 
zu erteilen. Vielmehr sollten Mechanis-
men gemäß dem Vorbild des britischen 
zweiseitigen Contract for Difference 
(CfD) eingeführt werden, der die Pro-
jektbetreiber zu einer Rückzahlung 
überschüssiger Einkünfte bei hohen 
Strompreisen verpflichtet. 

• Es bedarf größerer Anstrengungen aller 
Akteure – nationale Regulatoren, loka-
le Behörden und Entscheidungsträger, 
Windprojekt-Entwickler, Bürgerinitiati-
ven –, um mit Blick auf Genehmigungs-
prozesse gangbare Kompromisse im 
Lichte unterschiedlicher Interessen zu 

finden. Die Windindustrie selbst muss 
in diesem öffentlichen Diskurs ihre Ver-
antwortung zur Minimierung der Aus-
wirkungen angemessen wahrnehmen. 
Aber sie benötigt auch zusätzliche Be-
mühungen seitens der Politik, um vor 
Ort mehr Akzeptanz gegenüber dem 
Erneuerbaren-Ausbau zu schaffen. Es 
geht hier auch um eine ehrliche poli-
tische Debatte: Effektiver Klima- und 
Naturschutz wird nicht gänzlich ohne 
sichtbare Einschnitte auf lokaler Ebene 
möglich sein.

• Die Systemintegration ist ein weiterer 
bedeutender Schlüssel für den stärke-
ren Ausbau der Windkraft. Dafür muss 
der richtige Rahmen mit Blick auf Fra-
gen rund um Regelleistungs- und Re-
dispatchfragen sowie in Bezug auf den 
Netzausbau bzw. die Netzverstärkung 
gesetzt werden. Ein zusätzlicher An-
satzpunkt ist die gezielte Förderung der 
Systemdienlichkeit, etwa von hybriden 
Erneuerbaren-Parks, bestehend aus ei-
ner Kombination von Windkraftanlagen 
und/oder Solaranlagen und/oder Bat-
teriespeichern. Hier würden beispiels-
weise spezielle, auf diese Parks ausge-
richtete Ausschreibungen den nötigen 
Anreizrahmen bieten.

• Jenseits der Stromerzeugung liegt die 
Grundlage für nennenswerte Fortschrit-
te im Bereich der Sektorenkopplung 
und der Stärkung der Rolle von grünem 
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Wasserstoff in der Abschaffung unnö-
tiger Steuern und Abgaben auf Strom. 
Letztere machen die umfangreiche 
Nutzung zur Dekarbonisierung der ge-
nannten Sektoren Verkehr, Wärme und 
energieintensive Industrie bislang uner-
schwinglich. 

Ausblick

Zusammenfassend wird es im kommenden 
Jahrzehnt bei der politischen Ausgestaltung 
des europäischen Stromerzeugungsportfo-
lios auf drei Kernelemente ankommen:

1) durch regulatorischen Weitblick und 
Stabilität das weitere Kostensenkungs-
potenzial der Erneuerbaren vollum-
fänglich zu heben und insbesondere 
die Windkraft als günstigste Form der 
Stromerzeugung zu stärken;

2) durch eine verstärkte Sektorenkopp-
lung die derzeitige reine Elektrizitäts-
wende zu einer echten Energiewende 
zu machen – nur so lassen sich weitere 
erhebliche und nachhaltige CO2-Re-
duktionen realisieren; und 

3) einen ehrlichen öffentlichen Diskurs da-
rüber zu führen, dass Klimaschutz auch 
lokale Auswirkungen durch Wind- und 
Solaranlagen hat und dass es eines 
konstruktiven, von der Politik mode-
rierten Dialogs darüber bedarf, wie die 
grundsätzliche Zustimmung zum Aus-

bau der erneuerbaren Energien, auch 
auf lokaler Ebene, verstärkt werden 
kann. 

Fußnoten: 

1International Energy Association (2018), World Ener-
gy Outlook 2018 (inkl. Annex A), https://www.iea.org/
weo2018/ (zuletzt abgerufen am 24.07.19).

2Bundesnetzagentur (2018), EEG in Zahlen 2017, https://
www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/Elektrizitae-
tundGas/Unternehmen_Institutionen/ErneuerbareEnergi-
en/ZahlenDatenInformationen/zahlenunddaten-node.html 
(zuletzt abgerufen am 26.07.19); Department for Busi-
ness Energy & Industrial Strategy (2018), Digest of UK 
Energy Statistics 2018, https://assets.publishing.service.
gov.uk/mwg-internal/de5fs23hu73ds/progress?id=xT5ZT-
K7fBOsBskABb8Tn79Cwlu9hSBRvdAUuF7G76y8,&dl 
(zuletzt abgerufen am 26.07.19). 

3WindEurope (2017), Wind energy in Europe: Scenarios 
for 2030 (Central Scenario), https://windeurope.org/
wp-content/uploads/files/about-wind/reports/Wind-ener-
gy-in-Europe-Scenarios-for-2030.pdf (zuletzt abgerufen 
am 01.08.19).

4WindEurope, Wind delivers the energy society wants, 
https://windeurope.org/about-wind/wind-energy-today/ 
(zuletzt abgerufen am 25.07.19).

5Ibid.
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2030 wird das Umschalt-Jahr – 2020 das 
Anschaltjahr

Björn Spiegel  
Leiter Bereiche Strategie, Politik und 
Kommunikation bei der Erneuerba-
ren-Unternehmensgruppe ARGE Netz 
und Leiter des Berliner Büros

Nach dem Ausstieg aus der Kernener-
gie und dem vereinbarten Abschied von 
der Kohle wird die Energiewende zum 
Wachstumsmarkt mit dem Mittelstand 
als Innovationstreiber. Auch die Indus-
trie verlangt jetzt nach erneuerbarer, 
emissionsfreier Energie. Ab dem Jahr 
2030 kann es keine Investitionen mehr 
in fossile, CO2-intensive Technologien 
geben. Dazu müssen wir 2020 mit Erneu-
erbaren „anschalten“. Auf dem Weg zur 
Klimaneutralität und 100 Prozent Erneu-
erbare benötigen wir eine Aufholjagd für 
die Sektoren, Wärme, Verkehr und Indus-
trie. Power-to-X Lösungen stehen dabei 
zu Recht im Fokus. Dabei muss es unser 
gemeinsames Ziel sein, dass der Indust-
riestandort Deutschland und Europa mit 
Erneuerbaren nicht nur wettbewerbsfä-
hig bleibt, sondern auch wächst. 

Björn Spiegel

30 Jahre „Forum für Zukunftsenergien“ 
aus wegweisenden Impulsen und heißen 
Diskussionen stehen gewaltige Umbrüche 
in der Energiewirtschaft und Industrie in 
Deutschland, Europa und der Welt gegen-
über:1 Die energiebedingten CO2-Emissio-
nen sind global um 54 Prozent gestiegen, 
in Deutschland dagegen um 16,2 Prozent 

gesunken2. Der Preis von Rohöl ist um 280 
Prozent angestiegen3. Der Primärenergie-
verbrauch in Deutschland ist um 13,5 % ge-
sunken, der Bruttostromverbrauch dagegen 
um 8,8 Prozent gestiegen. 

1  Die Zahlen beziehen sich auf den Zeitraum von 1990 bis 
2018, vgl. BMWi, Energiedaten 2019.

2  Die Kennziffern zu energiebedingten CO2-Emissionen 
beziehen sich aufgrund der Datenlage nur auf den Zeit-
raum 1990 bis 2017. 

3  Zeitraum 1991 bis 2018.

Erneuerbare Erfolgsgeschichte mit Mut 
fortsetzen

Vor 30 Jahren glaubten nur wenige Pionie-
re an den Durchbruch der Erneuerbaren. 
Seitdem hat sich der Anteil der erneuerba-
ren Energien am Bruttostromverbrauch in 
Deutschland verzwölffacht. Heute decken 
Sie bereits über rund 40 Prozent ab. Auch 
wenn die Erfolge in den anderen Sektoren 
noch auf sich warten lassen, konnten durch 
den Ausbau der Erneuerbaren insgesamt 
rund 2,4 Milliarden Tonnen CO2 vermieden 
werden4. 

Bis zu einer echten Energiewende ist es 
aber noch ein  Weg. Der Anteil der Erneuer-
baren am gesamten Energieverbrauch be-
trägt erst rund 17 Prozent, im Verkehrssek-
tor sogar nur rund sechs Prozent. Bis 2030 
müssen die CO2-Emissionen im Mobilitäts-
sektor um über 40 Prozent sinken, um die 
vereinbarten Klimaziele zu erreichen. In nur 
30 Jahren wird Deutschland als Industriena-
tion CO2-neutral sein. Hierfür bedarf es nun 
erneut mutiger Pioniere aus Wirtschaft, Po-
litik und Gesellschaft damit wir gemeinsam 
auch die nächste Phase der Energiewende 
meistern und neue Mauern in den Köpfen 
überwinden können. 

4  Zeitraum 1990 bis 2018, BMWi, Zeitreihen zur Entwick-
lung der erneuerbaren Energien in Deutschland.
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Klimaschutz-Innovationen „made in Ger-
many“ in die Welt exportieren

Es bedarf enormer Anstrengungen für eine 
sektorübergreifende Dekarbonisierung auf 
Basis erneuerbarer Energien. Oder mit an-
deren Worten: Hier schlummern gigantische 
Wachstumspotenziale für die deutsche Wirt-
schaft, national, europaweit und global. Es 
gilt jetzt in der zweiten Phase, von der Stro-
merzeugung in die Energieversorgung mit 
Erneuerbaren einzusteigen. Synthetische 
Treibstoffe auf der Basis erneuerbarer Ener-
gien können fossile Energieträger dabei vor 
allem im Transportsektor und in der Indust-
rie schrittweise ersetzen. 

Statt Klein-Klein benötigen wir jetzt Groß-
Groß

Damit die Energiewende Wachstumsmotor 
bleiben kann, muss Deutschland diese Kli-
maschutz-Innovationen als System vor Ort 
umsetzen und dann in die Welt exportieren. 
Allerdings nimmt bei längerem Fahren mit 
angezogener Handbremse auch der Ver-
schleiß zu, der Motor geht kaputt. Es bedarf 
daher einer klaren, strategisch orientierten 
Energie- und Klimapolitik, die über mehrere 
Legislaturperioden hinaus planbar bleibt.

Statt Klein-Klein benötigen wir jetzt Groß-
Groß. Wir müssen groß denken, und die 
Entwicklungen dann auch bis zum Ende 
umsetzen. Große Projekte und ehrgeizige 
Ziele - umgesetzt von kleinen und mittleren 

Unternehmen, Konzernen, und in Partner-
schaften - haben die große Chance, Men-
schen zu begeistern und zu motivieren. 

Beispiel: HySynGas - Grundstein für den 
norddeutschen Power-to-Gas-Hub

ARGE Netz plant hierzu im Industriepark 
Brunsbüttel mit seinen Partner MAN Ener-
gy Solutions und Vattenfall Europe Innova-
tion mit „HySynGas“ das erste industriel-

le Großprojekt für Power-to-Gas weltweit. 
Das gemeinsame Ziel ist es, am größten 
Industriestandort Schleswig-Holsteins den 
Grundstein für einen norddeutschen Power-
to-Gas-Hub für sektorenübergreifende De-
karbonisierung zu legen. 

Die dort hergestellten grünen Gase können 
dann in nahezu allen Anwendungsbereichen 
eingesetzt werden: Im Verkehrssektor – um 
Busse, LKW und Schiffe anzutreiben – sowie 
beim Einsatz in der Industrie, in Gaskraft-
werken oder zur Wärmeversorgung. Zudem 
ist das grüne Gas langfristig speicherbar. So 
können natürliche Schwankungen in der er-
neuerbaren Stromerzeugung ausgeglichen 
und erneuerbarer Strom in alle Sektoren in-
tegriert werden.

Das innovative Projekt zeigt mit einer Ka-
pazität von 50 MW Elektrolyseleistung und 
einer nachgelagerten 40 t/d Methan-Syn-
these-Anlage, dass die Technologie der 
Elektrolyse und Synthese von erneuerba-

HySynGas: ARGE/ MAN ES/ Vattenfall
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rem Wasserstoff beziehungsweise Methan 
im großen industriellen Maßstab möglich 
ist. Eine deutliche Skalierung der Anlage ist 
dabei in Planung. Der Standort im Industrie-
park Brunsbüttel ist ideal für die nationale 
und internationale Anbindung an den Gas-
markt sowie für die direkte Nutzung des Ga-
ses in der Industrie.

Des Weiteren ist eine netzentlastende Wir-
kung durch eine steuerbare Last im win-
denergiereichen Norden Deutschlands zu 
erwarten. Aufgrund von Netzengpässen bis-
her ungenutzter erneuerbarer Strom kann 
mit Hilfe der Elektrolyse effektiv umgewan-
delt und gespeichert werden. Das Projekt ist 
damit ein zentraler Baustein für eine ganz-
heitliche Energiewende und bildet gleich-
zeitig das Zentrum für einen norddeutschen 
Power-to-Gas-Hub.

Abnehmer der erzeugten Gase sind bereits 
in Aussicht, u.a. die Volkswagen Konzern-
logistik, diverse Stadtwerke und auch In-
dustriebetriebe vor Ort haben sich zu einer 
Abnahme bereit erklärt. Neben der Nutzung 
in der Region, kann ebenfalls eine Einspei-
sung in das deutsche Erdgasnetz erfolgen 
und somit bilanziell in ganz Deutschland 
grünes Gas zur Verfügung gestellt werden. 
Mit einem möglichen künftigen LNG-Termi-
nal in Brunsbüttel ergibt sich perspektivisch 
außerdem die Möglichkeit, das angelande-
te Erdgas klimaschonend zu veredeln, also 
mit grünem synthetischen Gas aus Schles-
wig-Holstein zu vermengen und so einen 

Beitrag zur Dekarbonisierung des gesamten 
Erdgassystems in Deutschland und Europa 
zu leisten.

Reallabore: ein erster Schritt hin zu ei-
nem breiten Markt für P2X 

Am 18. Juli 2019 hatte Bundeswirtschafts-
minister Peter Altmaier die Gewinner des 
Ideenwettbewerbs „Reallabore der Energie-
wende“ verkündet. Das Projekt HySynGas 
wurde unter dem Dach des Projekts „Nord-
deutsches Reallabor“ ebenfalls prämiert. 

Damit die Energiewende weiter Wachs-
tumsmarkt bleibt, muss die technologische 
Führungsposition im Bereich PtX konse-
quent ausgebaut werden. Die Technik ist 
einsatzreif, und die Unternehmen wollen in 
die grüne Energiezukunft investieren. Nur 
die noch immer völlig veralteten gesetzge-
berischen Rahmenbedingungen erlauben 
derzeit keinen wirtschaftlichen Betrieb der 
innovativen Klimatechnologien. Das Real-
labor des Bundeswirtschaftsministeriums 
kann die Möglichkeit schaffen, grüne Gase 
wirtschaftlich vor Ort und deutschlandweit 
ohne Belastungen auf dem Strompreis nut-
zen zu dürfen. Dabei bleibt es unerlässlich, 
dass die Bundesregierung zügig einen brei-
ten Marktrahmen für P2X-Lösungen schafft. 
Eine CO2-Bepreisung für die Sektoren Wär-
me und Verkehr als Steuerungsinstrument 
für Klimainnovationen und ein Absenken der 
staatlich induzierten Strompreisbestandteile 
sind hierfür die zentralen Grundlagen.

Wie könnte ein Leitbild 2030 aussehen?

Akzeptanz lässt sich nicht kaufen, Begeis-
terung und Mut für ehrgeizigen Klimaschutz 
erst recht nicht. Daher bedarf es neben 
Großprojekten und zahlreichen Energie-
wendelösungen in den Regionen vor Ort ei-
nes Leitbildes 2030, das den Menschen ein 
Ziel, einen Zeitplan und die dafür nötigen 
Maßnahmen aufzeigt. Es muss Schluss sein 
mit Mikromanagement und Salamitaktik. 

Versorgungssicherheit mit Erneuerbaren

Ab 2023 gibt es in Deutschland keine Kerne-
nergie mehr und die Stimmen für einen wirt-
schaftlichen Kohleausstieg bis 2030 werden 
immer lauter. Zugleich produzieren Erneuer-
bare im ersten Halbjahr 2019 zum ersten Mal 
mehr Strom als alle Kohle- und Kernkraftwer-
ke zusammen. Ziel für 2030 muss es sein, 
dass Erneuerbare auch die Kohle komplett 
„ersetzen“. Es kann nicht sein, dass die in 
Deutschland benötigte Jahreshöchstlast in 
Höhe von rd. 83 GW weiterhin überwiegend 
durch konventionelle Kraftwerke abgedeckt 
werden soll. Die Erneuerbaren müssen und 
können beim Thema Versorgungssicherheit 
stärker in die Pflicht genommen werden. Da-
bei muss es der Ansporn der Branche sein, 
dass Erneuerbare, Speicher und Flexibilität 
im digitalen Verbundsystem Versorgungs-
sicherheit gewährleisten. Die Branche sagt 
„Ja“ zu Gaskraftwerken, wenn Sie mit grü-
nem Gas aus heimischer Erzeugung oder 
Importländern befeuert werden. 
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Das Jahr 2030 wird zum Umschalt-Jahr

Windkraft, Photovoltaik, Biomasse sowie 
P2X-Lösungen sind Motor in einem globa-
len Wachstumsmarkt für Klimatechnologi-
en. Der Mittelstand bleibt dabei der Inno-
vationstreiber der Energiewende. Das Jahr 
2030 wird zum Umschalt-Jahr. Das ist der 
letzte Meilenstein vor einer CO2-neutra-
len Volkswirtschaft. Denn Investitionsgüter 
haben eine Lebensdauer von mindestens 
20 Jahren. Das heißt konkret: Im Bereich 
Strom, Wärme und Verkehr darf es keine In-
vestitionen mehr in fossile Energien geben, 
Subventionen sind seit Langem aufgelöst. 
Anreize werden technologieoffen nur noch 
für Erneuerbare Lösungen gewährt.

2030 heißt vor allem mehr Energie-Wert-
schöpfung vor Ort: Digitale Echtzeit-Energie-
wirtschaft, offene Märkte ohne belastende 
Staatsabgaben aber mit sektorübergreifen-
dem CO2-Preis sowie P2X sind keine Buzz-
words, sondern gelebte Realität. Erneu-
erbare können den Menschen das Gefühl 
geben, das ist „unsere“ Energie, die uns 
antreibt, die uns wärmt, und die uns auch 
Arbeitsplätze bringt. Bürgerwind und Bürge-
renergie müssen daher in Zukunft eine noch 
viel stärkere Rolle einnehmen - Nutzen und 
Akzeptanz vereint. 

2020 wird das Anschalt-Jahr

Damit 2030 das Umschalt-Jahr wird, muss 
2020 das Anschalt-Jahr sein. Hierzu drei 

Kernforderungen: Erstens, ein nationaler, 
europäisch abgestimmter Konsens für eine 
„Anschalte-Strategie mit Erneuerbaren“. 
Ein Konsens für den Kohleausstieg ist gut, 
ein Konsens für den Erneuerbaren-Einstieg 
ist besser. Wir sind bereit für einen neuen 
„Green Deal“. Das gilt für Strom, aber auch 
für die schwierigen Bereiche Wärme und 
Verkehr. Dafür bedarf es langfristig tragba-
rer Zusagen aus Bund und Ländern für kon-
krete Flächen und Zubauzahlen.

Es bedarf zweitens, einer Industriestrategie 
für Erneuerbare: Erneuerbare sind Teil der 
Industrie und wollen gemeinsam mit einem 
starken Industrieland wachsen. Große Kon-
zerne wie BMW, Bosch, Siemens, VW und 
Co. werden jetzt schrittweise ihre Produkti-
on CO2 neutral umgestalten. Der industriel-
le Mittelstand ist hier oft schon viel weiter. 
Daher bedarf es Sonderflächen und schnel-
lere Genehmigungen für Industrielösungen. 
PPAs zwischen Erneuerbaren-Versorgern 
und der Industrie müssen der Standard wer-
den. Dafür müssen langfristige auch neue 
Allianzen zwischen Industrieverbänden und 
Erneuerbaren-Verbänden geschlossen wer-
den.

Klimaschutz erlaubt keinen Stillstand und 
muss weltweit erkämpft werden. Daher be-
darf es drittens, eine internationale Wachs-
tumsstrategie für globalen Klimaschutz. 
Zum ersten Mal seit der Bedrohung des Kal-
ten Krieges hat die Welt wieder ein Ziel vor 
Augen, das die Menschen eint, statt sie zu 

spalten. Die Rettung der Zukunft schafft Mut 
und Begeisterung. Wir in Deutschland und 
Europa schaffen dafür zugleich die Techno-
logien, Innovationen und Systeme.

Diese Geschichte muss von allen relevan-
ten Akteuren aus Politik, Wirtschaft, Wis-
senschaft und Gesellschaft geschrieben 
werden. Das Forum Zukunftsenergien wird 
also noch mindestens 30 Jahre gebraucht. 
Hierbei wünsche ich Frau Dr. Nietfeld und 
Ihrem Team allzeit eine glückliche Hand und 
viel Erfolg.
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schaft e.V. (BDEW), Berlin
Bundesverband Erdgas, Erdöl und Geoenergie 
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Gesamtverband der deutschen Textil- und 
Modeindustrie e.V., Berlin
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Mineralölwirtschaftsverband e.V., Berlin
TÜV Thüringen e.V., Erfurt
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Wirtschaftsvereinigung Metalle e.V., Düsseldorf
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